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05. 03. 98 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksache 13/8935 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Sprengstoffgesetzes 
und anderer Vorschriften (SprengÄndG 1997) 


A. Problem 

Mit dem Gesetz wird die Richtlinie 93/15/EWG des Rates vom 
5. April 1993 zur Harmonisierung der Bestimmungen über das 
Inverkehrbringen und die Kontrolle von Explosivstoffen für zivile 
Zwecke (ABI. EG Nr. L 121 S, 20, berichtigt im ABI. EG Nr. L 79 
S. 34 vom 7, April 1995) in deutsches Recht umgesetzt und an 
Stelle der Anlage I des Gesetzes der Anhang I Teil A. 14 der Richt- 
linie 92/69/EWG der Kommission vom 31, Juh 1992 (ABI. EG 
Nr, L 383 S. 113 und Nr. L 383 A S. 1 [S. 87]) unmittelbar für 
anwendbar erklärt. Angepaßt werden die Vorschriften für die Prü- 
fung der Explosionsgefahr sowie eine Angleichung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften für die Einstufung, Verpackung und 
Kennzeichnung gefährhcher Stoffe an den technischen Fort- 
schritt. Ebenfalls umgesetzt werden soll das Übereinkommen 
über die Markierung von Plastiksprengstoffen zum Zwecke der 
Entdeckbarkeit vom 1. März 1991. 


B. Lösung 

Im Rahmen eines Artikelgesetzes werden die bisherigen Bestim- 
mungen für die Prüfung, Zulassung von und den Umgang mit 
explosionsgefährhchen Stoffen mit Ausnahme redaktioneller 
Änderungen beibehalten für Sprengzubehör, pyrotechnische 
Sätze und sonstige explosionsgefährhche Stoffe und für den Be- 
reich der Explosivstoffe durch das Konformitätsbewertungs- und 
das Quahtätssicherungsverfahren nach Gemeinschaftsrecht er- 
setzt. Darüber hinaus werden Verfahren für den Erlaß von Ver- 
wendungsbestimmungen geschaffen, da diese bisher im Rahmen 
des Zulassungsverfahrens ergingen und auch künftig nicht dem 
Gemeinschaftsrecht unterhegen. Die Schaffung von Verbringens- 
bestimmungen als Ersatz für die weggefallenen Grenzkontrollen 
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bietet die Möglichkeit, im Rahmen redaktioneller Anpassungen 
Überschneidungen zum Recht der Beförderung gefährücher 
Güter zu beseitigen und die Bestimmungen für die Vermittlung 
der Fachkunde zum Umgang mit Explosivstoffen fortzuschreiben. 
So kann die Fünfte Verordnung zum Sprengstoffgesetz aufgeho- 
ben werden. Notwendige Bestimmungen zur Anerkennung in an- 
deren Mitghedstaaten erworbener Qualifikationen werden in die 
Erste Verordnung eingestellt. Die Vorschriften für die Kennzeich- 
nung von Explosivstoffen werden schließhch um Bestimmungen 
für die Markierung zum Zwecke der Entdeckbarkeit ergänzt, um 
den kriminellen Mißbrauch derartiger Stoffe zu erschweren. 

Mehrheit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 

Durch die Ausführung des Gesetzes sind die Gemeinden nicht be- 
troffen. Die vorgesehenen sachlichen Änderungen des Spreng- 
stoffgesetzes, der auf Grund des Gesetzes zu erlassenden Rechts- 
vorschriften einschheßhch der mit dem Gesetz umzusetzenden 
Richtlinie 93/ 15/EWG führen zu einer Ausweitung der behördh- 
chen Tätigkeiten beim Bund und in deutlich geringerem Maße 
auch bei den Ländern. 

Der Vollzug des Gesetzes erfordert zehn Stellen bei der Bundes- 
anstalt für Materialforschung und -prüfung (BAM), um die not- 
wendigen Prüfungen auch neuer, erstmahg der Prüfungspfhcht 
unterhegenden Stoffgruppen (Treibmittel), den Erlaß der erforder- 
lichen Verwaltungsakte - wie Konformitätszertifizierung, Fest- 
legung von Verwendungshinweisen, Verbringensgenehmigun- 
gen die Durchführung von Quahtätssicherungsverfahren sowie 
den Aufbau und die Bedienung des Informationssystems auf Ge- 
meinschaftsebene zu gewährleisten. Der vorgenannte benötigte 
Personalbedarf wird in vollem Umfang durch eine veränderte 
Prioritätensetzung in den Aufgaben der Bundesanstalt und durch 
Umschichtung ausschheßhch aus dem Stellenplan der BAM aus- 
geghchen. 

Die mit der Änderung des Sprengstoffgesetzes verbundenen 
Sachausgaben sind derzeit im Detail noch nicht genau quantifi- 
zierbar, weil die für die Prüfungen benötigten Einrichtungen, 
Apparate und Geräte sich erst aus den zur Zeit in der Erstellung 
befindlichen harmonisierten Normen ergeben werden. Dieser 
Sachaufwand wird aber - wie schon jetzt abschätzbar ist - gering 
sein, zumal vorhandene Einrichtungen auch künftig eingesetzt 
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werden können. Unabhängig davon werden erforderlich wer- 
dende Sachaufwendungen durch entsprechende Einsparungen 
im Einzelhaushalt der Bundesanstalt aufgefangen werden. 

Die Gebühren für Amtshandlungen, Prüfungen und Untersuchun- 
gen nach dem Sprengstoffgesetz und nach den auf dem Gesetz 
beruhenden Rechtsverordnungen sollen durch eine umgehende 
Änderung der Kostenverordnung zum Sprengstoffgesetz (Spreng- 
KostV) an die aktuellen Kostenverhältnisse angepaßt und fortge- 
schrieben werden. 


E. Sonstige Kosten 

Zu den Kosten der Wirtschaft durch die Umsetzung der Richtlinie 
93/15/EWG und des Übereinkommens über die Markierung von 
Plastiksprengstoffen zum Zwecke der Entdeckbarkeit haben sich 
die beteiligten Verbände nicht geäußert. Die Kosten wegen der 
notwendigen Einführung des Quahtätssicherungsverfahrens und 
der Pflicht zur Markierung von bestimmten Explosivstoffen wer- 
den, gemessen an den Produktionskosten, als insgesamt gering 
angesehen. Die Zusammenfassung der Zuständigkeiten für Bau- 
musterprüfung imd Verwendungsbestimmungen, aber auch für 
die Erteilung der Verbringensgenehmigungen bei einer staat- 
lichen Stelle führen zu einer Verfahrensstraffung und damit einer 
Zeit- und Kostenersparnis, so daß Mehrkosten für das Qualitäts- 
sicherungsverfahren, soweit diese entstehen, zumindest teilweise 
wieder ausgeglichen werden. Eine Kosteneinsparung für die Her- 
steller und den Handel ergibt sich auch daraus, daß gemein- 
schaftsweit Prüfungen und Zulassungen von Explosivstoffen har- 
monisiert sind und beim grenzüberschreitenden Vertrieb kosten- 
wirksam nur noch solche Prüfungen und Untersuchungen an- 
fallen, die aus den Besonderheiten des Verwendungsortes und 
in nationaler Verantwortimg des Empfängerstaates erforderlich 
sind. 

Auswirkungen auf das Preisniveau und insbesondere das Ver- 
braucherpreisniveau sind nicht zu erwarten. Auswirkimgen auf 
die Einzelpreise sind möglich, aber nicht quantifizierbar. 


3 



Drucksache 13/10065 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschheßen, 

den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Drucksache 13/8935 
in der aus der anüegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fas- 
sung anzunehmen. 


Bonn, den 26. Februar 1998 


Der Innenausschuß 




Dr. Winfried Penner 

Wolfgang Bosbach 

Günter Graf (Friesoythe) 

Manfred Such 

Vorsitzender 

Berichterstatter 

Berichterstatter 

Berichterstatter 


Dr. Max Stadler 

Ulla Jelpke 



Berichterstatter 

Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Sprengstoffgesetzes 
und anderer Vorschriften (SprengÄndG 1997) 

- Drucksache 1 3/8935 - 

mit den Beschiüssen des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Sprengstoffgesetzes 
und anderer Vorschriften (SprengÄndG 1997)*) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes - 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Sprengstoffgesetzes 

Das Sprengstoffgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 17. April 1986 (BGBl. I S. 577), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 § 9 des Gesetzes vom 19. Ok- 
tober 1994 (BGBl. I S. 2978), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Dieses Gesetz gilt für den Umgang und 
Verkehr mit sowie die Einfuhr von festen oder 
flüssigen Stoffen und Zubereitungen (Stoffe), 
die durch eine nicht außergewöhnliche ther- 
mische, mechanische oder andere Beanspru- 
chung zur Explosion gebracht werden können 
(explosionsgefährliche Stoffe), soweit sie zur 
Verwendung als Explosivstoffe oder als pyro- 
technische Sätze bestimmt sind, sowie im An- 
wendungsbereich des Abschiütts V auch für ex- 
plosionsgefährliche Stoffe mit anderer Zweck- 
bestimmung. Als explosionsgefährlich gelten 
nur solche Stoffe, die sich bei Durchführung 
der Prüfverfahren nach Anhang I Teil A.14 der 
Richtlirüe 92/69/EWG der Kommission vom 
31. Juli 1992 zur Siebzehnten Anpassung der 
Richtlinie 67/548/EWG zur Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die 
Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung 
gefährlicher Stoffe an den technischen Fort- 
schritt (ABI. EG Nr. L 383 S. 1 13 und Nr. L 383 A 
S. 1 [S. 87]) in der jeweüs jüngsten im Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften veröffentlich- 
ten Fassung als explosionsgefährlich erweisen. " 


•) Mit diesem Gesetz wird die Richtlinie 93/15/EWG des Rates 
vom 5. April 1993 •zur Harmonisierung der Bestimmungen 
über das Inverkehrbringen und die Kontrolle von Explosiv- 
stoffen für zivile Zwecke (ABI. EG Nr. L 121 S. 20, berichtigt 
im ABI. EG Nr. L 79 S, 34 vom 7. April 1995) in deutsches 
Recht umgesetzt und an Stelle der Anlage I des Gesetzes der 
Anhang I Teil A.14 der Richtlinie 92/69/EWG der Kommis- 
sion vom 31. Juli 1992 [ABI. EG Nr. L 383 S. 113 und 
Nr. L 383 A S. 1 (S. 87)] unmittelbar für anwendbar erklärt. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Sprengstoffgesetzes 
und anderer Vorschriften (SprengÄndG 1997) *) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Sprengstoffgesetzes 

Das Sprengstoffgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 17. April 1986 (BGBl. I S. 577), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 § 9 des Gesetzes vom 19. Ok- 
tober 1994 (BGBl. I S. 2978), wird wie folgt geändert: 

1 . § 1 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


*) Mit diesem Gesetz wird die Richtlinie 93/15/EWG des Rates 
vom 5. Aprü 1993 zur Harmonisierung der Bestimmungen 
über das Inverkehrbringen und die Kontrolle von Explosiv- 
stoffen für zivile Zwecke (ABI. EG Nr. L 121 S. 20, berichtigt 
im ABI. EG Nr. L 79 S. 34 vom 7. April 1995) in deutsches 
Recht umgesetzt und an Stelle der Anlage I des Gesetzes der 
Anhang I Teil A.14 der Richtlirüe 92/69/EWG der Kommis- 
sion vom 31. Juli 1992 [ABI. EG Nr. L 383 S. 113 und 
Nr. L 383 A S. 1 (S. 87)] unnüttelbar für anwendbar erklärt. 
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Entwurf Beschlüsse des 4. Ausschusses 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: b) unverändert 

„(2) Den Explosivstoffen nach Absatz 1 ste- 
hen bei der Anwendung des Gesetzes mit Aus- 
nahme des § 2 gleich 

1. explosionsfähige Stoffe, die nicht explo- 
sionsgefährlich, jedoch zur Verwendung als 
Explosivstoffe bestimmt sind, 

2. explosionsgefährliche Stoffe, die zur Her- 
stellung von Explosivstoffen bestimmt sind, 

3. Zündmittel, 

4. andere Gegenstände, ausgenommen pyro- 
technische Gegenstände, in denen explo- 
sionsgefährliche Stoffe nach Absatz 1 oder 
explosionsfähige Stoffe nach Nummer 1 für 
die bestimmungsgemäße Verwendung ganz 
oder teilweise fest eingeschlossen sind und 
in denen die Explosion eingeleitet wird. 

Den pyrotechnischen Sätzen nach Absatz 1 
stehen bei der Anwendung des Gesetzes mit 
Ausnahme des § 2 gleich 

1. pyrotechnische Gegenstände, 

2. explosionsgefährliche Stoffe, die zur Her- 
stellung pyrotechnischer Sätze bestimmt 
sind, 

3. Anzündmittel. " 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: c) unverändert 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Nach den Worten „zur Verwendung 
als" werden die Worte „Sprengstoffe, 

Treibstoffe, Zündstoffe, pyrotech- 
nische Sätze oder zu deren Herstel- 
lung bestimmt sind" durch die Worte 
„Explosivstoffe oder pyrotechnische 
Sätze bestimmt sind (sonstige explo- 
sionsgefährliche Stoffe)" ersetzt. 

bbb) In Nummer 1 werden nach dem Wort 
„Gesetzes" die Worte „mit Ausnah- 
me derer, die sich ausschließlich auf 
Explosivstoffe, pyrotechnische Sätze 
oder Sprengzubehör beziehen, " ein- 
gefügt. 

ccc) In den Nummern 2 und 3 wird die 
Angabe „32" jeweils durch die An- 
gabe „32a" ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird nach der Angabe „§ 25 

Nr. 2, " die Angabe „ § 32 a, " eingefügt. 

d) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a ein- d) unverändert 
gefügt: 

„(3 a) Den sonstigen explosionsgefährlichen 
Stoffen nach Absatz 3 stehen Explosivstoffe 
gleich, die zur Herstellung sonstiger explo- 
sionsgefährlicher Stoffe bestimmt sind. " 
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Entwurf 

e) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird das Wort „Stellen" 
durch das Wort „Dienststellen" ersetzt. 

bb) Nummer 2 wird wie folgt neu gefaßt: 

„2. die Beförderung von explosionsge- 
fährlichen Stoffen im Schienenver- 
kehr der Eisenbahnen des öffent- 
lichen Verkehrs, mit Seeschiffen und 
mit Luftfahrzeugen, jedoch mit Aus- 
nahme des § 22 Abs. 2 und § 24 Abs. 2 
Nr. 4 und der sich hierauf beziehenden 
Strafvorschriften, " . 

cc) In Nummer 3 wird nach der Angabe „22" 
die Angabe „ , 32 a" eingefügt. 

dd) Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. Schiißwaffen und Munition im Sinne 
des Waffengesetzes und für Kriegs- 
waffen im Sinne des Gesetzes über die 
Kontrolle von Kriegswaffen; das Ge- 
setz gilt jedoch für das Bearbeiten und 
Vernichten von Munition einschheß- 
lich sprengkräftiger Kriegswaffen im 
Sinne der vorstehenden Gesetze so- 
wie für das Wiedergewinnen explo- 
sionsgefährlicher Stoffe aus solcher 
Murütion, bei Fundmuiütion auch für 
das Aufsuchen, Freilegen, Bergen und 
Aufbewahren, " . 


2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Anwendung auf neue sonstige explosionsge- 
fährliche Stoffe". 

b) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Wer einen in einer Liste nach Absatz 6 nicht 
aufgeführten Stoff, bei dem die Annahme be- 
gründet ist, daß er explosionsgefährlich ist und 
der lücht zur Verwendung als Explosivstoff 
oder pyrotechiüscher Satz bestimmt ist, ein- 
führt, aus einem anderen Mitgliedstaat der Eu- 
ropäischen Urüon in den Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes verbringt oder herstellt und ihn 
vertreiben, anderen überlassen oder verwen- 
den will, hat dies der Bundesanstalt für Mate- 
rialforschung und -prüfung (Bundesanstalt) 
unverzüglich anzuzeigen und ihr auf Verlan- 
gen eine Stoffprobe vorzulegen. " 

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „der Anlage I" 
durch die Angabe „§ 1 Abs. 1 Satz 2" er- 
setzt; die Worte „oder das Bundesinstitut" 
werden gestrichen. 

bb) In Satz 2 werden die Worte „ so teüen sie dies 
im Falle eines Stoffes nach § 1 Abs. 1 dem 
Anzeigenden vor Ablauf der Zweimonats- 
frist schriftlich mit, im Falle eines Stoffes 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

e) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
aa) unverändert 

bb) unverändert 


cc) unverändert 

dd) Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. Schußwaffen und Munition im Sinne 
des Waffengesetzes und für Kriegs- 
waffen im Sinne des Gesetzes über die 
Kontrolle von Kriegswaffen; das Ge- 
setz gilt jedoch für das Bearbeiten und 
Vernichten von Munition einschheß- 
lich sprengkräftiger Kriegswaffen im 
Sinne der vorstehenden Gesetze so- 
wie für das Wiedergewinnen explo- 
sionsgefährlicher Stoffe aus solcher 
Munition und für das Aufbewahren 
von zur Delaborierung oder Vernich- 
tung ausgesonderten sprengkräftigen 
Kriegswaffen, bei Fundmunition auch 
für das Aufsuchen, Freilegen, Bergen 
und Aufbewahren, " . 

2. unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 4. Ausschusses 

nach § 1 Abs. 3 erläßt die Bundesanstalt 
innerhalb“ durch die Worte ersetzt „erläßt 
die Bundesanstalt vor Ablauf " . 

cc) In Satz 3 wird nach dem Wort „neuer" das 
Wort „sonstiger" eingefügt. 

d) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „einem“ 
die Worte „neuen sonstigen" eingefügt. 

bb) In Satz 3 werden die Worte „nach Anlage I 
Nr. 11" durch die Worte „der thermischen 
Empfindlichkeit nach § 1 Abs. 1" und die 
Worte „der Anlage I genannten" durch die 
Worte „§ 1 Abs. 1 Satz 2 bezeichneten" er- 
setzt. 

e) In Absatz 5 Nr. 3 wird das Wort „befördern" ge- 
strichen. 

f ) Absatz 6 wird wie folgt gefaßt: 

„ (6) Die Absätze 1 bis 5 finden mit Ausnahme 
von Absatz 3 Satz 2 bis 4 keine Anwendung auf 
sonstige explosionsgefährliche Stoffe, die vom 
Bundesministerium des Innern mit Bekanntma- 
chung vom 3. Dezember 1986 (BAnz Nr. 233 a 
vom 16. Dezember 1986), berichtigt mit Be- 
kanntmachung vom 5. März 1987 (BAnz Nr. 51 
S. 2635 vom 14. März 1987), veröffentlicht wor- 
den sind. Die Bundesanstalt veröffentlicht die 
Stoffe, deren Explosionsgefährhchkeit sie nach 
den Absätzen 2 und 3 festgesteUt hat, im Bun- 
desanzeiger. Die Zusammenfassung verschie- 
dener Zubereitungen in Rahmenzusammen- 
setzungen ist bei der Veröffentlichung nach 
Satz 2 zulässig, sofern die durch die Zusam- 
menfassung erfaßten Zubereitungen zweifels- 
frei explosionsgefährlich, einander bezüglich 
ihrer chemischen Zusammensetzung hinrei- 
chend ähnhch und der gleichen Stoffgruppe 
der Anlage II zuzuordnen sind. " 

3. § 3 wird wie folgt gefaßt: 3. unverändert 

„§3 

Begriffsbestimmungen 
(1) Im Sinne dieses Gesetzes 

1 . sind Explosivstoffe die in der Anlage III zu die- 
sem Gesetz (Explosivstoffliste) bestimmten 
Stoffe und Gegenstände, die nach der Richt- 
linie 93/15/EWG des Rates vom 5. April 1993 
zur Harmonisierung der Bestimmungen über 
das Inverkehrbringen und die Kontrolle von 
Explosivstoffen für zivile Zwecke (ABI. EG 
Nr. L 121 S. 20) in der jeweils geltenden Fassung 
als solche betrachtet werden oder diesen in 
Zusammensetzung und Wirkung ähnhch sind, 

2. sind pyrotechnische Gegenstände solche Ge- 
genstände, die Vergnügungs- oder techni- 
schen Zwecken dienen und in denen explo- 
sionsgefährhche Stoffe oder Stoffgemische 
(pyrotechnische Sätze, Schwarzpulver) enthal- 
ten sind, die dazu bestimmt sind, unter Aus- 
nutzung der in diesen enthaltenen Energie 
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Entwurf 

Licht-, Schall-, Rauch-, Nebel-, Heiz-, Druck- 
oder Bewegungs Wirkungen zu erzeugen, 

3. sind Zündmittel Gegenstände, die explosions- 
gefährliche Stoffe enthalten und die ihrer Art 
nach zur detonativen Auslösung von Spreng- 
stoffen oder Sprengschnüren bestimmt sind, 

4. sind Anzündmittel Gegenstände, die explo- 
sionsgefährliche Stoffe enthalten und die ihrer 
Art nach zur nichtdetonativen Auslösung von 
Explosivstoffen oder pyrotechnischen Sätzen 
und Gegenständen bestimmt sind, 

5. sind Sprengzubehör 

a) Gegenstände, die ihrer Art nach zur Aus- 
lösung einer Sprengung oder zur Prüfung der 
zur Auslösung einer Sprengimg erforder- 
lichen Vorrichtung bestimmt sind und die 
keine explosionsgefährlichen Stoffe enthalten, 

b) Lade- und Misch-Ladegeräte für explo- 
sionsgefährhche oder explosionsfähige 
Stoffe, die zum Sprengen verwendet werden, 

6. ist Fundmurütion Murütion oder spr engkräftige 
Kriegswaffen, die nicht ununterbrochen ver- 
wahrt, überwacht oder verwaltet worden ist. 

(2) Im Sinne dieses Gesetzes umfaßt 

1. der Umgang mit explosionsgefährlichen Stof- 
fen das Herstellen, Bearbeiten, Verarbeiten, 
Wiedergewinnen, Aufbewahren, Verbringen, 
Verwenden und Vernichten sowie innerhalb 
der Betriebs Stätte den Transport, das Überlas- 
sen und die Empfangnahme dieser Stoffe, 
außerdem die weiteren in § 1 Abs. 4 Nr. 4 
bezeichneten Tätigkeiten, 

2. der Verkehr mit explosionsgefährlichen Stof- 
fen das Inverkehrbringen, Erwerben, Vertrei- 
ben (Feilbieten, Entgegennehmen und Aufsu- 
chen von Bestehungen), Überlassen und das 
Vermitteln des Erwerbs, des Vertriebs und des 
Überlassens dieser Stoffe, 

3. Einfuhr jede Ortsveränderung von explosions- 
gefährlichen Stoffen aus einem Staat, der nicht 
Mitglied der Europäischen Union ist (Drittstaat), 
in den Geltungsbereich dieses Gesetzes, Aus- 
fuhr jede Ortsveränderung aus dem Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes in einen Drittstaat und 
Durchfuhr jede Ortsveränderung zwischen 
Drittstaaten unter zollamtlicher Überwachung 
durch den Geltungsbereich dieses Gesetzes. 

(3) Im Sinne dieses Gesetzes ist 

1. Verbringen jede Ortsveränderung außerhalb 
einer Betriebsstätte von diesem Gesetz unter- 
faUenden Stoffen und Gegenständen 

a) im Geltungsbereich dieses Gesetzes, 

b) aus einem anderen Staat der Europäischen 
Urüon (Mitgliedstaat) in den Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes oder umgekehrt, 

2. Inverkehrbringen jede entgeltliche oder un- 
entgeltiiche erstmalige Bereitstellung von ex- 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
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Entwurf Beschlüsse des 4. Ausschusses 

plosions gefährlichen Stoffen im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes zum Zwecke des Ver- 
triebs oder der Verwendung dieser Stoffe. " 

4. § 4 wird wie folgt geändert: 4. unverändert 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Absatzbezeichnung „(1)“ gestri- 
chen. 

bb) In Nummer 1 Buchstabe a wird die An- 
gabe „(Anlage I)" durch die Angabe „(§ 1 
Abs. 1 Satz 2)" ersetzt. 

cc) In Nummer 4 werden die Worte „beför- 
dern oder" gestrichen. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

5. § 5 wird wie folgt geändert: 5. unverändert 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: „Zulas- 
sung von pyrotechnischen Sätzen, sonstigen 
explosionsgefährhchen Stoffen und Sprengzu- 
behör". 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Pyrotechnische Sätze, sonstige explo- 
sionsgefährliche Stoffe und Sprengzube- 
hör dürfen nur eingeführt, verbracht, ver- 
trieben, anderen überlassen oder verwen- 
det werden, wenn sie ihrer Zusammenset- 
zung, Beschaffenheit und Bezeichnung 
nach von der Bundesanstalt zugelassen 
worden sind oder durch Rechtsverord- 
nung nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 allgemein zuge- 
lassen sind. " 

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Herstel- 
ler" die Worte „, seinem in einem Mit- 
ghedstaat ansässigen Bevollmächtigten" 
eingefügt. 

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden in den Nummern 2 und 3 
jeweils die Worte „explosionsgefährhchen 
Stoffe" durch die Worte „pyrotechnischen 
Sätze, die sonstigen explosionsgefährh- 
chen Stoffe" ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden das Semikolon durch 
einen Punkt ersetzt und der folgende 
Halbsatz aufgehoben. 

d) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Die Bundesanstalt kann auf Antrag des 
Herstehers, seines in einem Mitghedstaat an- 
sässigen Bevollmächtigten oder des Einfüh- 
rers im Einzelfah Ausnahmen von dem Erfor- 
dernis der Zulassung nach Absatz 1 zulassen, 
soweit der Schutz von Leben, Gesundheit und 
Sachgütern Beschäftigter oder Dritter dies zu- 
läßt." 

e) In Absatz 4 werden die Worte „explosionsge- 
fährhchen Stoffen" durch die Worte „pyrotech- 
nischen Sätzen, sonstigen explosionsgefährh- 
chen Stoffen" ersetzt. 
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6. Nach § 5 wird folgender neuer § 5 a eingefügt: 

„§5a 

Konformitätsnachweis und 
Verwendungshfnwefse für Explosivstoffe 

(1) Explosivstoffe dürfen nur eingeführt, ver- 
bracht, in Verkehr gebracht, vertrieben, anderen 
überlassen oder verwendet werden, wenn der 
Hersteller oder sein in einem Mitghedstaat an- 
sässiger Bevollmächtigter für sie den Konformi- 
tätsnachweis erbracht hat und die Stoffe mit der 
CE-Kennzeichnung (CE-Zeichen) versehen sind. 
Explosivstoffe dürfen im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes anderen, außer zur Ausfuhr oder zum 
Verbringen in einen anderen Mitghedstaat, nur 
überlassen oder verwendet werden, wenn sie au- 
ßerdem mit einem Identifikationszeichen verse- 
hen sind. Das Identifikationszeichen wird von 
der Bundesanstalt erteüt. Der Konformitätsnach- 
weis ist erbracht, wenn die EG-Baumuster der 
Explosivstoffe den in Anhang I der Richtlinie 93/ 
15/EWG vom 5. Aprü 1993 (ABI. EG Nr. L 121 
S. 20) festgelegten grundlegenden Anforderun- 
gen entsprechen, die den EG-Baumustern nach- 
gefertigten Explosivstoffe den EG-Baumustern 
entsprechen und beides durch eine Bescheini- 
gung nachgewiesen ist. Die Kennzeichnung 
nicht konformer Explosivstoffe mit dem CE-Zei- 
chen und das Inverkehrbringen solcher Explosiv- 
stoffe und das Überlassen an andere außerhalb 
der Betriebsstätte sind verboten. 

(2) Die Bundesanstalt legt mit der Erteilung des 
Identifikationszeichens zur Abwendung von Ge- 
fahren für Leben und Gesundheit Beschäftigter 
oder Dritter Bestimmungen für die Verwendung 
des Explosivstoffes fest. Diese sind vom Verwen- 
der zu beachten. Die nachträghche Ergänzung, 
Änderung oder Aufhebung von Verwendungsbe- 
stimmungen ist zulässig. 

(3) Die Bundesanstalt kann zum Zwecke der 
Ausfuhr auf Antrag des Herstellers, seines in 
einem Mitghedstaat ansässigen Bevollmächtig- 
ten oder des Ausführers Ausnahmen vom Erfor- 
dernis des Konformitätsnachweises nach Absatz 1 
Satz 1 zulassen." 

7. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden die Worte „explo- 
sionsgefährhche Stoffe" durch die Worte 
„pyrotechnische Sätze, sonstige explo- 
sionsgefährhche Stoffe" ersetzt. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

6. Nach § 5 wird folgender neuer § 5 a eingefügt: 
„§ 5a 

Konformitätsnachweis und 
Verwendungsbestimmungen für Explosivstoffe 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


7. unverändert 


bb) Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Buchstabe a werden nach den Wor- 
ten „die Zulassung von“ die Worte 
„pyrotechnischen Sätzen, sonstigen“; 
nach dem Wort „Sprengzubehör" 
werden die Worte „und den Konfor- 
nütätsnachweis für Explosivstoffe " 
eingefügt. 
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bbb) An Buchstabe b wird folgender 
Halbsatz angefügt: „und die Anfor- 
derungen, die benannte Stellen für 
die Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
im Rahmen des Konformitätsnach- 
weises erfüllen müssen, " . 

ccc) ln Buchstabe c werden die Worte 
„und über seine Art und Form" 
durch die Worte „auf pyrotechni- 
schen Sätzen, sonstigen explosions- 
gefährlichen Stoffen und auf 
Sprengzubehör, die Festlegung der 
Kennzeichnung von Explosivstoffen 
mit dem CE-Zeichen und einem 
Identifikationszeichen sowie die Art 
und Form dieses Zeichens und des 
CE-Zeichens, “ ersetzt. 

ddd) Buchstabe d wird wie folgt gefaßt: 

„d) das Verfahren für die Zulassung 
nach § 5 Abs. 1 und 2, das Ver- 
fahren für den Konformitäts- 
nachweis nach § 5a Abs. 1, das 
Verfahren für die Akkreditie- 
rung und Überwachung be- 
nannter Stellen und Prüflabora- 
torien und die Bekanntmachung 
der zugelassenen pyrotechni- 
schen Sätze, sonstigen explo- 
sionsgefährlichen Stoffe und des 
Sprengzubehörs sowie der Ex- 
plosivstoffe, für die der Konfor- 
mität snach weis erbracht wor- 
den ist, " . 

eee) Nach Buchstabe d wird folgender 
Buchstabe e angefügt: 

„e) das Verbringen von explosions- 
gefährlichen Stoffen und dessen 
Kontrolle sowie die Mitteilung 
von erfolgten Meldungen und 
erteilten Genehmigungen an 
Behörden der Ausgangs-, 
Durchfuhr- und Bestimmungs- 
staaten oder an die Kommission 
der Europäischen Gemeinschaf- 
ten durch die Bundesanstalt, die 
zuständigen Landesbehörden 
und durch die für das Verbrin- 
gen Verantwortlichen, " . 

cc) In Nummer 3 werden nach Buchstabe d 

folgende Buchstaben e und f angefügt: 

„e) daß eine Erlaubnis nach § 7 und ein 
Befähigungsschein nach § 20 nicht 
aus den in § 8 Abs. 2 genannten Grün- 
den versagt werden kann, 

f) daß der Nachweis der Fachkunde für 
den Umgang und den Verkehr mit ex- 
plosionsgefährhchen Stoffen nach § 8 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a in Verbin- 
dung mit § 9 oder nach § 20 Abs. 2 auch 
bei Vorliegen anderer Voraussetzun- 
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gen als der in § 9 Abs. 1 und 2 bezeich- 
neten Voraussetzungen als erbracht 
anzusehen ist, " . 

dd) Am Ende der Nummer 5 wird der Punkt 
durch ein Komma ersetzt; folgende 
Nummern 6 und 7 werden angefügt: 

„6. die Explosivstoffliste nach § 3 Abs. 1 
Nr. 1 so anzupassen, daß sie alle nach 
der Richtlinie 93/15/EWG des Rates 
vom 5. April 1993 zur Harmonisierung 
der Bestimmungen über das Inver- 
kehrbringen und die Kontrolle von Ex- 
plosivstoffen für zivile Zwecke (ABI. 
EG Nr. L 121 S. 20) in der jeweils jüng- 
sten im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften veröffenthchten Fas- 
simg maßgeblichen Explosivstoffe 
und Gegenstände und diesen nach 
dem Stand der wissenschaftlichen 
und technischen Erkenntnisse in Zu- 
sammensetzung und Wirkung ähnli- 
che Explosivstoffe enthält, 

7. zur Erfüllung von Verpflichtungen aus 
zwischenstaatiichen Vereinbarungen 
zu bestimmen, daß explosionsgefähr- 
hche Stoffe ziun Zwecke der Entdeck- 
barkeit zu markieren sind und daß der 
Umgang und Verkehr mit nicht mar- 
kierten Stoffen sowie deren Ein- oder 
Ausfuhr verboten sind. " 

b) In Absatz 2 Satz 3 wird das Wort „Prüfstellen" 
durch die Worte „ der weiteren benannten Stel- 
len" ersetzt. 

c) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Zur Festlegung sicherheitstechnischer 
Anforderungen und sonstiger Voraussetzim- 
gen des Konformitätsnachweises für Explosiv- 
stoffe nach § 5 a kann in Rechtsverordnungen 
auf Grund dieses Gesetzes auf harmonisierte 
Normen verwiesen werden. Hierbei sind in der 
Rechtsverordmmg das Datum der Veröffentii- 
chimg und die Bezugsquelle anzugeben. " 

8. Die Überschrift des Abschnitts II wird wie folgt 

gefaßt: 

„Umgang und Verkehr im gewerbhchen Bereich, 

Einfuhr imd Aufzeichnungspflicht" . 

9. § 7 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird das Komma durch das Wort 
„oder" ersetzt. 

b) In Nummer 2 wird das Wort „oder" gestrichen. 

c) Nummer 3 wird gestrichen. 

10. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „oder die 
Beförderung dieser Stoffe" gestrichen. 

b) In Absatz 3 werden die Worte „oder deren Be- 
förderung" gestrichen. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


8. Die Überschrift des Abschnitts II wird wie folgt 
gefaßt: 

„Umgang und Verkehr im gewerbhchen Bereich, 
Einfuhr, Durchfuhr und Aufzeichnungspflicht" . 

9. unverändert 


10. unverändert 
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10a. ln § 9 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Satz 1 Nr. 2 gilt nicht für den Nachweis der 
Fachkunde zur Ausführung von Sprengarbeiten 
und für den Umgang mit Explosivstoffen im Rah- 
men der Kampfmittelbeseitigung." 

11. In § 9 Abs. 2 Satz 2 werden nach dem Wort 11. unverändert 
„Sprengarbeiten" die Worte „und für den Um- 
gang mit Explosivstoffen im Rahmen der Kampf- 
mitt elbes eitigung " angefügt . 

12. In § 10 Satz 1 werden die Worte „oder der Beför- 12. unverändert 
derung dieser Stoffe" gestrichen. 

13. In § 12 Abs. 1 werden die Worte „oder die Beför- 13. unverändert 
derung dieser Stoffe" gestrichen. 

14. § 13 wird wie folgt geändert: 14. unverändert 

a) In Absatz 1 vdrd die Angabe „Nr. 1 und 2" ge- 
strichen. 

b) In Absatz 2 wird die Angabe „Nr. 3" durch die 
Angabe „Nr. 1" ersetzt; das Wort „befördert" 
wird durch das Wort „verbringt" ersetzt; die 
Worte „den Transport" werden durch die 
Worte „diese Stoffe" ersetzt. 

c) Absatz 3 vörd wie folgt geändert: 

aa) Die Bezeichnung „Bundesminister für 
Verkehr" wird durch die Bezeichnung 
„Bundesministerium des Innern" ersetzt. 

bb) Die Worte „des Transports" werden durch 
die Worte „ der Stoffe " ersetzt. 

cc) In Nimimer 1 werden die Worte „der 
Beförderer" durch die Worte „die Person" 
ersetzt; die Worte „Beförderung explo- 
sionsgefährlicher" werden durch die 
Worte „besonderen Anforderungen an die 
Sicherheit der rechtmäßigen Verwendung 
dieser" ersetzt; die Worte „vergleichbare 
Anforderungen stellen" werden durch die 
Worte „vergleichbar sind" ersetzt. 

dd) In Nummer 2 werden die Worte „der Be- 
förderer oder die den Transport" durch die 
Worte „die die Stoffe" ersetzt; die Worte 
„zur Beförderung" werden durch die 
Worte „zum Verbringen" ersetzt. 

15. In § 14 Satz 1 werden nach der Angabe „§ 4" die 15. unverändert 
Angabe „Abs. 1" gestrichen, nach den Worten 

„mit explosionsgefährüchen Stoffen umgeht" das 
Komma durch das Wort „oder" ersetzt und die 
Worte „oder diese Stoffe befördert" gestrichen. 

16. § 15 vdrd wie folgt geändert: 16. unverändert 

a) In der Überschrift werden nach dem Wort 
„Einfuhr" die Worte „ , Durchfuhr und Verbrin- 
gen" angefügt. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „einfüh- 
ren" jeweils die Worte „oder verbringen" 
eingefügt. 
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bb) ln Satz 2 werden nach der Bezeichnung „ § 5 
Abs. 1" die Worte „oder des Konformitäts- 
nachweises nach § 5a Abs. 1 " eingefügt. 

c) ln Absatz 2 wird das Wort „Beförderung" 
durch das Wort „Durchfuhr" ersetzt; die Worte 
„durch den Geltungsbereich dieses Gesetzes 
unter zollamtlicher Überwachung" werden ge- 
jstrichen. 

d) AbsatzS wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 werden nach dem Wort „sind" 
die Worte „im Falle der Einfuhr oder 
Durchfuhr" ein gefügt. 

bb) ln Satz 2 wird die Angabe „§ 4 Abs. 1 
Nr. 4 " durch die Angabe „ § 4 Nr. 4 " ersetzt. 

e) ln Absatz 5 wird Satz 3 gestrichen. 

f ) Nach Absatz 5 werden folgende Absätze 6 und 
7 angefügt: 

„ (6) Explosivstoffe dürfen nur verbracht wer- 
den, wenn der Verbringungsvorgang von der 
zuständigen Behörde genehmigt ist. Eine Aus- 
fertigung der Genehmigungsurkunde nach 
Satz 1 ist beim Verbringen mitzuführen und Poli- 
zeibeamten oder sonst zur Personen- oder Wa- 
renkontrolle Befugten auf Verlangen vorzule- 
gen. Eine Erlaubnis nach § 7 oder § 27 oder ein 
Befähigungsschein nach § 20 dieses Gesetzes 
berechtigen den Erlaubnisinhaber oder Befähi- 
gungsscheininhaber zum Verbringen der in der 
Erlaubnis oder dem Bef ähigungs schein bezeich- 
neten Explosivstoffe innerhalb des Geltungsbe- 
reichs dieses Gesetzes. Sie berechtigten nicht 
zum Verbringen von Explosivstoffen allgemein. 

(7) Zuständige Behörde nach Absatz 6 Satz 1 
ist 

1. für das Verbringen innerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes die für den Bestim- 
mungsort des Verbringens zuständige Lan- 
desbehörde, 

2. für das Verbringen in den, durch den und 
aus dem Geltungsbereich dieses Gesetzes 
die Bundesanstalt. " 


17. § 16 wird wie folgt geändert: 17. unverändert 

a) ln Absatz 1 werden die Angabe „Nr. 1 und 2" 
gestrichen und nach dem Wort „eingeführ- 
ten," die Worte „aus einem anderen Mitghed- 
staat verbrachten, " eingefügt. 

b) ln Absatz 2 werden nach dem Wort „einfüh- 
ren" die Worte „oder aus einem anderen Mit- 
ghedstaat in den Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes verbringen" angefügt. 


18. § 19 wird wie folgt geändert: 18. § 19 AAord wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Nummer 1 wird die Angabe „§ 4 Abs. 1" aa) unverändert 

durch die Angabe „ § 4 " ersetzt; die Worte 
„oder diese Stoffe befördern" werden ge- 
strichen. 
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bb) In Nummer 3 werden nach dem Wort „Be- 
triebsmeister" die Worte „ , Trupp- und 
Hüfstruppführer in der Kampfmittelbesei- 
tigung" eingefügt; die Worte „zur Durch- 
führung der Beförderung, zum Überlassen 
explosionsgefährlicher Stoffe" werden 
durch die Worte „zum Verbringen 
explosionsgefährhcher Stoffe, zu deren 
Überlassen" ersetzt. 

cc) In Nummer 4 Buchstabe a wird das Wort 
„befördern" durch das Wort „verbringen" 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „und bei der Be- 
förderung dieser Stoffe" gestrichen. 

19. In § 21 Abs. 1 werden die Worte „oder für eine 
sichere Beförderung dieser Stoffe" gestrichen. 

20. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „diese 
Stoffe befördern oder erwerben" durch die 
Worte „den Verkehr mit diesen Stoffen betrei- 
ben" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Beförderer" durch 
das Wort „Verbringer" ersetzt; nach den 
Worten „im Beförderungspapier" werden 
die Worte „nach gefahrgutrechtiichen Vor- 
schriften" eingefügt. 

bb) In Nummer 3 wird das Wort „Beförderern" 
durch das Wort „Verbringern" und das 
Wort „Beförderungsvorgang" durch „Ver- 
bringensvorgang" ersetzt. 

21. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „ sowie bei der Be- 
förderung dieser Stoffe" gestrichen. 

b) In Satz 2 wird das Wort „Beförderung" durch 
das Wort „Verbringung" und das Wort „Beför- 
derer" durch das Wort „Verbringer" ersetzt. 

22. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „sowie bei der 
Beförderung dieser Stoffe" sowie „oder der Be- 
förderung" gestrichen. 

b) In Absatz 2 Nr. 1 wird das Wort „Schutzab- 
stand" durch die Worte „Schutz- und Sicher- 
heitsabstand" ersetzt. 

23. In § 25 Nr. 5 werden die Worte „dem Bundesinsti- 
tut" durch die Worte „der zuständigen Behörde 
der Bundeswehr" ersetzt. 

24. In § 26 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „oder bei 
der Beförderung dieser Stoffe" gestrichen. 

25. Die Überschrift des Abschnitts V wird wie folgt 
gefaßt: 

„Umgang und Verkehr im nicht gewerbhchen Be- 
reich". 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

bb) In Nummer 3 werden nach dem Wort „Be- 
triebsmeister" die Worte „ , fachtechni- 
sches Aufsichtspersonal in der Kampfmit- 
telbeseitigung" eingefügt; die Worte „zur 
Durchführung der Beförderung, zum 
Überlassen explosionsgefährhcher Stoffe" 
werden durch die Worte „ zum Verbringen 
explosionsgefährhcher Stoffe, zu deren 
Überlassen" ersetzt. 

cc) unverändert 


b) unverändert 

19. unverändert 

20. unverändert 


21. unverändert 


22. unverändert 


23. unverändert 


24. unverändert 

25. unverändert 
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26. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„ Erlaubnis zum Erwerb und zum Umgang " . 

b) Absatz 1 wie folgt gefaßt: 

„(1) Wer in anderen als den in § 7 Abs. 1 be- 
zeichneten Fällen 

1. explosionsgefährhche Stoffe erwerben oder 

2. mit explosionsgefährlichen Stoffen umge- 
henwill, 

bedarf der Erlaubnis. " 

c) In Absatz 3 Satz 2 wird nach dem Wort „Er- 
werb" das Komma durch das Wort „und" er- 
setzt, die Worte „und zur Beförderung" wer- 
den gestrichen. 

27. In § 28 Satz 1 werden die Worte „und für deren 
Beförderung" gestrichen. 


28. In § 29 werden die Worte „und die Beförderung 
dieser Stoffe" gestrichen. 

29. In der Überschrift des Abschnitts VI werden die 
Worte „sowie der Beförderung" gestrichen. 

30. In § 30 werden die Worte „sowie die Beförderung 
dieser Stoffe " gestrichen. 

31. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort „umgeht" 
das Komma durch das Wort „oder" ersetzt und 
der Halbsatz „oder sie befördert" gestrichen. 

b) In Absatz 4 werden nach dem Wort „umge- 
hen" das Komma durch das Wort „oder" er- 
setzt und der Halbsatz „oder diese Stoffe beför- 
dern" gestrichen. 

32. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Worte „und die Beför- 
derung dieser Stoffe" gestrichen. 

b) In Absatz 4 werden die Worte „oder deren 
Beförderung" gestrichen; die Angabe „§ 4 
Abs. 1 " wird durch die Angabe „ § 4" ersetzt. 

c) In Absatz 5 Satz 1 werden nach dem Wort „Zu- 
lassung" die Worte „oder ohne den nach die- 
sem Gesetz erforderlichen Konformitätsnach- 
weis" eingefügt. 

33. Nach § 32 wird folgender § 32a eingefügt: 

„§32a 

Mangelhafte explosionsgefährliche Stoffe 
und mangelhaftes Sprengzubehör 

(1) Besteht der begründete Verdacht, daß ein 
nach § 5 zugelassener pyrotechnischer Satz, son- 
stiger explosionsgefährlicher Stoff oder ein zuge- 
lassenes Sprengzubehör oder ein entsprechend 
§ 5 a Abs. 1 geprüfter und gekennzeichneter 
Explosivstoff bei der bestimmungs gemäßen Ver- 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
26. unverändert 


27. In § 28 Satz 1 werden die Worte „und für deren 
Beförderung" gestrichen; die Angabe „§§ 13, 16 
Abs. 1 und 2" wird durch die Angabe „§§ 13, 15 
Abs. 1, 3 und 6, § 16 Abs. 1 und 2" ersetzt. 

28. unverändert 

29. unverändert 

30. unverändert 

31. unverändert 


32. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 


c) In Absatz 5 Satz 1 werden nach dem Wort 
„aus" die Worte „oder hat jemand Umgang 
oder Verkehr mit Explosivstoffen ohne den 
nach diesem Gesetz erforderlichen Konformi- 
tätsnachweis " eingefügt. 

33. unverändert 
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Wendung eine Gefahr für Leben, Gesundheit 
oder Sachgüter Beschäftigter oder Dritter dar- 
steht, so prüft die zuständige Behörde an einer 
Stichprobe, ob diese Stichprobe mit der bei der 
Zulassung vorgelegten Stoffprobe oder, im Fähe 
der Explosivstoffe, mit dem EG-Baumuster über- 
einstimmt. Wird die Übereinstimmung festge- 
steht, so prüft die zuständige Behörde, ob diese 
Stichprobe die in einer Rechtsverordnimg nach 
§ 6 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a genannten Anforde- 
rungen erfüht. Wird die Übereinstimmung nach 
Satz 1 nicht festgesteht oder sind die Anforderun- 
gen nach Satz 2 nicht erfüht, so trifft die zustän- 
dige Behörde ahe geeigneten vorläufigen Maß- 
nahmen, um den Umgang und Verkehr mit dem 
explosionsgefährhchen Stoff oder dem Sprengzu- 
behör sowie dessen Einfuhr zu verhindern oder 
zu beschränken. Die zuständige Behörde kann 
Personen, die den Stoff oder Gegenstand einfüh- 
ren, verbringen, vertreiben, anderen überlassen 
oder verwenden, diese Tätigkeit untersagen, 
wenn andere Maßnahmen nicht ausreichen. 

(2) Wird der zuständigen Behörde von einer 
anderen Behörde, von einem Träger der gesetz- 
hchen Unfahversicherung oder von der Bundes- 
anstalt mitgeteüt, daß 

1. ein explosionsgefährücher Stoff oder ein 
Sprengzubehör einen Mangel in seiner Be- 
schaffenheit oder Funktionsweise aufweist, 
durch den beim Umgang eine Gefahr für Le- 
ben, Gesundheit oder Sachgüter Beschäftigter 
oder Dritter herbeigeführt werden kann oder 

2. bei dem Wieder gewinnen. Aufbewahren, Ver- 
wenden, Vernichten oder Überlassen an an- 
dere von explosionsgefährhchen Stoffen oder 
Sprengzubehör ein Schadensereignis einge- 
treten ist und begründeter Anlaß zu der An- 
nahme besteht, daß das Schadensereignis auf 
einen Mangel in dessen Beschaffenheit oder 
Funktionsweise zurückzuführen ist, 

trifft sie erforderhchenfaUs die geeigneten Maß- 
nahmen nach Absatz 1. Die Bundesanstalt ist 
über die getroffenen Maßnahmen nach Satz 1 
und nach Absatz 1 Satz 3 unverzüghch zu unter- 
richten. 

(3) Die Bundesanstalt unterrichtet im Falle 
mangelhafter Explosivstoffe die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften unverzüghch 
über die getroffenen Maßnahmen nach den 
Absätzen 1 und 2 unter Angabe der Gründe. Sie 
teilt insbesondere mit, ob der Mangel auf 

1. eine Nichteinhaltung der in einer Rechtsver- 
ordnung nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a ge- 
nannten Anforderungen, 

2. eine unrichtige Anwendung harmonisierter 
Normen oder 

3. Mängel dieser harmonisierten Normen 
zurückzuführen ist. 
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(4) Besteht der begründete Verdacht, daß ein 
Explosivstoff entgegen § 5a Abs. 1 Satz 5 ge- 
kennzeichnet und in Verkehr gebracht oder an- 
deren überlassen worden ist, finden Absatz 1 
Satz 3 und 4, Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 1 
entsprechende Anwendung." 

34. § 33 wird wie folgt geändert: 34. unverändert 

a) In Absatz 1 werden die Worte „oder bei der Be- 
förderung dieser Stoffe" gestrichen. 

b) In Absatz 3 Satz 1 und 2 wird die Angabe „§ 4 
Abs. 1" durch die Angabe „§ 4" ersetzt} in 
Satz 1 werden die Worte „ oder diese Stoffe be- 
fördern" gestrichen. 

35. § 34 wird wie folgt geändert: 35. unverändert 

a) In Absatz 3 Nr. 1 werden die Worte „oder deren 
Beförderung" gestrichen. 

b) In Absatz 4 Nr. 1 werden die Worte „explo- 
sionsgefährliche Stoffe" durch die Worte „py- 
rotechnische Sätze, sonstige explosionsgefähr- 
hche Stoffe" ersetzt und nach dem Wort „ein- 
führt" das Wort „verbringt" eingefügt. 

36. § 36 wird wie folgt geändert: 36. unverändert 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „oder de- 
ren Beförderung" gestrichen. 

b) In Absatz 4 werden am Ende der Nummer 3 
der Punkt durch ein Komma ersetzt und fol- 
gende Nummer 4 angefügt: 

„4. für erforderhche Maßnahmen nach § 32a 
Abs. 1 gegenüber dem im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes ansässigen Her- 
steller oder Einführer die für dessen 
Hauptniederlassung zuständige Behörde, 
bei Gefahr im Verzug auch die Behörde, 
in deren Bezirk der Mangel festgestellt 
wird." 


37. § 39 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 37. unverändert 

„(1) Rechtsverordnungen nach den §§ 4 und 6, 
nach § 9 Abs. 3, § 16 Abs. 3 und § 22 Abs. 5 erge- 
hen im Einvernehmen mit dem Bundesministe- 
rium für Wirtschaft und dem Bundesministerium 
für Arbeit und Sozialordnung - Rechtsverordnun- 
gen nach § 37 Abs. 2 nur im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium für Wirtschaft - und mit 
Zustimmung des Bundesrates. Rechtsverordnun- 
gen nach § 4 Satz 1 Nr. 5, § 9 Abs. 3 Nr. 2, § 13 
Abs. 3 und § 29 Nr. 1 ergehen, soweit sie die Be- 
förderung explosionsgefährlicher Stoffe betref- 
fen, im Einvernehmen mit dem Bundesministe- 
rium für Verkehr, Rechts Verordnungen nach § 13 
Abs. 3 auch im Einvernehmen mit dem Bundes - 
ministerium für Arbeit und Sozialordnung. So- 
weit die Rechts Verordnungen nach § 4 Satz 1 
Nr. 1 und 3 explosionsgefährliche Stoffe für medi- 
zinische oder pharmazeutische Zwecke betref- 
fen, ergehen sie auch im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Gesundheit." 
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38. § 40 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Worte „Beförde- 
rung und" gestrichen. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Nummer 2 wird das Komma durch 
das Wort „oder" ersetzt. 

bb) Nummer 3 wird gestrichen. 

cc) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 3j 
nach dem Wort „ erwirbt " wird das Komma 
durch das Wort „oder" ersetzt; die Worte 
„oder sie befördert" werden gestrichen. 

c) In Absatz 2 Nr, 3 Buchstabe a werden die Worte 
„befördern oder" gestrichen. 


39. § 41 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 wird durch folgende Num- 
mern 1 bis 1 b ersetzt: 

„1. eine Anzeige nach § 2 Abs. 1 nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig erstattet, 

1 a. entgegen § 2 Abs. 4 Satz 1 Stoffe ver- 
treibt, anderen überläßt oder verwendet, 

Ib. entgegen § 2 Abs. 4 Satz 2 oder 3 
explosionsgefährhche Stoffe einem 
anderen überläßt, ohne ihm einen Ab- 
druck des Feststellungsbescheides zu 
übergeben,". 

bb) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. ohne Zulassung nach § 5 Abs. 1 Satz 1, 
auch in Verbindung nüt einer Rechts- 
verordnung nach § 6 Abs. 1 Nr. 1, py- 
rotechnische Sätze, sonstige explo- 
sionsgefährliche Stoffe oder Spreng- 
zubehör einführt, verbringt, vertreibt, 
anderen überläßt oder verwendet, " . 

cc) In Nummer 3 wird nach der Angabe „ § 32 
Abs. 1, 2, 3, 4 oder 5 Satz 1" die An- 
gabe „ , § 32a Abs. 1 Satz 4, Abs. 2 Satz 1 
oder Abs. 4" eingefügt. 

dd) Nach Nummer 3 werden folgende 
Nummern 3 a bis 3 d eingefügt: 

„3a. entgegen § 5a Abs. 1 Satz 1 in Ver- 
bindung mit einer Rechtsverordnung 
nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a 
oder c Explosivstoffe einführt, ver- 
bringt, in Verkehr bringt, vertreibt, 
anderen überläßt oder verwendet, 


38. § 40 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 


c) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden nach dem Wort 
„einführt" die Worte „oder verbringt" 
und nach dem Wort „einführen" die 
Worte „oder verbringen" eingefügt. 

bb) In Nummer 3 Buchstabe a werden die 
Worte „diese Stoffe nicht befördern oder 
erwerben" durch die Worte „den Verkehr 
mit diesen Stoffen nicht betreiben" ersetzt. 

39. § 4 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 wird durch folgende Num- 
mern 1 bis 1 b ersetzt: 

„1. entgegen § 2 Abs. 1 eine Anzeige 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig erstattet, 

la. unverändert 

l b. unverändert 


bb) unverändert 


cc) unverändert 


dd) Nach Nummer 3 werden folgende 
Nummern 3 a bis 3 d eingefügt: 

„3a. unverändert 
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3b. entgegen § 5a Abs. 1 Satz 2 Explo- 
sivstoffe im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes anderen überläßt oder ver- 
wendet, 

3c. entgegen § 5a Abs. 1 Satz 5 einen 
Explosivstoff kennzeichnet und in 
Verkehr bringt, anderen überläßt 
oder verwendet, 

3 d. entgegen § 5 a Abs. 2 Satz 2 die Ver- 
wendungshinweise nicht beachtet. " 

ee) ln Nummer 4 wird nach der Angabe „ § 26 
Abs. 1 oder Abs. 2 Satz 1" das Komma 
durch das Wort „oder" ersetzt; die Worte 
„oder § 46 Abs. 2" werden gestrichen. 

ff) Nach Nummer 5 wird folgende Num- 
mer 5 a eingefügt: 

„5a. entgegen § 15 Abs. 6 Explosivstoffe 
ohne Genehmigung verbringt, die 
Verbringungsgenehmigung nicht 
mitführt oder auf Verlangen nicht 
vorlegt, " . 

gg) In Nummer 10 wird nach dem Wort „ver- 
treibt" das Wort „ / verbringt" eingefügt. 


hh) In Nummer 13 wird nach dem Wort „er- 
wirbt" das Konuna durch das Wort „oder" 
ersetzt; die Worte „oder sie befördert" 
werden gestrichen. 

ü) In Nummer 15 werden die Worte „oder die 
Beförderung" gestrichen. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Ordnungswidrigkeit kann im Falle 
des Absatzes 1 Nr. 1, 1 b, 4, 6 oder 12 sowie der 
Nr. 16, soweit sich die Rechtsverordnung auf 
Auskunfts-, Mitteilungs- oder Anzeigepflich- 
ten bezieht, mit einer Geldbuße bis zu zwan- 
zigtausend Deutsche Mark, im übrigen mit ei- 
ner Geldbuße bis zu hunderttausend Deutsche 
Mark geahndet werden. " 

40. In § 42 wird die Angabe „2, 3" durch die An- 
gabe „la, 1 b, 2, 3 bis 3d" ersetzt. 

41. § 44 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird aufgehoben. 

b) Derbisherige Absatz 4 wird Absatz 3. 

42. § 45 Nr. 1 und 2 werden wie folgt gefaßt: 

„1. die Durchführung und Auswertung physika- 
lischer und chemischer Prüfungen von Stof- 
fen und Anlagen einschließlich der Bereitstel- 
lung von Referenzverfahren und -materialien, 

2. die Weiterentwicklung von Sicherheit und 
Zuverlässigkeit in Chemie- und Materialtech- 
nik, " . 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
3b. unverändert 


3c. entgegen § 5a Abs. 1 Satz 5 einen 
Explosivstoff in Verkehr bringt oder 
anderen überläßt, 

3d. entgegen § 5a Abs. 2 Satz 2 die Ver- 
wendungsbestimmungen nicht be- 
achtet. " 

ee) unverändert 


ff) Nach Nummer 5 wird folgende Num- 
mer 5 a eingefügt: 

„5a. entgegen § 15 Abs. 6 Satz 1 und 2 die 
Verbringungsgenehmigung nicht 
oder nicht rechtzeitig vorlegt, " . 


gg) In Nummer 10 wird nach dem Wort „ver- 
treibt" das Wort verbringt" eingefügt; 

die Angabe „(§ 21 Abs. 1 Satz 1)" wird 
durch die Angabe „(§ 22 Abs. 1 Satz 1)" 
ersetzt. 

hh) unverändert 


ü) unverändert 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den 
Fällen des Absatzes 1 Nr. 1, Ib, 4, 6 oder 12 
sowie 16, soweit sich die Rechtsverordnung 
auf Auskunfts-, Mitteilungs- oder Anzeige- 
pflichten bezieht, mit einer Geldbuße bis zu 
zwanzigtausend Deutsche Mark, im übrigen 
mit einer Geldbuße bis zu hunderttausend 
Deutsche Mark geahndet werden. " 

40. In § 42 wird die Angabe „2, 3" durch die An- 
gabe „la, 2, 3 bis 3d" ersetzt. 

41. unverändert 


42. unverändert 
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43. § 47 wird wie folgt neu gefaßt: 

.§47 

Übergangsvorschriften für die Zulassung 

(1) Eine vor Inkrafttreten des Sprengstoffgeset- 
zes vom 25. August 1969 (BGBl. I S. 1358) erteilte 
Zulassung zum Vertrieb, zum Überlassen oder 
zur Verwendung von pyrotechnischen Sätzen, 
sonstigen explosionsgefährlichen Stoffen oder 
von Sprengzubehör gilt in dem in § 1 bezeichne- 
ten Anwendungsbereich als Zulassung im Sinne 
des § 5 dieses Gesetzes. 

(2) Weicht die in einem bis zum [einsetzen: Da- 
tum des Inkrafttretens des Gesetzes] erlassenen 
Zulassungsbescheid erfolgte Zuordnung des 
pyrotechnischen Gegenstandes zu einer Klasse 
von der Klasse ab, der der Gegenstand bei An- 
wendung der Vorschriften dieses Gesetzes zuzu- 
ordnen wäre, so erlischt die Zulassung mit Ablauf 
des zwölften auf die Gesetzesänderung folgen- 
den Monats, sofern nicht der Antragsteller die 
Abänderung des Bescheides und die Zuordnung 
des Gegenstandes zu der anderen Klasse be- 
antragt hat. 


(3) Das Gesetz findet bis zum 31. Dezember 
2002 keine Anwendung auf Stoffe, die dem Ge- 
setz in der bis zum [einsetzen: Datum des In- 
krafttretens dieses Gesetzes] geltenden Fassung 
nicht unterlagen. 

(4) Explosivstoffe dürfen im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes bis längstens zum 31. Dezember 
2002 auch ohne Konformitätsnachweis einge- 
führt, verbracht, vertrieben, anderen überlassen 
oder verwendet werden, wenn diese Stoffe vor 
[einsetzen: Datirni des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes] zur Einfuhr, zum Vertrieb, zum Überlas- 
sen an andere oder zur Verwendung im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes zugelassen waren. 
Satz 1 findet keine Anwendung für Stoffe, die auf 
Grund des § 4 Abs. 1 Nr. 2 in der bis zum [einset- 
zen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] 
geltenden Fassung von der Pflicht zur Zulassung 
freigestellt waren. Bestehende Zulassungen für 
Explosivstoffe, für die gemäß § 5a Abs. 1 ein 
Konformitätsnachweis zu erbringen ist, erlöschen 
am 31. Dezember 2002. 

(5) Hat der Hersteller oder sein in der Gemein- 
schaft ansässiger Bevollmächtigter bis zum 31. De- 
zember 2002 auf Gnmd einer bestehenden Zulas- 
sung eine EG -Baumusterprüfung beantragt, dürfen 
bis zu diesem Zeitpunkt hergesteUte Explosivstoffe 
bis zum Abschluß dieses Verfahrens, längstens je- 
doch bis zum 31 . Dezember 2005, weiterhin im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes vertrieben, verbracht, 
anderen überlassen oder verwendet werden. " 


43. § 47 wird wie folgt neu gefaßt: 

.§47 

Übergangsvorschriften für die Zulassung 
(1) unverändert 


(2) Weicht die in einem bis zum ... [einsetzen: 
Datum des Inkrafttretens des Gesetzes] erlasse- 
nen Zulassungsbescheid erfolgte Zuordnung des 
pyrotechnischen Gegenstandes zu einer Klasse 
von der Klasse ab, der der Gegenstand bei An- 
wendung der Vorschriften dieses Gesetzes zuzu- 
ordnen wäre, so erhscht die Zulassung mit Ablauf 
des zwölften auf die Gesetzesänderung folgen- 
den Monats, sofern nicht der Antragsteller die 
Abänderung des Bescheides und die Zuordnung 
des Gegenstandes zu der anderen Klasse be- 
antragt hat. Nach Zuordnung zu einer anderen 
Klasse oder Erlöschen der Zulassung ist die Ver- 
wendung bereits im Besitz des Endverwenders 
befindlicher Gegenstände durch diesen bis zum 
Ablauf von weiteren sechs Monaten zulässig. 

(3) unverändert 


(4) Explosivstoffe dürfen im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes bis längstens zum 31. Dezember 
2002 auch ohne Konformitätsnachweis einge- 
führt, verbracht, vertrieben, anderen überlassen 
oder verwendet werden, wenn diese Stoffe vor 
dem ... [einsetzen: Datum des Inkrafttretens die- 
ses Gesetzes] zur Einfuhr, zum Vertrieb, zum 
Überlassen an andere oder zur Verwendung im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes zugelassen wa- 
ren, Satz 1 findet keine Anwendung für Stoffe, 
die auf Grund des § 4 Abs. 1 Nr. 2 in der bis zum 
... [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes] geltenden Fassung von der Pflicht zur 
Zulassung freigestellt waren. Bestehende Zulas- 
sungen für Explosivstoffe, für die gemäß § 5a 
Abs. 1 ein Konformitätsnachweis zu erbringen 
ist, erlöschen am 31. Dezember 2002. 

(5) unverändert 
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44. In § 49 Abs. 3 wird nach der Angabe „§§ 5" die 
Angabe „,5a" eingefügt. 

45. § 52 wird aufgehoben. 

46. In den §§ 4, 6 Abs: 1 und 2, § 9 Abs. 3, § 15 Abs. 5, 
§ 16 Abs. 3, § 22 Abs. 5, § 25 Satz 1, § 29 Satz 1, 
§ 37 Abs. 2, §§ 38, 39 Abs. 2 und in § 44 werden 

a) die Worte „der Bundesmiiüster" durch die 
Worte „das Bundesmiiüsterium", 

b) die Worte „dem Bundesmiiüster" durch die 
Worte „ dem Bundesministerium " , 

c) die Worte „des Bundesmiiüsters " durch die 
Worte „des Bundesministeriums", 

d) das Wort „Bundesmiiüster" durch das Wort 
„Bundesministerium " 

ersetzt. 

47. Anlage I wird aufgehoben. 

48. In Anlage II wird der unter der Stoff gruppe C 
Nr. 6 bezeichnete Stoff mit allen Angaben gestri- 
chen. Die unter den Nummern 7 bis 10 bezeich- 
neten Stoffe erhalten die laufenden Nummern 6 
bis 9. 

49. Nach Anlage II wird folgende Anlage III ange- 
fügt: 

„Anlage 111 

Explosivstoffliste nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 

Soweit nachfolgend Stoffen und Gegenständen 
UN-Nummem zugeordnet sind, ist maßgeblich 
die 8. revidierte Fassung der „Empfehlungen der 
Vereinten Nationen über die Beförderung gefähr- 
licher Güter" (UN-Dokument ST/SG/AC. 10/1/ 
Rev. 8 - United Nations Recommendations on the 
Transport of Dangerous Goods, Eighth Revised 
Edition). Die Angabe der UN-Nummer dient der 
Zuordnung der Stoffe oder Gegenstände. Sie be- 
zieht sich auf den verpackten Stoff oder Gegen- 
stand. Soweit unter einzelnen UN-Nummem Ge- 
genstände mit unterschiedlicher Zweckbestim- 
mung enthalten sind, ist diese maßgeblich für die 
Zuordnung. 

l.a) Explosivstoffe und Gegenstände im Sinne 
von Artikel 1 Abs. 2 und 3 der Richtlinie 
93/15/EWG des Rates vom 5. Aprü 1993 zur 
Harmonisierung der Bestimmungen über 
das Inverkehrbringen und die Kontrolle von 
Explosivstoffen für zivile Zwecke (ABI. EG 
Nr. L 121 S. 20). 

Stoff oder Gegenstand UN-Nr. 

Ammoniumnitrat, mit mehr als 0,2% 0222 
brennbaren Stoffen, einschließlich jedes 
als Kohlenstoff berechneten organischen 
Stoffes, unter Ausschluß jedes anderen 
zugesetzten Stoffes 


44. unverändert 

45. unverändert 

46. unverändert 


47. unverändert 

48. unverändert 

49. unverändert 

(bis auf 2 nachfolgend auf geführten Ausnahmen) 
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Stoff oder Gegenstand 


UN-Nr. 


Ammoniumnitrat-Düngemittel, mit einer 0223 
größeren Sensibüität als Ammonium- 
nitrat mit 0,2% brennbaren Stoffen, ein- 
schheßhch jedes als Kohlenstoff berech- 
neten organischen Stoffes, unter Aus- 
schluß jedes anderen zugesetzten Stoffes 


Ammoniumperchlorat 0402 

Ammoniumpikrat, trocken oder mit we- 0004 
niger als 10 Masse- % Wasser 

Anzündschnur (Sicherheitszündschnur) 0105 

Anzündhütchen 0044, 

0377, 

0378 

Bariumazid, trocken oder angefeuchtet 0224 


mit mindestens 50 Masse- % Wasser oder 
einer AlkoholAVasser-Mischung 

Bleiazid, angefeuchtet, mit mindestens 0129 
20 Masse- % Wasser oder einer Alkohol/ 
Wasser-Mischung 

Bleistyphnat (Bleitrinitroresorcinat), an- 0130 
gefeuchtet, mit mindestens 20 Masse- % 
Wasser oder einer AlkohoL/Wasser-Mi- 
schung 

Cy dotetramethylentetranitramin (HMX) , 0226 
(Oktogen), angefeuchtet, mit mindestens 
15 Masse- % Wasser 

Cy dotetramethylentetranitramin (Okto- 0484 
gen), (HMX), desensibihsiert 

Cy clotrime thylentrinitramin ( Cy clonit ) , 0072 

(Hexogen), (RDX), angefeuchtet, mit 
mindestens 15 Masse- % Wasser 

Cy clotrime thylentrinitramin (Cyclonit), 0391 
(Hexogen), (RDX), in Mischung mit 
Cy dotetramethylentetranitramin (HMX) , 
(Oktogen), angefeuchtet, mit minde- 
stens 15 Masse- % Wasser, oder Cyclotri- 
methylentrinitramin (Cydonit), (Hexogen), 

(RDX), in Mischung mit Cyclotetrame- 
thylentetranitranün (HMX), (Oktogen), 
desensibüisiert, mit mindestens 10 Mas- 
se- % Phlegmatisierungsmittel 

Cy clotrime thylentrinitramin (Cyclonit), 0483 
(Hexogen), (RDX), desensibüisiert 

Deflagrierende MetaDsalze aromatischer 0132 
Nitroverbindungen, n. a. g. 

Diazodinitrophenol, angefeuchtet, mit 0074 
mindestens 40 Masse- % Wasser oder 
einer Alkohol/Wasser-Mischung 

Diethylenglykoldinitrat, desensibüisiert, 0075 
mit mindestens 25 Masse- % nicht flüch- 
tigem, wasserunlöslichem Phlegmatisie- 
rungsmittel 

Dinitroglycolurü (DINGU) 0489 
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Stoff oder Gegenstand 


UN-Nr. 


Dinitrophenol, trocken oder mit weniger 0076 
als 15 Masse- % Wasser 

Dinitrophenolate der Alkalimetalle, trok- 0077 
ken oder mit weniger als 15 Masse- % 

Wasser 

Dinitroresorcin, trocken oder mit weniger 0078 
als 15 Masse- % Wasser 

Dinitrosobenzol 0406 

Dipikrylsulfid, trocken oder an gefeuchtet 0401 
mit weniger als 10 Masse- % Wasser 

Explosive Stoffe, n. a. g. 0473, 

0475, 

0477, 

0479, 

0480, 
0481 

Guanyl-Nitrosaminoguanyliden -Hydrazin, 0113 
angefeuchtet, mit mindestens 30 Masse- % 

Wasser 

Guanyl-Nitrosaminoguanyltetrazen (Te- 0114 
trazen), angefeuchtet, mit mindestens 
30 Masse- % Wasser oder einer Alkohol/ 
Wasser-Mischung 

Hamstoffnitrat, trocken oder mit weniger 0220 
als 20 Masse- % Wasser 

Hexanitrodiphenylamin (Dipikrylamin), 0079 
(Hexyl) 


Hexanitrostilben 0392 

Hexolit (Hexotol), trocken oder mit weni- 0118 
ger als 15 Masse- % Wasser 

Hexotonal, gegossen 0393 

Hohlladungen, gewerbhche, ohne Zünd- 0059, 
mittel 0439, 


0440, 

0441 

Kahumsalze aromatischer Nitroverbin- 0158 
düngen, explosiv 

Kartuschen für technische Zwecke 0275, 

0276, 

0323, 

0381 

Kartuschen, Erdölbohrloch 0277, 

0278 

Lockerungssprenggeräte mit Explosiv- 0099 
Stoff für Erdölbohrungen, ohne Zündmit- 
tel 

Mannithexanitrat (Nitromannit), ange- 0133 
feuchtet, mit nündestens 40 Masse- % 

Wasser oder einer Alkohol/Wasser- Mi- 
schung 

Natrium-dinitro-ortho-kresolat, trocken 0234 
oder mit weniger als 15 Masse- % Wasser 
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Stoff oder Gegenstand 


UN-Nr. 


Natriumpikramat, trocken oder nüt weni- 0235 
ger als 20 Masse- % Wasser 

Natriumsalze aromatischer Nitroverbin- 0203 
dimgen, n. a. g. 

Nitroglyzerin, desensibihsiert, nüt min- 0143 
destens 40 Masse- % nicht flüchtigem, 
wasserunlöshchem Phlegmatisierungs- 
nüttel 

Nitroglyzerin in alkohohscher Lösung, 0144 
mit mehr als 1%, aber nicht mehr als 
10% Nitroglycerol 

Nitroguanidin (Picrit), trocken oder mit 0282 
weniger als 20 Masse- % Wasser 

Nitroharnstoff 0147 

Nitros tärke, trocken oder nüt weniger als 0146 
20 Masse- % Wasser 

Nitrozellulose, angefeuchtet, nüt minde- 0342 
stens 25 Masse- % Alkohol 

Nitrozellulose, nicht behandelt oder pla- 0341 
stifiziert, nüt weniger als 18 Masse- % 
Plastifizierungsnüttel 

Nitrozellulose, plastifiziert, nüt minde- 0343 
stens 18 Masse- % Plastifizierungsnüttel 

Nitrozellulose, trocken oder nüt weniger 0340 
als 25 Masse- % Wasser (oder Alkohol) 

Oc tonal 0496 

Oktolit (Octol), trocken oder nüt weniger 0266 
als 15 Masse- % Wasser 

Oxyrütrotriazol (ONTA) 0490 

Pentaerythrittetranitrat (PETN), ange- 0150 
feuchtet, nüt nündestens 25 Masse- % 
Wasser, oder Pentaerythrittetranitrat 
(PETN), desensibihsiert, nüt nündestens 
15 Masse- % Phlegmatisierungsnüttel 

Pentaerythrittetranitrat (PETN), nüt nicht 0411 
weniger als 7 Masse- % Wachs 

Pentoht, trocken oder nüt weniger als 0151 
15 Masse- % Wasser 

Perf orationshotüladungsträger, geladen, 0124, 
für Erdölbohrlöcher, ohne Zündnüttel 0494 

Pulverrohmasse, angefeuchtet, nüt min- 0159 
destens 25 Masse- % Wasser 

Pulverrohmasse, angefeuchtet, nüt nicht 0433 
weniger als 17 Masse- % Alkohol 

Quecksüberfulminat, angefeuchtet, nüt 0135 
nündestens 20 Masse- % Wasser oder 
einer Alkohol/Wasser-Mischimg 

Schneidladimg, biegsam, gestreckt 0237, 

0288 

Schwarzpulver, gekörnt oder in Mehl- 0027 
form 
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Stoff oder Gegenstand 


UN-Nr. 


Schwarz pulver, gepreßt oder als Pellets 0028 

Sprengkapsel, elektrisch 0030, 

0456, 

0255 

Sprengkapsel, nicht elektrisch 0029, 

0267, 

0455 

Sprengladungen, gewerbliche, ohne 0442, 

Zündmittel 0443, 

0444, 

0445 

Sprengniete 0174 

Sprengschnur, biegsam 0065, 

0289 


Sprengschnur, mit geringer Wirkung, mit 0104 


MetaUmantel 

Sprengschnur, mit Metallmantel 0 1 02, 

0290 

Sprengstoffe, Typ A 0081 

Sprengstoffe, Typ B 0082, 

0331 

Sprengstoffe, Typ C 0083 

Sprengstoffe, Typ D 0084 

Sprengstoffe, Typ E 024 1 , 

0332 

Tetrazol-l-essigsäure 0407 

Tetranitroanilin 0207 

Treibladungspulver 0160, 

0161 

Treibstoff, fest 0499 

Treibstoff, flüssig 0495 

Trinitroanilin (Pikramid) 0153 

Trinitroanisol 0213 


Trinitiobenzoesäure, trocken oder mit 0215 
weniger als 30 Masse- % Wasser 

Trinitrobenzol, trocken oder mit weniger 0214 
als 30 Masse- % Wasser 


Trinitrobenzolsulfonsäure 0386 

Trinitrochlorbenzol (Pikrylchlorid) 0155 

Trinitrofluorenon 0387 

Trinitrometakresol 0216 

Trinitronaphthalin 0217 

Trinitrophenetol 0218 

Trinitrophenol (Pikrinsäure), trocken 0154 
oder mit weniger als 30 Masse- % Wasser 

Trinitrophenylmethylnitramin (Tetryl) 0208 

Trinitroresorcin (Styphninsäure), ange- 0394 
feuchtet, mit mindestens 20 Masse- % 
Wasser oder einer Alkohol/Wasser- 
Mischung 
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Stoff oder Gegenstand 

UN-Nr. 

Trinitroresorcin (Styphninsäure), trocken 
oder mit weniger als 20 Masse- % Wasser 
oder einer Alkohol/Wasser-Mischung 

0219 

Triiütrotoluol (TNT) in Mischung mit 
Trinitrobenzol oder mit Hexanitrostilben 

0388 

Trirütrotoluol (TNT) in Mischung 
Triiütrobenzol und Hexanitrostilben 

mit 

0389 

Trirütrotoluol (TNT), trocken oder 
weniger als 30 Masse- % Wasser 

mit 

0209 

Tritonal 


0390 

Zirkoniumpikramat, trocken oder 
weniger als 20 Masse- % Wasser 

mit 

0236 


Zündeinrichtung für Sprengungen, nicht 
elektrisch 

0360 

Zündeinrichtungen für Sprengungen, 
nicht elektrisch 

0360 

0361 

Zündeinrichtungen für Sprengladungen, 
nicht elektrisch 

0361 



5-Mercaptotetrazol-l-essigsäure 

0448 



5-Nitrobenzotriazol 

0385 




l.b) Den Explosivstoffen nach Nummer l.a) 
gleichgestellte Explosivstoffe (Artikel 1 
Abs. 5 der Richtiinie 93/15/EWG), die zu 
empfindhch für den Transport und daher 
ohne UN-Nummer sind. 


Bleiazid, trocken oder mit weniger als 20 Mas- 
se- % Wasser oder einer Alkohol/Wasser-Mischung 

Bleistyp hnat (Bleitrinitroresorcinat), trocken oder 
mit weniger als 20 Masse- % Wasser oder einer 
Alkohol/Wasser-Mischung 

Cyclotetramethylentetranitramin (HMX), (Okto- 
gen), trocken oder mit weniger als 15 Masse- % 
Wasser 

Cyclotrimethylentrinitramin (Cyclonit), (Hexo- 
gen), (RDX), trocken oder mit weniger als 
15 Masse- % Wasser 

Cyclotrimethylentrinitramin (Cyclonit), (Hexo- 
gen), (RDX), in Mischung nüt Cyclotetramethy- 
lentetranitramin (HMX), (Oktogen), trocken oder 
mit weniger als 15 Masse- % Wasser, oder Cy- 
clotrimethylentrinitraiiün (Cyclonit), (Hexogen), 
(RDX), in Mischung mit Cyclotetramethylentetra- 
nitramin (HMX), (Oktogen), nicht desensibilisiert 
oder desensibilisiert mit weniger als 10 Masse- % 
Phlegmatisierungsmittel 

Diazodinitrophenol, trocken oder mit weniger als 
40 Masse- % Wasser oder einer Alkohol/Wasser- 
Mischung 

Diethylenglykoldinitrat, nicht desensibilisiert 
oder desensibihsiert mit weniger als 25 Masse- % 
wasserunlösüchem Phlegmatisierungsmittel 
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Diethylenglykoldinitrat, desensibihsiert mit was- 
serlöshchem Phlegmatisierungsmittel 

Guanyl-Nitrosaminoguanyliden-Hydrazin, trok- 
ken oder mit weniger als 30 Masse- % Wasser 

Guanyl-Nitrosaminoguanyltetrazen (Tetrazen) , 
trocken oder mit weniger als 30 Masse- % Wasser 
oder einer AlkoholAVasser-Mischung 

Mannithexanitrat (Nitromannit), trocken oder mit 
weniger als 40 Masse- % Wasser oder einer Alko- 
hol/Wasser-Mischung 

Nitroglyzerin, nicht desensibüisiert oder desensi- 
bilisiert mit weniger als 40 Masse- % wasserun- 
löshchem Phlegmatisierungs mittel 

Nitroglyzerin, desensibüisiert mit wasserlösh- 
chem Phlegmatisierungsmittel 

Pentaerythrittetranitrat (PETN), trocken oder mit 
weniger als 25 Masse- % Wasser oder Pentaery- 
thrittetranitrat (PETN), nicht desensibüisiert oder 
desensibüisiert mit weniger als 15 Masse- % 
Phlegmatisierungsmittel 

Pentaerythrittetranitrat (PETN), mit weniger als 
7 Masse- % Wachs 

Pulverrohmasse, trocken oder mit weniger als 
25 Masse- % Wasser 

Pulverrohmasse, trocken oder mit weniger als 
17 Masse- % Alkohol 

Quecksüberfulminat, trocken oder mit weniger 
als mindestens 20 Masse- % Wasser oder einer 
Alkohol/Wasser-Mischung 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Quecksüberfulminat, trocken oder mit weniger 
als 20 Masse- % Wasser oder einer AlkoholAVas- 
ser-Mischung 


2. Explosivstoffe und Gegenstände nach § 3 
Abs. 1 Nr. 1, sofern sie nicht ausschUeßlich für 
militärische Verwendung bestimmt sind (Arti- 
kel 1 Abs. 3, 1. Anstrich der Richtlinie 93/15/ 
EWG) 


Stoff oder Gegenstand 


UN-Nr. 


Auslösevorrichtung, mit Explosiv- 0173 
Stoff 


Bestandteüe, Zündkette, n. a. g. 0382, 0383, 

0384, 0461 

Explosive Stoffe, n. a. g. 0357, 0358, 

0359, 0474 

Explosive Stoffe, sehr unempfindlich 0482 
* (Stoffe EVI), n. a. g. 


FaUote, mit Explosivstoff 0204, 0296, 

0374, 0375 


Gegenstände mit Explosivstoff, 0349, 0350, 
n.a.g, 0351,0352, 

0354, 0355, 
0356, 0462, 
0463, 0464, 
0465, 0466, 
0467, 0468, 
0469, 0470, 
0471, 0472 
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Stoff oder Gegenstand 

UN-Nr. 

Gegenstände mit Explosivstoff, ex- 
trem unempfindlich (Gegenstände, 
EEI) 

0486 

Raketen, mit Ausstoßladung 

0436, 0437, 
0438 

Raketenmotore 

0186, 0280, 
0281 

Raketenmotore, Flüssigtreibstoff 

0395, 0396 

Sprengkörper 

0048 

Sprengladimg, kunststoffgebunden 

0457, 0458, 
0459, 0460 

Treibsätze 

0271, 0272, 
0415, 0491 

Treibstoff, fest 

0498 

Treibstoff, flüssig 

0497 

Vorrichtungen, durch Wasser akti- 
vierbar, mit Zerleger, Ausstoß- oder 
Treibladung 

0248, 0249 

Zerleger, mit Explosivstoff 

0043 

Zündverstärker, mit Detonator 

0225, 0268 

Zündverstärker, ohne Detonator 

0042, 0283 

3. Explosivstoffe und Gegenstände nach § 3 
Abs. 1 Nr. 1 mit ausschließhch militärischer 
Verwendung, für die das Gesetz bei Tätigkei- 
ten nach § 1 Abs. 4 Nr. 4 Anwendung findet 

Stoff oder Gegenstand 

UN-Nr. 

Detonatoren für Munition 

0073, 0364, 
0365, 0366 

Füllsprengkörper 

0060 

Gefechtsköpfe, Rakete, mit Spreng- 
ladung 

0286, 0287, 
0369 

Gefechtsköpfe, Rakete, mit Zerleger 
oder Ausstoßladung 

0370, 0371 

Gefechtsköpfe, Torpedo, mit Spreng- 
ladung 

0221 

Geschosse, inert, mit Leuchtspur- 
mitteln 

0345 

Geschosse, mit Sprengladung 

0167, 0168, 
0169, 0324, 
0344 

Geschosse, mit Zerleger oder Aus- 
stoßladung 

0346, 0347, 
0426, 0427 

Raketentriebwerke mit Hypergolen, 
mit oder ohne Ausstoßladung 

0250, 0322 

Treibladungen für Geschütze 

0242, 0279, 
0414 

Treibladungshülsen, verbrennlich, 
leer, ohne Treibladungsanzünder 

0446, 0447 

Zünder, nicht sprengkräftig 

0368 
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Stoff oder Gegenstand 


UN-Nr. 


Zünder, sprengkräftig 0106, 0107, 

0257, 0367 

Zünder, sprengkräftig, mit Siche- 0408, 0409, 
rungsvorrichtungen 0410 


sonstige sprengkräftige Kriegs Waf- 
fen nach der Anlage (Kriegswaffen- 
hste) zum Gesetz über die Kontrolle 
von Kriegswaffen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. No- 
vember 1990 (BGBl. I S. 2506) in der 
jeweüs geltenden Fassung^)." 


Artikel 2 

Änderung der Ersten Verordnung 
zum Sprengstoffgesetz 

Die Erste Verordnung zum Sprengstoffgesetz in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 
1991 (BGBl. I S. 169), zuletzt geändert durch 
Artikel 34 des Gesetzes vom 25. Oktober 1994 
(BGBl. I S. 3082), wird wie folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Abschnitte II bis FV erhalten folgende Titel: 

„Abschnitt II “ Zulassung von pyrotechni- 
schen Sätzen, sonstigen explo- 
sionsgefährhchen Stoffen und 
von Sprengzubehör, Konfor- 
mitätsnachweis für Explosiv- 
stoffe 

Abschnitt III - Verfahren bei der Zulassung 
von pyrotechnischen Sätzen, 
sonstigen explosionsgefährh- 
chen Stoffen oder von Spreng- 
zubehör, Konformitätsnach- 
weisverfahren für Explosiv- 
stoffe 

Abschnitt rv - Allgemeine Vorschriften über 
die Kennzeichnung, die Ver- 
packung und das Überlassen 
an andere". 

b) Im Titel von Abschnitt IX werden die Worte 

„EG -Angehörige" durch die Worte „Bürger 

der Europäischen Union" ersetzt. 

c) Der Titel von Anlage 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Anlage 1 - Anforderungen an die Zusam- 
mensetzung und Beschaffenheit 
von pyrotechrüschen Sätzen, 
sonstigen explosionsgefährh- 
chen Stoffen im Sinne von § 1 
Abs. 3 Nr. 1 und 2 des Gesetzes 
und von Sprengzubehör im Sinne 
von § 6 Abs. 1 " . 

Zur Zeit Kriegswaffenliste Nr. 37, 40 bis 60. 


Artikel 2 

Änderung der Ersten Verordnung 
zum Sprengstoffgesetz 

Die Erste Verordnung zum Sprengstoffgesetz in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 
1991 (BGBl. I S. 169), zuletzt geändert durch 
Artikel 34 des Gesetzes vom 25. Oktober 1994 
(BGBl. I S. 3082), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 
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d) Nach dem Titel der Anlage 1 wird folgender Ti- 
tel eingefügt: 

„Anlage la - Anforderungen an die Zusam- 
mensetzung und Beschaffenheit 
von Explosivstoffen nach § 6a 
Abs. 1". 


e) Nach dem Titel der Anlage 3 wird folgender 
Titel eingefügt: 

„Anlage 3a - Markierung von Explosivstof- 
fen nach § 6 a Abs. 2 " . 


f) Der Titel der Anlage 5 wird durch folgende 
Titel ersetzt: 


„Anlage 5 
Anlage 6 

Anlage 7 
Anlage 8 
Anlage 9 

Anlage 10 


- CE-Konformitätskennzeich- 
nung nach § 14 Abs. 1 Nr. 4 a 

- Verfahren der Einzelprüfung 
eines Explosivstoffs nach § 6a 
Abs. 1 

- Verfahren der EG -Baumuster- 
prüfung nach § 12 a Abs. 1 

- Qualitätssicherungs verfahren 
nach § 12b Abs. 1 

- Anforderungen an die be- 
nannten Stellen nach § 12 a 
Abs. 4 und§ 12c Abs. 2 

- Erforderliche Angaben im An- 
trag auf Genehmigung des 
Verbringens von Explosivstof- 
fen nach § 25a Abs. 2 und An- 
gaben in der Genehmigung 
nach § 25a Abs. 4". 


2. § 1 wird wie folgt geändert: 2. unverändert 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Die Worte „die Beförderung" wer- 
den durch die Worte „das Inverkehr- 
bringen, das Verbringen, das Über- 
lassen an andere " ersetzt. 

bbb) In Buchstabe b wird vor dem Wort 
„ SchneDauslösevorrichtungen " das 
Wort „pyrotechnischen" eingefügt. 

ccc) Nach Buchstabe c wird folgender 
Buchstabe d eingefügt: 

„d) pyrotechnischen Auslösevor- 
richtungen von Airbag-Druck- 
gasspeichem mit einem pyro- 
technischen Satz von nicht mehr 
als 2 g, wenn diese fest mit dem 
Druckgefäß verbunden sind und 
in dieser Anordnung durch 
Schlag oder Brand nicht zerstört 
oder zur Explosion gebracht 
werden können; " . 
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bb) Nununer 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) Im Einleitimgssatz werden die Worte 
„die Beförderung," gestrichen und 
nach dem Wort „Einfuhr" die 
Worte „ , das Verbringen" eingefügt; 

Buchstabe a wird aufgehoben. 

bbb) Die Buchstaben b und c werden 
Buchstaben a und b. 

ccc) In Buchstabe a werden das Wort 
„Zündhütchen" durch „Anzündhüt- 
chen" und das Wort „Zündsatz" 
durch „Anzündsatz" ersetzt. 

ddd) In Buchstabe b wird das Wort „Zünd- 
pillen" durch das Wort „Anzündpil- 
len" imd das Wort „Zündlamellen" 
durch das Wort „Anzündlamellen" 
ersetzt. 

cc) In Nummer 3 werden die Worte „ die Beför- 
derung und" gestrichen; das Wort „Zünd- 
hölzern" wird durch das Wort „Anzün- 
dern" ersetzt. 

dd) In Nummer 4 werden die Worte „die Beför- 
derung imd" gestrichen. 

ee) In Nummer 5 werden nach dem Wort „Ver- 
arbeiten" das Wort „und" durch das Wort 
„oder" ersetzt und nach dem Wort „Hilfs- 
stoffe" der Ghedsatz „ , die nicht Explosiv- 
stoffe im Sinne des Gesetzes sind, " einge- 
fügt; das Wort „Befördern" wird durch das 
Wort „Transportieren" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
aa) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. das Aufbewahren von elektrischen 
Anzündern, Anzündschnüren und 
Anzündern für Anzündschnüre; dies 
gilt nicht für offene Anzündschnüre 
(Stoppinen) imd elektrische Anzünder 
mit Sprengkapseln, " . 

bb) In Nummer 2 wird die Angabe „ § 6 Abs. 4 " 
durch die Angabe „ § 6 Abs. 3 " ersetzt. 

c) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „Befördern" 
durch das Wort „Verbringen" und das Wort 
„befördert" durch das Wort „verbracht" er- 
setzt. 

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach der Angabe „§ 15 Abs. 1" wird die 
Angabe „und 6" eingefügt; nach dem 
Wort „Aufbewahren" wird das Komma 
durch das Wort „imd" ersetzt. 

bb) Die Worte „und Befördern" werden gestri- 
chen. 

cc) Nach dem Wort „Einführen" werden die 
Worte „und Verbringen" eingefügt. 

dd) In Nummer 1 werden hinter dem Wort „Böl- 
lerpulver" die Worte „zum eigenen Ver- 
brauch" und nach dem Wort „schießen", 
die Worte „oder durch Jäger" eingefügt. 
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3. § 2 wird wie folgt geändert: 3. unverändert 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Nach der Angabe „5" wird die An- 
gabe „,5a" eingefügt. 

bbb) In Nummer 1 werden nach den Wor- 
ten „den Erwerb" die Worte das 
Verbringen" eingefügt; die Worte 
„Sprengstoffen, Treibstoffen, Zünd- 
stoffen oder pyrotechnischen Sätzen 
(Explosivstoffen) " werden ersetzt 
durch die Worte „Explosivstoffen, 
pyrotechnischen Sätzen"; vor dem 
Wort „explosionsgefährlichen" wird 
das Wort „sonstigen" ein gefügt. 

bb) Satz 4 wird gestrichen. 

b) In Absatz 2 wird vor dem Wort „explosionsge- 
fährlichen" das Wort „sonstigen" eingefügt. 

c) In Absatz 4 wird das Wort „Explosivstoffen" 
durch die Worte „pyrotechnischen Sätzen" er- 
setzt; vor dem Wort „explosionsgefährhchen" 
wird das Wort „sonstigen" eingefügt. 

d) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4 a ein- 
gefügt: 

„(4 a) Die §§ 5a, 7, 10 bis 13 und 16 des Ge- 
setzes sind auf die in Absatz 1 bezeichneten 
Tätigkeiten zu Zwecken der Fertigungskon- 
trolle oder der Forschung in gewerblichen Be- 
trieben nicht anzuwenden, soweit hierbei mit 
Explosivstoffen in Mengen bis zu 3 kg umge- 
gangen wird. Der Vertrieb und das Überlassen 
dieser Stoffe darf nur gegen Bestell- oder 
Lieferschein erfolgen, der fünf Jahre aufzube- 
wahren ist. " 


4. § 3 wird wie folgt geändert: 4. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: aa) unverändert 

„1. pyrotechnische Sätze, sonstige explo- 
sionsgefährhche Stoffe nach § 1 Abs. 3 
Nr. 1 und 2 des Gesetzes und Spreng- 
zubehör, die nur für müitärische oder 
polizeiliche Zwecke hergestellt, wie- 
dergewonnen, bearbeitet, verarbeitet, 
eingeführt oder verbracht und an eine 
müitärische, pohzeüiche oder eine 
Dienststelle des Katastrophenschut- 
zes vertrieben oder ihr überlassen 
werden, wenn sichergesteUt ist, daß 
die Stoffe und Gegenstände den von 
der jeweüs zuständigen Stelle erlasse- 
nen technischen Lieferbedingungen 
entsprechen, soweit diese den Schutz 
von Leben, Gesundheit und Sach- 
gütern Beschäftigter oder Dritter be- 
treffen,". 
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bb) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. pyrotechnische Sätze und Sprengzu- 
behör, die für militärische oder polizei- 
liche Zwecke bestimmt sind und zum 
Zwecke der Prüfung der zuständigen 
Behörde überlassen werden, " . 

cc) Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

aaa) Das Wort „Explosivstoffe" wird 
durch die Worte „pyrotechnische 
Sätze und Sprengzubehör" ersetzt. 

bbb) In Buchstabe b werden nach dem 
Wort „eingeführt" die Worte „oder 
verbracht" eingefügt. 

ccc) Im letzten Halbsatz werden die Wor- 
te „explosionsgefährlichen Stoffe" 
durch die Worte „ Stoffe oder Gegen- 
stände" ersetzt. 

dd) Nummer 4 wird wie folgt geändert: 

aaa) Die Worte „Explosivstoffe und" wer- 
den durch die Worte „pyrotechni- 
sche Sätze, Sprengzubehör und son- 
stige" ersetzt *). 

bbb) Nach dem Wort „eingeführt" wird 
das Wort „ , verbracht" eingefügt. 

ee) Nummer 5 wird wie folgt geändert: 

aaa) Die Worte „Explosivstoffe und" wer- 
den durch die Worte „pyrotechni- 
sche Sätze und sonstige" ersetzt. 

bbb) In Buchstabe a wird die Angabe „ § 5 
Abs. 3 Nr. 1" durch die Angabe „§ 5 
Abs. 3" ersetzt. 

ccc) Buchstabe d wird gestrichen. 

ff) In Nummer 6 wird vor dem Wort „ Schnell- 
auslösevorrichtungen" das Wort „pyro- 
technische" eingefügt. 

gg) In den Nummern 8, 9 und 10 werden nach 
dem Wort „eingeführt" die Worte „oder 
verbracht" eingefügt; in Nummer 9 wird 
das Wort „Gegenstände" durch das Wort 
„Sätze" ersetzt. 

hh) Satz 2 wird aufgehoben, 
b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden 

aaa) die Worte „explosionsgefährlichen 
Stoffe" jeweils durch die Worte 
„Stoffe und Gegenstände" ersetzt, 

bbb) die Worte „des Bundesinstituts" 
durch die Worte „der zuständigen 
Behörde" ersetzt. 


• ) Nummer 4 kann ersatzlos gestrichen werden, wenn die Ver- 
suchsgrube Tremonia geschlossen ist. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

bb) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. pyrotechnische Sätze und Sprengzu- 
behör, die für militärische oder pohzei- 
hche Zwecke bestimmt sind und zum 
Zwecke der Prüfung der zuständigen 
Bundesbehörde überlassen werden, " . 

cc) unverändert 


dd) unverändert 


ee) unverändert 


ff) unverändert 

gg) unverändert 


hh) unverändert 
b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
aa) In Satz 1 werden 
aaa) unverändert 

bbb) die Worte „des Bundesinstituts" 
durch die Worte „der zuständigen 
Bundesbehörde" ersetzt. 
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Beschlüsse des 4. Ausschusses 
bb) unverändert 

cc) unverändert 


bb) In Satz 3 werden die Worte „explosionsge- 
fährhchen Stoffen" durch die Worte „pyro- 
technischen Sätzen oder sonstigen explo- 
sionsgefährhchen Stoffen nach § 1 Abs. 3 
Nr. 1 und 2 des Gesetzes" ersetzt. 

cc) Nach Satz 3 wird folgender Satz 4 ange- 
fügt: 

„Dies gilt auch im Falle des Absatzes 1 
Nr. 5 Buchstabe c, sofern die Stoffe in 
Munition im Sinne des Waffengesetzes ge- 
laden werden sollen. " 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „explo- 
sionsgefährhche Stoffe" durch die Worte „py- 
rotechnische Sätze, sonstige explosionsgefähr- 
hche Stoffe nach § 1 Abs, 3 Nr. 1 und 2 des Ge- 
setzes sowie auf Sprengzubehör" ersetzt; nach 
dem Wort „ausgeführt" werden die Worte 
„oder aus dem Geltungsbereich des Gesetzes 
verbracht" eingefügt. 

5. Nach § 3 wird folgender § 3 a eingefügt: 

r,§ 3a 

§ 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 4^), Abs. 2 und 3 gelten für 
Explosivstoffe mit der Maßgabe, daß für diese 
einschheßlich ihres Verbringens § 5a Abs. 1 des 
Gesetzes keine Anwendung findet. " 

6. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird vor dem Wort „explo- 
sionsgefährhche" das Wort „und" durch 
die Worte „pyrotechnische Sätze und son- 
stige" ersetzt. 

bb) In Nummer 2 wird nach dem Wort „einge- 
führt" das Wort „ , verbracht" eingefügt, 
cc) Nummer 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. elektrische Anzünder, Anzündschnü- 
re, Anzünder für Anzündschnüre so- 
wie pyrotechnische Gegenstände. " 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Ver- 
trieb," die Worte „das Verbringen und" 
eingefügt; die Worte „und das Befördern" 
werden gestrichen. 


bb) In Satz 2 wird das Wort „Befördern" durch 
das Wort „Verbringen" ersetzt. 

7. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „Befördern 
und" gestrichen; nach dem Wort „Einfuhr" 
werden die Worte „und Verbringen" ein- 
gefügt 


c) unverändert 


5, unverändert 


6. § 4 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

äa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Ver- 
trieb," die Worte „das Verbringen und" 
eingefügt; die Worte „und das Befördern" 
werden gestrichen. Außerdem werden am 
Ende des Satzes 1 nach der Bezeich- 
nung Ti folgende Worte eingefügt: „so- 
wie von Raketenmotoren für die in § 1 
Abs. 4 Nr. 2 bezeichneten Modellraketen 
und die hierfür bestimmten Anzünd- 
mittel* " 

bb) unverändert 

7. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Befördern" ge- 
strichen. 
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bb) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. die auf Grund § 36 Abs. 1 des Gesetzes 
zuständigen Behörden, soweit diese 
für Prüfaufgaben bestimmt sind, " . 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „das Befördern 
und" gestrichen und nach dem Wort „Ein- 
fuhr" die Worte „und das Verbringen" ein- 
gefügt. 

bb) Nummer 7 wird wie folgt gefaßt: 

„7. den obersten Bundesbehörden nach- 
geordnete Dienststellen, zu deren 
Aufgaben die Beschaffung explo- 
sionsgefährhcher Stoffe und Gegen- 
stände gehört, " . 

cc) Nummer 8 wird aufgehoben. 

c) In Absatz 3 Nr. 1 und 2 und in Absatz 4 wird 

das Wort „Befördern" jeweils durch das Wort 

„ Verbringen " ersetzt. 


8. Die Überschrift des Abschnitts II wird wie folgt 
gefaßt: 

„Zulassung von pyrotechnischen Sätzen, sonsti- 
gen explosionsgefährlichen Stoffen und von 
Sprengzubehör, Konformitätsnachweis für Explo- 
sivstoffe " . 

9. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 ’wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „ Explosivstoffe 
und" durch die Worte „Pyrotechnische 
Sätze und sonstige" ersetzt, 
bb) In Satz 2 wird das Wort „Gemeinschaften" 
durch das Wort „Union" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden nach dem Wort „kann" die 
Worte „für pyrotechnische Sätze, sonstige ex- 
plosionsgefährliche Stoffe nach § 1 Abs. 3 Nr. 1 
und 2 des Gesetzes und Sprengzubehör" ein- 
gefügt. 

c) Absatz 3 wird aufgehoben; Absatz 4 wird 
Absatz 3. 

10. Nach § 6 wird folgender § 6a eingefügt: 

.§6a 

(1) Explosivstoffe müssen zum Nachweis der 
Konformität nach § 5 a Abs. 1 des Gesetzes in ihrer 
Zusammensetzung und Beschaffenheit den An- 
forderungen der Anlage la entsprechen. Das 
hierfür anzu wendende Konformitätsnachweisver- 
fahren besteht aus dem EG-Baumusterprüfver- 
fahren (Anlage 7) und dem Qualität ssichenings- 
verfahren (Arüage 8). Den in Satz 2 genannten 
Verfahren nach Anlage 7 und 8 steht die Einzel- 
prüfung eines Explosivstoffes (Anlage 6) gleich. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
bb) unverändert 


b) unverändert 


c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden die Worte „und das 
Befördern"' gestrichen. 

bb) In Nummer 2 wird das Wort „Befördern" 
durch das Wort „Verbringen" ersetzt 

d) In Absatz 4 wird das Wort „Befördern" durch 
das Wort „Verbringen" ersetzt 

8. unverändert 


9. unverändert 


10. unverändert 
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( 2) Die in der Anlage 3 a Nummer 1 bezeichneten 
Explosivstoffe sind darüber hinaus nach Anlage 3 a 
Nr. 2 zu markieren. Dies gilt auch für Explosivstof- 
fe für müitärische oder polizeiliche Zwecke sowie 
für Zwecke des Katastrophenschutzes einschließ- 
hch der Explosivstoffe im Besitz von müitärischen 
oder pohzeüichen Dienststellen und Dienststellen 
des Katastrophenschutzes. 

(3) Nicht markierte Sprengstoffe nach Absatz 2 
dürfen im Geltungsbereich dieser Verordnung 
nicht hergestellt, verarbeitet, wieder gewonnen, 
aufbewahrt, verwendet, in Verkehr gebracht, an- 
deren überlassen oder verbracht werden; ihre 
Einfuhr und Ausfuhr ist untersagt. Nicht mar- 
kierte Sprengstoffe, die sich im Geltungsbereich 
dieser Verordnung befinden, sind innerhalb von 
drei Jahren nach Inkrafttreten dieser Verordnung 
zu verwenden oder zu vernichten. Satz 3 gilt nicht 
für die in § 1 Abs. 4 Nr. 1 des Gesetzes genannten 
Einrichtungen. 

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten nicht für nicht 
markierte Sprengstoffe, die in geringen Mengen 

a) nur zur Verwendung bei der Forschung und 
Entwicklung oder beim Testen neuer oder ver- 
änderter Sprengstoffe hergestellt oder gelagert 
werden, 

b) nur zur Verwendung bei der Ausbildung in der 
Sprengstoffdetektion und/oder bei der Ent- 
wicklung oder dem Testen von Sprengstoff- 
spürgeräten hergestellt oder gelagert werden, 

c) nur für den Umgang für Zwecke der Kriminal- 
technik und der polizeilichen Spezialausbil- 
dung benötigt werden. 

(5) Wettersprengstoffe und Wetterspreng- 
schnüre werden entsprechend ihrer Sicherheit 
gegen Schlagwetter in die Klassen I, II und III 
eingeteilt. " 

11. § 7 wird wie folgt geändert: 11. unverändert 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach dem Wort „Explo- 
sivstoffe" das Wort „und" durch die Worte 
„, pyrotechnische Sätze sowie sonstige" er- 
setzt. 

b) Nach Absatz 3 werden folgende Absätze 4 und 
5 angefügt; 

„(4) Sprengschnüre und Anzündschnüre 
müssen einen farbigen Kennfaden, der für die 
Herst eUungs Stätte charakteristisch ist, enthal- 
ten. 

(5) Zündmittel müssen ein Zeichen für die 
Herstellungsstätte aufweisen. " 

12. § 8 wird wie folgt neu gefaßt: 12. unverändert 

„§8 

Die Zulassungsbehörde hat für pyrotechnische 
Sätze, sonstige explosionsgefährliche Stoffe nach 
§ 1 Abs. 3 Nr. 1 und 2 des Gesetzes und für 
Sprengzubehör dem Zulassungsinhaber die Ver- 
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Wendung eines Zulassungszeichens vorzuschrei- 
ben. Das Zulassungszeichen besteht aus der 
Kurzbezeichnung der Bundesanstalt „BAM", 
dem in der Anlage 2 für den jeweüigen Stoff oder 
Gegenstand vorgesehenen Zeichen und einer 
* fortlaufenden Kennummer. Satz 2 findet entspre- 
chende Anwendung für das Identifikationszei- 
chen nach § 5a Abs. 1 Satz 3 des Gesetzes." 

13. In der Überschrift des Abschiütts III werden die 13. unverändert 
Worte „ ; Zulassung zu Erprobungszwecken mit 

dem Vorbehalt des Widerrufs" durch die Worte 
„von pyrotechiüschen Sätzen, sonstigen explo- 
sionsgefährhchen Stoffen oder von Sprengzube- 
hör, Konformitätsnachweisverfahren für Explo- 
sivstoffe" ersetzt. 

14. § 9 wird wie folgt geändert: 14. unverändert 

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort „von" die 
Worte „pyrotechnischen Sätzen, sonstigen" 
eingefügt. 

b) Die Absätze 2 und 3 werden wie folgt gefaßt: 

„(2) Wird die Zulassung eines pyrotechni- 
schen Satzes, sonstigen explosionsgefährü- 
chen Stoffes oder von Sprengzubehör bean- 
tragt, der nach den Angaben des Herstellers in 
seiner Zusammensetzung und Beschaffenheit 
einem bereits zugelassenen Stoff oder Gegen- 
stand entspricht, so kann die Prüfung auf die 
Feststellung beschränkt werden, ob 

1. bei pyrotechiüschen Sätzen oder sonstigen 
explosionsgefährhchen Stoffen der Stoff mit 
dem bereits zugelassenen Stoff in seiner Zu- 
sammensetzung und Beschaffenheit überein - 
stimmt oder 

2. bei pyrotechnischen Gegenständen und 
Sprengzubehör die Gegenstände in Be- 
schaffenheit und Funktionsweise ganz oder 
teüweise dem zugelassenen Gegenstand 
entsprechen oder ihm vergleichbar sind. 

(3) Zuständig für die Prüfungen nach den 
Absätzen 1 und 2 ist die Zulassungsbehörde. 

Für die Prüfung von Sprengzubehör findet 
§ 12 a Abs. 4 Satz 2 entsprechende Anwen- 
dung. " 

c) Absatz 4 wird aufgehoben. 

15. § 10 wird wie folgt geändert: 15. unverändert 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach dem Wort „Antrag" werden die 
Worte „auf Zulassung" eingefügt. 
bb) In Nummer 1 werden vor dem Wort „ex- 
plosionsgefährhchen" die Worte „pyro- 
technischen Satzes, des sonstigen" einge- 
fügt. 

cc) In Nummer 3 zweiter Halbsatz werden 
nach dem Wort „Zusammensetzung" die 
Worte „des sonstigen explosionsgefährh- 
chen Stoffes" eingefügt und die Worte 
„der explosionsgefährliche Stoff" durch 
die Worte „dieser Stoff " ersetzt. 
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dd) Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. bei der Zulassung von pyrotechni- 
schen Gegenständen, die Form des 
Zeichens für die Herstellungsstätte, so- 
fern sich die Kennzeichnung mit dem 
Namen der Herstellungsstätte wegen 
der geringen Größe des Gegenstandes 
auf diesem nicht anbringen läßt. “ 
b) Absatz 2 wird aufgehoben, die bisherigen 
Absätze 3 und 4 werden Absätze 2 und 3. 

16. § 11 wird aufgehoben. 16. unverändert 

17. § 12 wird wie folgt geändert: 17. unverändert 

a) In Absatz 1 werden die Worte „explosionsge- 

fährlichen Stoffes" durch die Worte „pyrotech- 
nischen Satzes, sonstigen explosionsgefährli- v 

chen Stoffes nach § 1 Abs. 3 Nr. 1 und 2 des Ge- 
setzes" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden vor dem Wort „ex- 
plosionsgefährlichen" die Worte „pyro- 
technischen Satzes, des sonstigen" einge- 
fügt. 

bb) In Nummer 2 werden nach dem Wort 
„Herstellers" die Worte , seines in einem 
Mitgliedstaat ansässigen Bevollmächtig- 
ten oder des Verbringers" eingefügt. 

18. Nach § 12 werden folgende neue §§ 12a bis 12c 18. unverändert 

eingefügt: 

.§ 12a 

( 1 ) Vor dem Inverkehrbringen sind Explosivstoffe 
nach Anlage 6 (Einzelprüfung) oder nach Anlage 7 
(EG-Baumusterprüfung) daraufhin zu prüfen, ob 
sie in Zusammensetzung und Beschaffenheit die 
Anforderungen nach Anlage 1 a erfüllen. 

(2) Wird die Konformität nach Absatz 1 festge- 
stellt, so wird eine EG-Baumusterprüfbescheini- 
gung erteüt. Diese kann befristet, inhaltlich be- 
schränkt sowie mit Bedingungen verbunden wer- 
den, soweit dies zum Schutz von Leben, Gesundheit 
oder Sachgütern Beschäftigter oder Dritter erfor- 
derlich ist. Die Bundesanstalt kann, auch nachträg- 
lich, Auflagen erlassen, soweit dies zum Schutz der 
in Satz 2 bezeichneten Rechtsgüter erforderlich ist. 

(3) Für die Rücknahme und den Widerruf einer 
EG-Baumusterprüfbescheinigung gelten die Vor- 
schriften des § 34 Abs. 1, 2 und 4 Nr. 1 des Geset- 
zes entsprechend. 

(4) Zuständig für die Prüfung nach Absatz 1 und 
die Erteüung der EG-Baumusterprüfbescheini- 
gungen im Geltungsbereich des Gesetzes ist aus- 
schheßlich die Bundesanstalt, Sie kann mit der 
Durchführung von Teüen der Prüfungen auch an- 
dere Prüflaboratorien beauftragen, die die Anfor- 
derungen nach Anlage 9 erfüllen müssen. Die 
Bundesanstalt übermittelt den übrigen Mitglied- 
staaten alle erforderlichen Angaben über im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes erteilte, geänderte, zu- 
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rückgenommene oder widerrufene EG-Baumu- 
sterprüfbescheinigungen. 

(5) Eine EG-Baumusterprüfbescheinigung und 
etwaige Ergänzungen müssen vom Hersteller 
oder seinem in der Europäischen Union ansässi- 
gen Bevollmächtigten mindestens zehn Jahre 
lang nach der letzten Herstellung des Produkts 
zusammen mit den dazugehörenden Unterlagen 
aufbewahrt und auf Verlangen der zuständigen 
Behörde jederzeit vorgelegt werden. 

§ 12b 

(1) Für die einem EG-Baumuster nachgefertig- 
ten Explosivstoffe hat der Hersteller in einem 
Qualitätssicherungsverfahren die Konformität der 
nachgefertigten Explosivstoffe mit dem EG-Bau- 
muster nachzuweisen. Dabei ist eines der in 
Anlage 8 aufgeführten Verfahren (Module) anzu- 
wenden. 

(2) Wird im Qualitätssicherungsverfahren nach 
Anlage 8 die Konformität der nachgefertigten Ex- 
plosivstoffe mit dem EG-Baumuster festgestellt, 
so bringt der Hersteller auf den Explosivstoffen 
oder, soweit das nicht möghch ist, auf deren Ver- 
packung das CE -Zeichen an und stellt eine Kon- 
formitätserklärung aus. 

(3) Der Hersteller oder sein in der Europäischen 
Union ansässiger Bevollmächtigter hat nachfol- 
gende Unterlagen mindestens zehn Jahre lang 
nach der letzten Herstellung des Produkts aufzu- 
bewahren und auf Verlangen der zuständigen 
Behörde jederzeit vorzulegen: 

a) die Konformitätserklärung, 

b) die Unterlagen über das zugelassene Quah- 

tätssicherungssystem, 

c) die Entscheidung über die Bewertung dieses 

Quaütätssicherungssystems, 

d) die Berichte über die Nachprüfungen und 

e) die Konformitätsbescheinigung. 

§ 12c 

(1) Soweit im Rahmen des QuaÜtätssicherungs- 
verfahrens nach § 12 b oder im Rahmen der Ein- 
zelprüfung nach § 6a Abs. 1 Satz 3 Prüfungen 
auszuführen und Bescheinigungen auszustellen 
sind, müssen diese von einer benannten Stelle un- 
ter Beachtung der dafür festgelegten Verfahren 
durchgeführt und ausgestellt werden. Die be- 
nannten Stellen können mit der Durchführung 
von Teüen der Prüfungen auch andere Prüflabo- 
ratorien beauftragen. 

(2) Benannte Stelle im Sinne des Absatzes 1 ist 
die Bundesanstalt. Benannte Stelle ist auch jede 
von den Ländern als Prüflaboratorium oder Zerti- 
fizierungsstelle für einen bestimmten Aufgaben- 
bereich dem Bundesministerium des Innern be- 
nannte und von ihm im Bundesanzeiger bekannt- 
gemachte Stelle. Die Stelle kann benannt werden, 
wenn in einem Akkreditierungsverfahren festge- 
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steUt wurde, daß die Einhaltung der Anforderun- 
gen nach Anlage 9 gewährleistet ist. Die Akkredi- 
tierung kann unter Auflagen erteilt werden und 
ist zu befristen. Erteilung, Ablauf, Rücknahme, 
Widerruf und Erlöschen sind dem Bundesministe- 
rium des Innern unverzüghch anzuzeigen, 

(3) Benannte Stellen nach Absatz 1 und nach 
§ 12 a Abs, 1 für die Durchführung von Prüfungen 
und die Erteilung von Bescheinigungen sind auch 
die Stellen, die der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften von einem Mitghedstaat auf 
Grund eines Rechtsakts des Rates oder der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften oder 
von einer nach dem Abkommen über den Europäi- 
schen Wirtschaftsraum zuständigen Behörde auf 
Grund dieses Abkommens mitgeteilt worden sind. 

(4) Die Länder, bei Einrichtungen des Bundes 
die für die Fachaufsicht zuständige oberste Bun- 
desbehörde, überwachen die Einhaltung der An- 
forderungen nach Anlage 9 durch die benannten 
Stellen. Sie können von den benannten Stellen 
und dem mit den Prüfungen und der Durchfüh- 
rung der Fachaufgaben beauftragten Personal die 
zur Erfüllung ihrer Überwachungsauf gaben erfor- 
derlichen Auskünfte und sonstige Unterstützung 
verlangen. Ihre Beauftragten sind berechtigt, zu 
den Betriebs- und Geschäftszeiten Grundstücke, 
Geschäfts- und Laborräume zu betreten und zu 
besichtigen und die Vorlage von Unterlagen für 
die Erteüung von Bescheinigungen zu verlangen. 
Die Auskunftspflichtigen haben die Maßnahmen 
nach Satz 3 zu dulden; § 31 Abs. 3 des Gesetzes 
findet Anwendung. 

(5) Das Bundesministerium des Innern teüt der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
und den anderen Mitgliedstaaten mit, welche 
Stehen für die Durchführung des Konformitäts- 
nachweisverfahrens benannt worden sind und 
welche Aufgaben diesen Stellen übertragen wor- 
den sind. Das Bundesministerium des Innern un- 
terrichtet die Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften und die anderen Mitgliedstaaten 
über den Ablauf, die Rücknahme oder den 
Widerruf und eine anderweitige Aufhebung oder 
Erledigung einer Benennung. Es macht auch den 
Ablauf, Widerruf, die Rücknahme sowie ander- 
weitige Aufhebung oder Erledigung einer Benen- 
nung im Bundesanzeiger bekannt. " 

19. § 13 wird wie folgt gefaßt: 

.§ 13 

(1) Die Bundesanstalt hat eine Liste der gemäß 
§ 5 des Gesetzes erteilten Zulassungen für pyro- 
technische Sätze, sonstige explosionsgefährliche 
Stoffe und Sprengzubehör sowie der gemäß § 12 a 
erteüten EG-Baumusterprüfbescheinigungen für 
Explosivstoffe zu führen und diese auf dem je- 
weils neuesten Stand zu halten. Die Liste soll die 
folgenden Angaben enthalten: 

1. die Bezeichnung des Stoffes oder Gegenstan- 
des, 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


19. § 13 wird wie folgt gefaßt: 

„§13 

(1) Die Bundesanstalt hat eine Liste der gemäß 
§ 5 des Gesetzes erteilten Zulassungen für pyro- 
technische Sätze, sonstige explosionsgefährhche 
Stoffe vmd Sprengzubehör sowie der gemäß § 12 a 
erteilten EG-Baumusterprüfbescheinigungen für 
Explosivstoffe zu führen und diese auf dem je- 
weils neuesten Stand zu halten. Die Liste soll ^e 
folgenden Angaben enthalten: 

1. unverändert 
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2. im Falle der pyrotechnischen Sätze, der sonsti- 
gen explosionsgefährlichen Stoffe und des 
Sprengzubehörs: den Namen und die An- 
schrift des Herstellers und gegebenenfalls des 
Einführers sowie das Zulassungszeichen, 

3. im Falle der Explosivstoffe: den Namen und 
die Anschrift des Herstellers und gegebenen- 
falls seines in der Europäischen Union ansässi- 
gen Bevollmächtigten sowie das Identifika- 
tionszeichen, 

4. Beschränkungen, Befristungen, Bedingimgen 
und Auflagen, insbesondere die von der Bim- 
desanstalt gemäß § 5a Abs. 2 des Gesetzes 
festgelegten Verwendungshinweise. 

(2) Die Bundesanstalt hat auch eine Liste der ihr 
von den benannten Stellen der anderen Mitglied- 
staaten mitgeteüten EG -Baumusterprüfbeschei- 
nigungen zu führen. Absatz 1 findet entsprechen- 
de Anwendung. 

(3) Die Listen sind bei der Bundesanstalt wäh- 
rend der Dienststunden auszulegen. Auf Verlan- 
gen eines Dritten ist diesem gegen Kostenerstat- 
tung eine Abschrift oder Vervielfältigung zu über- 
lassen." 

20. Die Überschrift des Abschnitts FV wird wie folgt 
neu gefaßt: 

„Allgemeine Vorschriften über die Kennzeich- 
nung, die Verpackung und das Überlassen an an- 
dere". 

21. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „oder einführt" 
durch die Worte „ , einführt oder ver- 
bringt" ersetzt. 

bb) Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Nummer 2 wird nach dem Wort 
„Name" das Wort „(Firma)" einge- 
fügt. 

bbb) Nummer 3 wird wie folgt gefaßt: 

„ 3 . bei pyrotechnischen Sätzen, son- 
stigen explosionsgefährhchen 
Stoffen und Sprengzubehör: 
Kennzeichen der Herstellungs- 
stätte nach § 10 Abs. 1 Nr. 4,". 

ccc) In Nummer 4 werden vor dem Wort 
„das" die Worte „bei pyrotechni- 
schen Sätzen, sonstigen explosions- 
gefährhchen Stoffen und Sprengzu- 
behör: " eingefügt. 

ddd) Nach Nummer 4 werden folgende 
Nummern 4 a und 4 b eingefügt: 

„4 a. bei Explosivstoffen: das CE- 
Zeichen nach Anlage 5, im 
Falle einer erfolgten Einzelprü- 
fung nach § 6a Abs. 1 Satz 3 
oder des Konformitätsnachwei- 
ses nach § 6a Abs. 1 Satz 2 in 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
2. unverändert 


3. unverändert 


4. Beschränkungen, Befristungen, Bedingungen 
und Auflagen, insbesondere die von der Bun- 
desanstalt gemäß § 5a Abs. 2 des Gesetzes 
festgelegten Verwendungsbestimmungen . 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


20. unverändert 


21. unverändert 
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Verbindung mit Anlage 8 Nr. 4 
auch das Kennzeichen der be- 
nannten Stelle^ 

4 b. bei Explosivstoffen: das Identi- 
fikationszeichen nach § 5 a 
Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes,". 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Worte „oder einführt" werden durch 
die Worte „ , einführt oder verbringt" er- 
setzt; nach dem Wort „Bundesanstalt" 
werden die Worte „oder von dem Wehr- 
wissenschaftlichen Institut" eingefügt. 

bb) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„Satz 1 ist nicht anzuwenden auf Explosiv- 
stoffe, die aus dem Geltungsbereich des 
Gesetzes oder durch den Geltungsbereich 
des Gesetzes in einen anderen Mitglied- 
staat verbracht werden. " 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „Abs. 5, 9, 10, 

17, 19, 22, 28, 60 und 61" durch die An- 
gabe „Abs. 3, 9, 16, 19, 23, 27, 29, 32, 35, 

39, 44, 50, 55, 58, 93 und 94" ersetzt. 

bb) Folgender Satz 4 wird angefügt: 

„Bei verpackten Explosivstoffen ist die 
Verpackung außerdem nach Absatz 1 
Nr. 4 a zu kennzeichnen, sofern die Ver- 
packung des Versandstücks die einzige 
Verpackung ist und der Inhalt des Ver- 
sandstücks nicht mit dem CE-Zeichen ge- 
kennzeichnet ist. " 

d) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4 a ein- 
gefügt: 

„ (4 a) Auf dem Explosivstoff dürfen keine Zei- 
chen angebracht werden, die mit den Zeichen 
nach § 5a Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes und nach 
Absatz 2 verwechselt werden können. Wird ein 
geprüfter Explosivstoff für vorschriftswidrig be- 
funden und kann er nicht unmittelbar in einen 
vorschriftsmäßigen Zustand versetzt werden, 
ist er deutlich und auf fähig als vorschriftswidrig 
zu kennzeichnen. Unterliegt der Explosivstoff 
auch anderen zwingenden Vorschriften des 
Gemeinschaftsrechts, so darf das CE-Zeichen 
nur angebracht werden, wenn der Explosivstoff 
auch diesen Vorschriften entspricht. " 

e) In Absatz 5 Nr. 1 werden die Worte „oder zum 
sonstigen Verbringen in Länder außerhalb der 
Europäischen Union" gestrichen. 

22. § 16 wird wie folgt geändert: 22. unverändert 

a) In Absatz 1 werden die Worte „oder einführt" 
ersetzt durch die Worte „ , einführt oder ver- 
bringt". 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort 
„durchsichtigen" die Worte „oder in einer in 
sicherheitstechnischer Hinsicht gleichwerti- 
gen" eingefügt; das Wort „gezündet" wird 
durch das Wort „ausgelöst" ersetzt. 
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c) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Schwarzpulver zum Sprengen und 
schwarzpulverähnliche Sprengstoffe dürfen 
anderen in loser Form nur in Betrieben und 
ausschließlich zum Schnüren und zum Kessel- 
und Lassensprengen überlassen werden. " 

23. § 17 wird wie folgt geändert; 

a) In Nummer 1 wird die Angabe „Abschnitt 1, 2, 
4 und 5" durch die Angabe „Abschnitt 1, 2, 3, 
4, 6 und?" ersetzt. 

b) In Nummer 2 wird die Angabe „Abschnitt 3" 
durch die Angabe „Abschnitt 5" ersetzt. 

24. In § 18 Abs. 1 Satz 1 wird nach dem Wort „Her- 
steller" das Wort „oder" durch ein Komma er- 
setzt; nach dem Wort „Einführer" werden die 
Worte „oder Verbringer" eingefügt. 

25. § 19 wird wie folgt gefaßt: 

.§ 19 

(1) Die Bundesanstalt kann auf Antrag des Her- 
stellers, seines in einem Mitgliedstaat ansässigen 
Bevollmächtigten oder des Einführers Ausnahmen 
von den Vorschriften über die Kennzeichnung und 
Verpackung explosionsgefährlicher Stoffe und 
von Sprengzubehör allgemein zulassen, soweit 
der Schutz von Leben, Gesundheit und Sachgü- 
tern Beschäftigter oder Dritter dies zuläßt. 

(2) Die zuständige Behörde kann im Einzelfall 
von den Kennzeichnungs- und Verpackimgsvor- 
schriften der §§ 14 und 16 Abs. 1 und 2 und der 
Anlage 3 Ausnahmen bewilligen, soweit der mit 
diesen Vorschriften bezweckte Schutz von Le- 
ben, Gesundheit oder Sachgütern Beschäftigter 
oder Dritter in anderer Weise gewährleistet ist. 

(3) Eine Ausnahme von der Verpflichtung zur 
Kennzeichnung der Explosivstoffe nach § 14 
Abs. 1 Nr. 4 a ist nicht zulässig. " 

26. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 werden jeweils 
die Worte „oder einführt" durch die Worte 
„ , einführt oder verbringt" ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „ein- 
führt" die Worte „oder verbringt" eingefügt. 

27. In § 21 Abs, 4 Satz 1 werden die Worte „pyrotech- 
nischen Zündmittel" durch das Wort „Anzünd- 
mittel" ersetzt. 

28. In § 23 Abs, 1 Satz 1 werden die Worte „zusam- 
men mit anderen pyrotechnischen Gegenstän- 
den" gestrichen. 
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23. unverändert 


24. unverändert 


25. unverändert 


26. unverändert 


27. unverändert 


28. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „zusam- 
men mit anderen pyrotechnischen Gegenstän- 
den" gestrichen. 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach der Bezeich- 
nung „Ti" die Worte angefügt „sowie Rake- 
tenmotore für die in § 1 Abs. 4 Nr. 2 bezeich- 
neten Modellrakten und die hierfür bestimm- 
ten Anzündmittel". 
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29. § 25 wird wie folgt geändert: 29. unverändert 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach dem Wort „Explo- 
sivstoffe" das Wort „und" durch die Worte 
„ , pyrotechnische Sätze und sonstige" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

c) Absatz 3 wird Absatz 2; nach dem Wort „Explo- 
sivstoffen" werden die Worte „und pyrotechni- 
schen Sätzen" ergänzt. 

30. Nach § 25 wird folgender § 25a eingefügt: 30. unverändert 

„§25a 

(1) Die Genehmigung des Verbringens von Ex- 
plosivstoffen nach § 15 Abs. 6 Satz 1 des Gesetzes 
ist vom Empfänger der Explosivstoffe oder seinem 
Bevollmächtigten schriftiich bei der nach § 15 
Abs. 7 des Gesetzes zuständigen Stelle zu bean- 
tragen. 

(2) Der Antrag nach Absatz 1 hat die in 
Anlage 10 Nr. 1 auf geführten Angaben zu ent- 
halten. 

(3) Die zuständige Stelle prüft, ob 

1 . die an dem jeweiligen Verbringungsvorgang 
beteiligten und im Geltungsbereich des Geset- 
zes ansässigen Personen gemäß § 15 Abs. 1 des 
Gesetzes zum Verbringen berechtigt sind und 

2. für den zu verbringenden Explosivstoff eine 
EG-Bamnusterprüfbescheinigung nach § 5a 
Abs. 1 Satz 4 des Gesetzes vorliegt. 

Bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 1 
erteilt sie die Genehmigung zum Verbringen und 
informiert alle zuständigen Behörden über die er- 
teilte Genehmigung. § 47 Abs. 4 Satz 1 des Geset- 
zes findet Anwendung mit der Maßgabe, daß 
auch das Verbringen in einen anderen Mitglied- 
staat zulässig ist, wenn das Inverkehrbringen des 
Stoffes oder Gegenstandes in diesem Mitglied- 
staat bis zum [einsetzen: Datum des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes] berechtigt erfolgt ist. 

(4) Die Genehmigung nach Absatz 3 Satz 2 
wird schriftlich erteilt und enthält die in 
Anlage 10 Nr. 2 auf geführten Angaben. Die Ge- 
nehmigung kann mit Auflagen, Bedingungen 
und Befristungen verbunden werden, soweit für 
das Verbringen besondere Anforderungen an die 
Sicherheit der rechtmäßigen Verwendung der 
Explosivstoffe gelten. " 

31. § 26 wird wie folgt geändert: 31. unverändert 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Zündhütchen" 
diuch das Wort „Anzündhütchen" ersetzt. 

b) In Absatz 4 werden die Worte „der Aiüage III 
der Dritten Verordnung ziun Waffengesetz 
vom 20. Dezember 1980 (BGBl. I S. 2344), Aiüa- 
genband zur Ausgabe Nr. 79" durch die Worte 
„den Maßtafeln für Handfeuerwaffen und Mu- 
nition (BAnz Nr. 52 a vom 15. März 1991) in der 
jeweils geltenden Fassung" ersetzt. 
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32. ln § 27 Abs. 1 und 2 werden jeweils nach dem 32. unverändert 
Wort „Brückenzünder A" die Worte „und 
Brückenanzünder A" eingefügt. 

33. ln § 29 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte „sowie 33. unverändert 
über deren Beförderung" gestrichen. 

34. § 30 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 34. unverändert 

„ (2) Die Prüfung nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 des Geset- 
zes in Verbindung mit § 27 Abs. 3 Satz 3 des Ge- 
setzes kann vor einem Vertreter der zuständigen 
Behörde allein abgelegt werden. " 

35. § 32 wird wie folgt geändert: 35. unverändert 

a) ln Absatz 1 werden die Worte „und deren Be- 
förderung" gestrichen. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Grundlehrgänge können insbesondere 
anerkannt werden für: 

1 . Allgemeine Sprengarbeiten, 

2. den Umgang - ausgenommen das Verwen- 
den - 

a) mit Explosivstoffen, 

b) mit Airbag- und Gurtstraffereinheiten, 

c) mit pyrotechnischen Sätzen, 

d) mit Fundmunition zur Kampfmittelbesei- 
tigung, 

3. den Umgang - ausgenommen das Herstel- 
len - mit 

a) BöUerpulver, 

b) Treibladungspulver zum Laden und Wie- 
derladen von Patronenhülsen oder 

c) Treibladungspulver zum Vorderlader- 
schießen, 

4. den Umgang - ausgenommen das Herstel- 
len und Wiedergewinnen - mit pyrotechni- 
schen Gegenständen und pyrotechnischen 
Sätzen in Theatern oder vergleichbaren Ein- 
richtungen, 

5. das Verwenden von pyrotechnischen Ge- 
genständen (Abbrennen von Feuerwerken), 

6. Sprengberechtigte in geophysikahschen 
Betrieben, 

7. Sprengarbeiten unter Tage." 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. Kultursprengungen zu land- und forst- 
wirtschafüichen Zwecken, " . 

bb) Nummer 8 wird wie folgt gefaßt: 

„8. Kampfmittelbeseitigung - Sonderge- 
biete,". 
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cc) Nach Nummer 9 wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt; folgende Nummer 10 wird 
angefügt: 

„10. Verbringen, Empfangnahme, Über- 
lassen von explosionsgefährhchen 
Stoffen für Personen, die nach dem 
Gesetz über die Beförderung gefähr- 
hcher Güter zur Beförderung von Gü- 
tern der Klasse 1 berechtigt sind. " 

d) In Absatz 4 werden hinter dem Wort „ Spreng - 
verfahren," die Worte „Verfahren der Kampf- 
mittelbeseitigung, " eingefügt. 

e) In Absatz 5 Satz 1 werden nach den Worten 
„die Sprengarbeiten ausführen, " die Worte „in 
der Kampfmittelbeseitigung tätig sind, Explo- 
sivstoffe als Berechtigte nach dem Gesetz über 
die Beförderung gefährhcher Güter beför- 
dern, " eingefügt. 

36. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „oder 
diese Stoffe befördern" gestrichen. 

b) An Absatz 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Ist eine Haftpflichtversicherung nach Satz 1 
Nr. 4 nicht nachgewiesen, kann der Lehrgang 
mit der Auflage anerkannt werden, daß der 
Nachweis des Versicherungsschutzes vor der 
erstmaligen Durchführung des Lehrgangs er- 
folgenmuß." 

37. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 4 und 5 wird gestrichen. 

b) Absatz 2 Satz 3 wird gestrichen. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Nr. 2 wird die Zahl „10" durch die 
Zahl „5" ersetzt. 

bb) Satz 3 wird gestrichen. 

d) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3 a ein- 
gefügt: 

„(3 a) Der Lehrgang nach § 32 Abs. 2 Nr. 2 
Buchstabe d setzt die erfolgreiche Teünahme 
an einem Lehrgang nach § 32 Abs. 2 Nr. 1,2 a, 
6 oder 7 oder einer als gleichwertig anerkann- 
ten Ausbüdung innerhalb von fünf Jahren vor 
Zulassung zum Lehrgang voraus. Der Lehr- 
gang nach § 32 Abs. 3 Nr. 10 ist im Zusammen- 
hang mit für Fahrzeugführer nach dem oder 
auf Grund des Gesetzes über die Beförderung 
gefährlicher Güter vorgeschriebenen Kursen 
oder Lehrgängen zu absolvieren, soweit damit 
eine Berechtigung zum Transport von Explo- 
sivstoffen erworben oder erhalten wird. " 

38. In der Überschrift des Abschnitts IX wird das 
Wort „EG- Angehörige" durch die Worte „Bürger 
der Europäischen Union" ersetzt. 

39. In § 38 Abs. 2 Nr. 1 und 2 wird jeweils das Wort 
„befördern" durch das Wort „verbringen" er- 
setzt. 
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36. unverändert 


37. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 


d) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3 a ein- 
gefügt: 

„(3a) Lehrgänge nach § 32 Abs. 2 Nr. 2 
Buchstabe d setzen die erfolgreiche Teünahme 
an einem Lehrgang nach § 32 Abs. 2 Nr. 1,2a, 
6 oder 7 oder einer als gleichwertig anerkann- 
ten Ausbüdxmg innerhalb von fünf Jahren vor 
Zulassimg zum Lehrgang voraus. Der Lehr- 
gang nach § 32 Abs. 3 Nr. 10 ist im Zusammen- 
hang mit für Fahrzeugführer nach dem oder 
auf Grund des Gesetzes über die Beförderung 
gefährlicher Güter vorgeschriebenen Kursen 
oder Lehrgängen zu absolvieren, soweit damit 
eine Berechtigimg zum Transport von Explo- 
sivstoffen erworben oder erhalten wird. " 

38. unverändert 


39. unverändert 
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40. In § 39 Abs. 4 werden die Worte „oder Beförde- 
rung" gestrichen, 

41. § 40 Abs. 6 wird aufgehoben, 

42. Nach § 40 wird folgender § 40a eingefügt: 

„§40a 

Von dem Erfordernis einer Begleitung der 
Stoffe nach § 13 Abs. 2 des Gesetzes ist befreit, 
wer seinen Wohnsitz oder ständigen Aufenthalts- 
ort in einem anderen Mitghedstaat hat und mit 
dem Verbringen eine Person beauftragt, die nach 
den Gesetzen dieses Mitghedstaates befugt ist, 
die Stoffe in der vorgesehenen Art und Weise zu 
verbringen, sofern die Befugnis einer Berechti- 
gung zum Verbringen nach § 15 Abs. 6 Satz 3 des 
Gesetzes gleichwertig ist. Die zum Verbringen 
berechtigenden Erlaubnisse oder sonstigen Be- 
scheinigungen anderer Mitgüedstaaten werden 
im Bundesanzeiger bekanntgemacht. " 

43. § 45 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 wird das Wort „Bundesinsti- 
tuts" durch die Worte „Wehrwissenschaft- 
hchen Instituts" ersetzt. 

bb) Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4, einem Vertreter der benannten Stellen 
mit Ausnahme der Bundesanstalt. " . 

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden die Worte „des Bun- 
desrates" ersetzt durch die Worte „der 
Länder". 

bb) In Nummer 2 wird das Wort „Bundesinsti- 
tuts" durch die Worte „ Wehrwissenschaf t- 
üchen Instituts" ersetzt. 

44. §46 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2 a 
eingefügt: 

„2 a, einer vollziehbaren Nebenbestimmung 
oder inhaltlichen Beschränkung der EG- 
Baumusterprüfbescheinigung im Sinne 
des § 12 a Abs, 2 zuwiderhandelt, " . 

b) In Nummer 3 wird die Angabe „oder 4 oder 
§ 15 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 oder 3 Satz 1" durch 
die Angabe „ , 4 oder 4 a" ersetzt. 

c) Nummer 11 wird aufgehoben. Die bisheri- 
gen Nummern 12 bis 15 werden die Num- 
mern 11 bis 14. 

d) In Nummer 11 wird das Wort „Zündhütchen" 
durch das Wort „Anzündhütchen" ersetzt, 

e) In Nummer 12 werden nach dem Wort 
„Brückenzünder A" jeweils die Worte „oder 
Brückenanzünder A" eingefügt. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

40. unverändert 

41. unverändert 

42. unverändert 


43. unverändert 


44. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2 a 
eingefügt: 

„ 2 a. einer vollziehbaren Auflage der EG-Bau- 
musterprüfbescheinigung im Sinne des 
§ 12a Abs. 2 zuwiderhandelt, ". 


b) In Nummer 3 vdrd die Angabe „oder § 15 
Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 oder 3 Satz 1 " gestrichen. 

c) unverändert 


d) unverändert 

e) unverändert 
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45. § 47 wird wie folgt geändert: 45. unverändert 

a) In Nummer 1 wird vor dem Wort „des" die An- 
gabe „ bis 1 b " eingefügt. 

b) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 ein- 
gefügt: 

„4. nach § 41 Abs. 1 Nr. 3a bis 3c des Geset- 
zes,". 

46. Nach § 48 wird folgender § 49 angefügt: 46. unverändert 

„§49 

Sind Prüfungen und Untersuchungen von Ex- 
plosivstoffen im Rahmen eines Zulassungsverfah- 
rens nach § 5 des Gesetzes in der bis zum [einset- 
zen: Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes] gel- 
tenden Fassung von einer anderen als der in § 12 a 
Abs. 4 genannten Stelle durchgeführt worden, ist 
diese verpflichtet, dem Zulassungsinhaber die er- 
mittelten Prüfdaten zur Durchführung des EG- 
Baumusterprüfverfahrens zur Verfügung zu stel- 
len. Aufwand und Auslagen der Prüfstelle können 
in entsprechender Anwendung der §§ 2 und 4 der 
Kostenverordnimg zum Sprengstoffgesetz be- 
rechnet werden. " 

47. In § 1 Abs. 3 Nr. 3 und § 45 werden jeweüs 47. unverändert 

a) die Worte „der Bundesminister" durch die 
Worte „das Bundesministerium", 

b) die Worte „dem Bundesminister" durch die 
Worte „dem Bundesministerium", 

c) die Worte „des Bundesministers" durch die 
Worte „ des Bundesministeriums " , 

d) das Wort „Bundesnünister" durch das Wort 
„ BundesmLnisterium " 

ersetzt. 

48. In § 14 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 und Abs. 5 Nr. 1, § 38 48. unverändert 

Abs. 1 bis 4, § 39 Abs. 1 Satz 1 und § 40 Abs. 1 

Satz 1 werden jeweüs 

a) das Wort „Gemeinschaft" und das Wort „Ge- 
meinschaften" durch das Wort „Union", 

b) die Bezeichnungen „EG" und „(EG)" durch 
die Bezeichnungen „EU" und „(EU)" 

ersetzt. 

49. Anlage 1 vdrd wie folgt neu gefaßt: 49. unverändert 

„Anlage 1 (mit Ausnahme Anlage 1 Nummer 114) 

Anforderungen an die Zusammensetzung und 
Beschaffenheit von pyrotechnischen Sätzen, son- 
stigen explosionsgefährhchen Stoffen im Sinne 
von § 1 Abs. 3 Nr. 1 und 2 des Gesetzes und von 
Sprengzubehör im Sinne von § 6 Abs. 1 

1 . Pyrotechrüsche Sätze, pyrotechnische 
Gegenstände und Anzündmittel 

1.1 Pyrotechnische Gegenstände 

1- Pyrotechnische Gegenstände müssen so be- 
schaffen sein, daß sie bei bestinunungsge- 
mäßer Verwendung handhabungssicher 
sind. 
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2 - Pyrotechnische Gegenstände müssen so wi- 
derstandsfähig sein oder durch die Ur- 
sprungsverpackimg des Herstellers so ge- 
schützt sein, daß durch Beanspruchungen, 
denen sie üblicherweise beim Umgang und 
Verkehr ausgesetzt sind, ihre Handha- 
bungssicherheit nicht beeinträchtigt wird. 

3- Die Art der Anzündung eines pyrotechni- 
schen Gegenstandes muß deutlich erkenn- 
bar oder aus der Beschriftung ersichtlich 
sein. Die Anzündstelle muß deutlich sicht- 
bar sein. 

4 Pyrotechnische Gegenstände müssen ge- 
gen unbeabsichtigte Anzündung durch 
Schutzkappen oder gleichwertige Vorrich- 
tungen, durch die Art \md Form der Verpak- 
kung oder durch die Konstruktion des Ge- 
genstandes gesichert sein. Diese Forderung 
gilt als erfüllt, wenn die Gegenstände in un- 
geöffneter Ursprungsverpackung des Her- 
stellers (kleinste Verpackungseinheit) ver- 
trieben werden. 

5- Pyrotechrüsche Gegenstände müssen so be- 
schaffen sein, daß sie nicht höher als 100 m 
steigen, 

6- Pyrotechnische Gegenstände dürfen bei be- 
stimmungsgemäßer Verwendung keine ge- 
fährhchen Sphtter bilden, 

1,2 Pyrotechnische Sätze 

7 - Die Sätze pyrotechnischer Gegenstände 
dürfen nicht selbstentzündlich sein, 

8- Eine vierwöchige Lagerung bei 50 darf 
an den Sätzen eines pyrotechnischen Ge- 
genstandes und am Gegenstand keine Ver- 
änderung hervorrufen, die eine Gefahren- 
erhöhung bedeutet. Enthält ein pyrotechni- 
scher Gegenstand verschiedene Sätze, so 
dürfen die Bestandteile dieser Sätze nicht in 
Reaktion untereinander treten können, die 
zur Selbstentzündung führt oder eine Ge- 
fahrenerhöhung hervomift, 

9- In pyrotechnischen Sätzen dürfen nicht ent- 
halten sein: 

1. Ammoniumsalze und Amine zusammen 
mit Chloraten, 

2. Metalle, Antimonsulfide oder Kahumhe- 
xacyanoferrat (II) zusammen mit Chlora- 
ten. 

Enthält ein pyrotechnischer Gegenstand 
mehrere zxüässige Sätze, so sind diese so an- 
zuordnen, daß keine Mischungen der vor- 
stehend genannten Art entstehen können, 

10- In Sätzen, die Chlorate enthalten, darf der 
Anteil an Chloraten 70 % nicht übersteigen. 
In Leuchtsätzen auf Bariumchlor at- Grund- 
lage, in Pfeifsätzen sowie in Sätzen für 
Knallkorken und Amorces darf der Chlorat- 
anteil bis auf 80 % des Satzgewichtes erhöht 
werden. 
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1.3 Besondere Anforderungen 
an die einzelnen Klassen 

1.3.1 Klasse I: Kleinstfeuerwerk 

1 1 - Die Gesamtmasse der Sätze eines pyrotech- 
nischen Gegenstandes, ausgenommen die 
in den Absätzen 12 und 13 auf geführten Ge- 
genstände darf nicht mehr als 3,0 g betra- 
gen. 

12- In einem pyrotechnischen Gegenstand, aus- 
genommen in Amorces und Party-Knallem, 
darf an Knallsatz nur maximal 2,5 mg Silber- 
fulminat enthalten sein. In Tischfeuer- 
werken darf als Knallsatz nur maximal 
0,5 g Nitrocellulose in Form von Kollodium- 
wolle (-watte) mit einem Stickstoffgehalt 
von maximal 12,6 % enthalten sein. 

13- In Amorces und Party-Knallem dürfen nur 
chlorat- oder perchlorathaltige Knallsätze 
enthalten sein. Die Knallsatzmasse darf 
nicht größer sein als 7,5 mg je Amorces und 
10 mg je Party-Knaller. 

14- Bei Plastikamorces muß der Knallsatz in 
Näpfchen aus geeignetem Kunststoff unter- 
gebracht und abgedeckt sein. 

15- Anzünd- oder anreibbare pyrotechnische 
Gegenstände müssen eine Zeitzündung mit 
einer Brenndauer von mindestens 3 und 
höchstens 8 s haben. Dies gilt nicht für Ge- 
genstände, für die keine Verzögerung erfor- 
derhchist. 

16- Auf steigende pyrotechnische Gegenstände, 

Batterien, Kombinationen, Schwärmer, py- 
rotechnische Gegenstände mit Pfeifsatz und 
Raketen sind nicht zulässig. Bei pyrotechni- 
schen Gegenständen mit akustischer Wir- 
kung, ausgenommen Amorces und Party- 
Knalle rn, darf in 1,0 m Entfernung ein 
Schalldruckpegel von 120 dB (AI) bzw. 

120 dB (Apeak) nicht überschritten werden. 

1.3.2 Klasse II: Kleinfeuerwerk 

17- Die Gesamtmasse aller Sätze eines pyro- 
technischen Gegenstandes, ausgenommen 
Raketen, Batterien und Kombinationen, darf 
nicht mehr als 50 g betragen. Bei Kombina- 
tionen und Batterien darf die Gesamtmasse 
der pyrotechnischen Sätze nicht mehr als 
200 g betragen; für Einzelteile gilt Satz 1. 

Bei Kombinationen und Batterien mit Knall- 
körpern darf die Gesamtmasse der Knall- 
sätze nicht mehr als 25 g betragen. 

18- Bei Raketen darf die Gesamtmasse der Sätze 
nicht mehr als 20 g und davon der Anteil an 
pyrotechnischen Sätzen, die nicht als Treib- 
satz dienen, nicht mehr als 10 g betragen. 

19- In einem pyrotechnischen Gegenstand oder 
einem Bauteil einer Batterie oder Kombina- 
tion darf der Knallsatz nur Schwarzpulver 
enthalten; die Satzmasse darf 6 g nicht über- 
schreiten. 
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20- Bei Knallkörpern, ausgenonunen umwik- 
kelte kubische Knallkörper, darf die Wand- 
stärke der SatzumhüUung nicht mehr als 

3,5 nun betragen. Dies gilt lücht, wenn die 
Satzumhüllung ohne Verwendung von 
Klebstoffen und Bindemitteln aus Papier 
mit einer flächenbezogenen Masse von 
maximal 150 g/m^ hergestellt ist und die 
Prüfung ergibt, daß keine gefährhcheren 
Wirkungen als bei der Verwendung einer 
Satzumhüllung aus verleimtem Papier mit 

3,5 mm Wandstärke eintreten, oder die Satz- 
umhüllung aus Kunststoff besteht und die 
Prüfung ergibt, daß keine gefährhcheren 
Wirkungen als bei der Verwendung einer 
SatzumhüUimg aus verleimtem Papier mit 

3,5 nun Wandstärke eintreten. 

21- Umwickelte kubische Knallkörper dürfen 
neben einer maximal 2 mm starken Satz- 
umhüllung aus Pappe rücht mehr als 3 Um- 
wicklungen (2 Lagen je Fläche) mit einer 
geleimten Hanf- oder Papierschnur von 
2 mm Durchmesser haben. 

22- Anzünd- und anreibbare pyrotechiüsche 
Gegenstände müssen eine Zeitzündung mit 
einer Brenndauer von mindestens 3,0 und 
höchstens 8,0 s haben. Dies gilt nicht für Ge- 
genstände, für die keine Verzögerung erfor- 
derlich ist. Batterien und Kombinationen mit 
einer Satzmasse von mehr als 50 g müssen 
mit einer zweiten, abgedeckten Anzündung 
mit einer Brenndauer von mindestens 3,0 
und höchstens 8,0 s versehen sein. 

23- Raketen, Feuertöpfe - ausgenommen 
Feuertöpfe mit Bodenfeuerwirbeln oder 
Fröschen - Feuerwerksbomben, Römische 
Lichter und Batterien und Kombinationen, 
in denen diese Gegenstände enthalten sind, 
müssen die in ihnen enthaltenen pyrotech- 
lüschen Bauteile und Effektladungen so 
hoch ausstoßen, daß deren Rückstände 
lücht brennend auf die Erde fallen. 

24 - Schwärmer dürfen nicht höher als 20 cm 
steigen. 

25- Doppelschläge müssen so beschaffen sein, 
daß sie nur gerichtet aufsteigen können, 

26- Für Gegenstände mit Knallwirkung güt der 
Absatz 6 mit der Maßgabe, daß Splitter und 
Bauteüe nicht weiter als 8,0 m - vom Ort der 
Zerlegung gemessen - fortgeschleudert wer- 
den dürfen. Bei pyrotechiüschen Gegenstän- 
den mit Knallwirkung dürfen keine bren- 
nenden oder glimmenden Sphtter entstehen. 
Bei pyrotechrüschen Gegenständen mit aku- 
stischer Wirkung darf in 8 m Entfernung ein 
Schalldruckpegel von 120 dB (AI) bzw. 
120 dB (Apeak) lücht überschritten werden. 

1.3.3 Klasse III: Mittelfeuerwerk 

27 - Die Masse der pyrotechnischen Sätze eines 
nicht aus mehreren Einzelteilen zusammen- 
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gesetzten Gegenstandes, ausgenommen 
Raketen, darf nicht mehr als 250 g betragen; 
bei Raketen darf die Gesamtmasse der pyro- 
technischen Sätze nicht mehr als 75 g betra- 
gen. Einzelteile sind Bauteile, die für sich 
funktionsfähige pyrotechnische Gegenstän- 
de sind. 

28- Werden mehrere Einzelteile zu einem Ge- 
genstand der Klasse III zusammengesetzt, 
so darf die Gesamtmasse der pyrotechni- 
schen Sätze des zusammengesetzten Ge- 
genstandes, ausgenommen bei Wasserfäl- 
len, nicht mehr als 800 g betragen; bei Was- 
serfällen darf die Satzmasse bis zu 1200 g 
betragen. 

29- In einem zusammengesetzten Gegenstand 
dürfen, mit Ausnahme bei Lichterbüdem, 
nicht mehr als 12 Einzelteile vereinigt sein. 
Lichter und Lanzen werden hierbei nicht 
mitgerechnet. Lichterbüder sind Gegen- 
stände, bei denen als Einzelteüe ausschüeß- 
hch Lichter und Lanzen verwendet werden. 

30- In einem pyrotechnischen Gegenstand darf 
an Knallsatz nicht mehr als 100 g Schwarz- 
pulver oder 50 g eines anderen Nitratgemi- 
sches enthalten sein. 

31 - In einem Einzelteü eines aus mehreren Ein- 
zelteilen zusammengesetzten Gegenstan- 
des darf an Knallsatz nicht mehr als 15 g 
Schwarzpulver oder 6 g Nitratknallsatz ent- 
halten sein. 

32- In einer Rakete darf an Knallsatz nicht mehr 
als 40 g Schwarzpulver oder 20 g Nitrat- 
knallsatz enthalten sein. 

33- Bhtzknallbomben dürfen außer dem Treib- 
satz höchstens 50 g eines Nitrat- Schwefel- 
AJiuninium-Gernisches enthalten. 

34- Sind in einem Gegenstand verschiedene 
Knallsätze enthalten, so darf die Gesamt- 
masse dieser Sätze nicht größer sein als 50 g. 

35 - Für Gegenstände mit Knallwirkung - ausge- 
nommen Raketen - gilt der Absatz 6 mit der 
Maßgabe, daß Sphtter und Bauteüe nicht 
weiter als 8 m - vom Ort der Zerlegung ge- 
messen - fortgeschleudert werden dürfen. 
Bei pyrotechnischen Gegenständen mit 
akustischer Wirkung darf in 15,0 m Entfer- 
nung ein Schalldruckpegel von 120 dB (AI) 
bzw. 120 dB (Apeak) nicht überschritten 
werden. 

36- Pyrotechnische Gegenstände müssen eine 
Zeitzündung mit einer Brenndauer von min- 
destens 5,0 und höchstens 13,0 s haben. 
Dies gilt nicht für Gegenstände, für die 
keine Verzögerung erforderhch ist. Batte- 
rien und Kombinationen müssen mit einer 
zweiten, abgedeckten Anzündung mit einer 
Brenndauer von mindestens 5,0 und höch- 
stens 13,0 s versehen sein. 
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37- Für Raketen, Feuertöpfe, Feuerwerksbom- 
ben und Römische Lichter gilt Absatz 23 
entsprechend. 

38- Für die Beschaffenheit von Doppelschlägen 
gilt Absatz 25 entsprechend. 

1.3.4 Klasse T: Pyrotechnische Gegenstände 
für technische Zwecke 

39- Für die Beschaffenheit der Gegenstände 
dieser Klasse gelten die Bestimmungen der 
Absätze?, 8 und 9. 

40- In Knallsätzen sind Schwarzpulver, andere 
Nitratgemische, Nitrocellulose mit einem 
Stickstoffgehalt von maximal 12,6% und 
Perchloratgemische zulässig. 

41- Absatz 9 gilt mit der Maßgabe, daß die Ver- 
wendung von Ammoniumsalzen und Ami- 
nen zusammen mit Chloraten in rauch- 
erzeugenden Gemischen zulässig ist, wenn 
die Zusammensetzung des pyrotechnischen 
Satzes eine hinreichende Beständigkeit ge- 
währleistet. 

42- Für pyrotechnische Gegenstände der 
Klasse T 2 gelten nicht die Absätze 5 und 6. 

43- Die Gegenstände der Klasse T sind der 
Unterklasse Ti zuzuordnen, wenn sie den 
folgenden Anforderungen entsprechen; 

a) Rauch- oder nebelerzeugende Gegen- 
stände dürfen 

1. nicht mehr als 1 kg Satz enthalten, 

2. keine Rauch- oder Nebelsätze ent- 
halten, deren Abbrennzeit im ge- 
brauchsfertigen Zustand weniger als 
60 s für 0, 1 kg beträgt, 

3. bei einer unbeabsichtigten Explosion 
nicht in scharfkantige oder schwere 
Sphtter zerlegt werden. 

b) Pyrotechnische Lichter und Fackeln, die 

als Signahnittel oder zur Beleuchtung 

dienen, dürfen 

1. nicht mehr als 0,5 kg Satz, bei Bengal- 
feuer oder Bengalsatz nicht mehr als 
2,5 kg enthalten, 

2. keine Leuchtsätze enthalten, deren 
Abbrennzeit im gebrauchsfertigen 
Zustand weniger als 60 s für 0,1 kg be- 
trägt, 

3. bei einer unbeabsichtigten Explosion 
nicht in scharfkantige oder schwere 
Sphtter zerlegt werden. 

c) Gegenstände mit Schallwirkung dürfen 

1. als Knallsatz nicht mehr als 10 g 
Schwarzpulver oder 0,8 g eines Ka- 
liumperchlorat- Aluminium-Knallsatzes 
enthalten, 
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2. bei einer Explosion nicht in scharfkan- 
tige oder schwere Splitter zerlegt wer- 
den. 

d) Reiz-, Schädlingsbekämpfungs- und Pflan- 
zenschutzmittel dürfen 

1. keinen Knallsatz und nicht mehr als 
1 kg des Wirksatzes enthalten, 

2. keine Wirksätze enthalten, deren Ab- 
brennzeit im gebrauchsfertigen Zu- 
stand weniger als 60 s für 0,1 kg be- 
trägt, 

3. bei einer unbeabsichtigten Explosion 
nicht in scharfkantige oder schwere 
Splitter zerlegt werden. 

e) Raketen dürfen nicht mehr als 20 g Treib- 
satz enthalten. 

f) Gegenstände mit Heizwirkung oder Ge- 
genstände, die zum Anzünden dienen, 
dürfen nicht mehr als 10 g Satz enthalten 
und durch Brand oder Schlag nicht zur 
Explosion gebracht werden können. 

44 - Knallkorken sind Gegenstände der Unter- 
klasse Ti. Für sie gelten folgende Anfor- 
derungen: 

1 . Die Körper dürfen nur aus Naturkork oder 
aus von der Zulassungsbehörde aner- 
kannten korkähnlichen Massen bestehen. 

2. Die Körper müssen eine zentrisch ange- 
ordnete zylindrische Vertiefung zur Auf- 
nahme eines Pappnäpfchens haben. 

3. Das zur Aufnahme des Knallsatzes be- 
stimmte Pappnäpfchen muß in den Hohl- 
raum des Körpers so eingesetzt sein, daß 
es weder herausfallen noch sich lockern 
kann. 

4. Es dürfen nur chlorat- oder perchlorat- 
haltige Knallsätze verwendet werden. 
Der Knalls atz muß neutral reagieren und 
so eingebracht sein, daß er nicht abbrök- 
kelt. Seine Zusammensetzung muß beim 
Abschuß die Zerlegung des Körpers ge- 
währleisten. 

5. Ein Knallkorken darf höchstens 0,06 g 
und muß mindestens 0,04 g Knallsatz 
enthalten. 

6. Der Hohlraum, in dem sich der Knallsatz 
befindet, muß mit einem Deckblättchen 
aus widerstandsfähigem Papier ver- 
schlossen sein. 

45- Liegen bei einzelnen Gegenständen die 
Merkmale des Absatzes 43 (sowie des 
Absatzes 46 Satz 1) nicht vor, so sind die Ge- 
genstände unter Berücksichtigung der Ge- 
fährlichkeitsmerkmale der Unterklassen Ti 
und T 2 in eine dieser Unterklassen einzuord- 
nen. 
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46- Signalirdttel der Klasse T mit Antrieb durch 
eine Ausstoßladung sind in jedem Fall Ge- 
genstände der Unterklasse T 2 . Das gleiche 
gilt für pyrotechnische Munition für tech- 
nische Zwecke, die zur Verwendung in Ge- 
räten zum einmaügen Abschießen bestimmt 
sind. 

47 - Pyrotechnische Druckgasgeneratoren dür- 
fen durch Brand oder Schlag nicht zur 
Explosion oder zu einer bestimmungsgemäß 
nicht beabsichtigten Zerstörung gebracht 
werden können. 

48- Bühnenfeuerwerk ist der Unterklasse Ti 
zuzuordnen, wenn es dem Absatz 43 und 
folgenden Anforderungen entspricht: 

a) Nebel- und Rauchmittel dürfen 

1. keine sehr giftigen, ätzenden oder 
reizenden Stoffe entwickeln, 

2. beim Abbrand keine zusätzlichen 
Gefahren durch Glut, Hitze, Funken 
oder Feuer verursachen, 

3. rußbüdende Stoffe nicht enthalten, 

4. nur an einem festen Standort abge- 
brannt werden. 

b) Leuchtmittel dürfen 

1. von den Anforderungen des Absat- 
zes 48 Buchstabe a Nr. 1 bis 3 nicht ab- 
weichen, 

2. keine gefährUchen Funken oder ab- 
tropfende Schlacke bilden, wenn sie 
in der Hand gehalten werden, 

3. nur in der Hand gehalten werden, 
wenn durch Handgriffe eine gefahr- 
lose Handhabung gewährleistet ist. 

c) Funkensprühende Mittel dürfen 

1. bei einer unbeabsichtigten Explosion 
keine gefährlichen Splitter büden, 

2. eine Sprühweite von nicht mehr als 
5 m und eine Brenndauer von nicht 
mehr als 20 s besitzen, 

3. einen pyrotechnischen Satz von nicht 
mehr als 50 g enthalten, 

4. keine Gemische aus Bariumnitrat, 

Schwefel und Aluminium enthalten, 

5. keine Verbrennungsprodukte oder 
Funken entwickeln, die außerhalb des 
Umkreises der Sprüh weite leicht ent- 
flammbare Materialien entzünden 
können. 

d) Nitrocellulose (max. 12,6% N), insbeson- 
dereverarbeitet als Wolle (Watte), Papier, 

Schnüre, darf 

1. bei der Aufbewahrung nicht weniger 
als 25 % Feuchte enthalten. 
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2. bis zu 50 g, bezogen auf die Trocken- 
substanz, in eine Ursprungsverpak- 
kung gepackt sein. 

e) Mittel nüt akustischer Wirkung dürfen 

1. bei anzündbaren Gegenständen nur 
eine Zündverzögerung besitzen, die 
maximal 1 s vom Mittelwert abweicht, 

2. von den Anforderungen des Absat- 
zes 26 nicht abweichen. 

f ) Blitzeffekte dürfen 

1. keine Umhüllung besitzen, die den 
Anforderungen des Absatzes 6 wider- 
spricht, 

2. nur elektrisch ausgelöst werden, 

3. durch Funken keine Brandgefahr ver- 
ursachen, 

4. nicht mehr als 15 g Satz enthalten. 

g) Anderes Bühnenfeuerwerk darf in seiner 
Wirkung nicht gefährhcher sein als die 
anderen Gegenstände des Absatzes 48. 

h) Gegenstände des Bühnenfeuerwerks, die 
gefährlicher sind als Gegenstände des 
Bühnenfeuerwerks der Unterklasse Ti, 
sind der Unterklasse T 2 zuzuordnen. 

1.3.5 Anzündmittel für pyrotechnische Zwecke 

49- Pyrotechnische Anzündmittel müssen so be- 
schaffen sein, daß sie bei bestimmungsgemä- 
ßer Verwendung handhabungssicher sind. 

50- Für die Beschaffenheit von pyrotechnischen 
Anzündmitteln und deren Sätzen gelten die 
Absätze 2 und 8 entsprechend. 

1.3.5. 1 Anzündschnüre für pyrotechnische Zwecke 
(Feuerwerksanzündschnüre) 

51- Die Umspinnung oder Umhüllung von 
Feuerwerksanzündschnüren muß die Pul- 
verseele bei üblicher mechanischer Bean- 
spruchung schützen. 

52- Die Pulverseele darf an den Enden der 
Feuerwerksanzündschnur nicht ausrieseln. 

53- Feuerwerksanzündschnüre müssen zuver- 
lässig anzündbar sein und zuverlässig an- 
zünden. 

54 - Feuerwerksanzündschnüre dürfen beim 
Abbrennen nicht seitlich aus sprühen und 
außen nicht zum Glühen kommen. 

55- Die Brennzeit der Feuerwerksanzünd- 
schnur im Anlieferungszustand und nach 
zweiwöchiger und vierwöchiger Lagerung 
bei Raumtemperatur darf nicht wesentlich 
vom Mittelwert ab weichen. 

56- Die durchschnittliche Brennzeit der Feuer- 
werksanzündschnur darf nach vierwöchiger 
Lagerung bei 50 °C nicht wesentlich von der 
nach Absatz 55 ermittelten durchs chnitth- 
chen Brennzeit ab weichen. 
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57 - Die durchschnitthche Brennzeit einer was- 
serdichten Anzündschnur darf nach einer 
24stündigen Lagerung unter Wasser nicht 
wesentlich von der nach Absatz 55 ermittel- 
ten Brennzeit abweichen. 

1.3. 5. 2 Stoppinen 

58- Stoppinen müssen üblichen mechanischen 
Beanspruchungen widerstehen. 

59- Stoppinen müssen zuverlässig anzündbar 
sein, 

60- Für die Brennzeit von Stoppinen gelten die 
Absätze 55 und 56 entsprechend. 

1.3. 5. 3 Anzündhtzen 

61- Für Anzündlitzen gelten die Absätze 55, 56, 

58 und 59 entsprechend. 

1 .3.5.4 Anzündhchter für pyrotechnische Zwecke 

62- Anzündhchter müssen zuverlässig entzünd- 
bar sein, gleichmäßig abbrennen und Feuer- 
werksanzündschnüre zuverlässig anzün- 
den. 

63- Für Anzündhchter gelten die Absätze 2 und 6 
entsprechend. 

64 - Für die Brennzeit von Anzündhchtem gel- 
ten die Absätze 55 und 56 entsprechend. 

1 .3.5.5 Schlag- und Reibanzünder 
für pyrotechnische Zwecke 

65- Beim Anzünden von Schlag- und Reiban- 
zündem muß die Anzündkette einwandfrei 
angezündet werden. 

Die Hülse des Anzünders muß mit der An- 
zündkette ausreichend fest verbunden sein. 

Für Schlag- und Reibanzünder gelten die 
Absätze 2 und 6 entsprechend. 

66- Die Abbrennzeiten der Anzündketten von 
gleichen Reib- oder Schlaganzündem dürfen 
nicht wesenthch voneinander abweichen. 

67- Die Anzündkette muß ordnungsgemäß ab- 
brennen und zuverlässig anzünden. 

68- Die in Reib- oder Schlaganzündem ver- 
arbeiteten Anzündmittel müssen den für 
diese Gegenstände geltenden Anfordemn- 
gen entsprechen. 

1 . 3 . 5 . 6 Elektrische Anzünder 

für pyrotechnische Zwecke 

69- Die inneren Teüe und der Verschluß der 
elektrischen Anzünder müssen eine ausrei- 
chende mechanische Festigkeit besitzen. 

70- Bei den elektrischen Zuleitungsdrähten aus 
Stahl muß der Durchmesser mindestens 
0,6 mm, bei solchen aus Kupfer mindestens 
0,5 mm betragen. Zuleitungsdrähte aus 
Stahl müssen einen leitenden Überzug 
haben, der den Stahl vor Rost schützt und 
eine gut leitende Verbindung mit den anzu- 
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schheßenden Teilen gewährleistet. Die Zu- 
leitungsdrähte müssen auf ihrer ganzen 
Länge isohert sein. Die Isoherung muß bei 
bestimmungsgemäßer Verwendung mecha- 
nisch fest, thermisch beständig und elek- 
trisch durchschlagssicher sein. 

7 1 - Eine vierwöchige Lagerung bei 50 °C darf 
keine Veränderung der Eigenschaften des 
Anzünders bewirken. 

1 .3.5.6. 1 Elektrische Kennwerte 
von Brückenanzündem 

1.3. 5. 6. 1.1 Brückenanzünder A 

72- Der elektrische Gesamtwiderstand eines An- 
zünders mit einer Zuleitxmgsdrahtlänge bis zu 
3,5 m darf nicht mehr als 4,5 Ohm betragen. 

73- Die Brückenwiderstände müssen zwischen 
0,8 Ohm und 2,0 Ohm hegen. Sie müssen in- 
nerhalb dieses Bereiches in Widerstands- 
gruppen mit einer Toleranz von 0,25 Ohm 
geordnet sein. 

74 - Die Anzünder müssen durch einen Gleich- 
strom der Stärke 0,6 A innerhalb von 10 ms 
ausgelöst werden. 

75- Die Anzünder dürfen durch einen Gleich- 
strom der Stärke 0, 18 A innerhalb von 5 min 
nicht ausgelöst werden. 

76- Fünf Anzünder der gleichen Ausführung 
müssen sich, hintereinandergeschaltet, mit 
einem Gleichstrom der Stärke 0,8 A ver- 
sagerfrei zusammen auslösen lassen. 

77- Die Anzünder in Reihe geschaltet mit einem 
Widerstand von 5 Kiloohm dürfen bei einer 
elektrostatischen Entladung eines mit 25 kV 
aufgeladenen Kondensators mit einer Kapa- 
zität von 500 pF nicht ausgelöst werden. 

1.3. 5. 6. 1.2 Brückenanzünder U 

78- Der elektrische Gesamtwiderstand eines 
Anzünders mit einer Zuleitungsdrahtlänge 
bis zu 3,5 m darf nicht mehr als 3,5 Ohm 
betragen. 

79- Die Brückenwiderstände müssen zwischen 
0,4 Ohm und 0,8 Ohm hegen. 

80- Die Anzünder müssen durch einen Gleich- 
strom der Stärke 1,3 A innerhalb von 10 ms 
ausgelöst werden. 

81- Die Anzünder dürfen durch einen Gleich- 
strom der Stärke 0,45 A innerhalb von 5 min 
nicht ausgelöst werden. 

82- Fünf Anzünder der gleichen Ausführung 
müssen sich, hintereinandergeschaltet, mit 
einem Gleichstrom der Stärke 1,5 A ver- 
sagerfrei zusammen anzünden lassen. 

83- Für die Resistenz gegen elektrostatische 
Entladung gilt Absatz 77. 
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1.3.6 Anzünder für sonstige Zwecke 

84- Bei Brennanzündern ohne Zeitverzögerung 
und Anzündschnuranzündern mit Zeitver- 
zögerung ohne Sprengkapsel muß die Hülse 
zur Aufnahme einer Sprengkapsel so be- 
schaffen sein, daß sie sich gut einführen läßt 
und die Sprengkapsel nach dem Einführen 
festsitzt. Besondere Vorrichtungen zur Auf- 
nahme der Sprengkapsel müssen die glei- 
chen Forderungen erfüllen. 

85- Brennanzünder ohne Zeitverzögerung müs- 
sen beim Anzünden eine in ihrem Hülsen- 
leerraum eingesetzte Sprengkapsel ein- 
wandfrei auslösen. 

86- In Anzündschnuranzündern mit Zeitver- 
zögerung muß eine zugelassene Anzünd- 
schnur befestigt sein. 

87 - Beim Anzünden von Anzündschnuranzün- 
dem mit Zeitverzögerung müssen die An- 
zündschnüre einwandfrei angezündet wer- 
den. Dabei darf die Hülse des Anzünders 
nicht gewaltsam von der Anzündschnur ab- 
geworfen werden. 

88- Die Verzögerungszeiten von Anzündschnur- 
anzündern mit Zeitverzögerung mit gleich 
langen Anzündschnurstücken dürfen nicht 
wesentlich voneinander ab weichen. 

89- Anzünder für Pulversprengstoffe müssen 
Pulversprengstoffe zuverlässig auslösen. 

90- Anzünder für Anzündschnüre müssen An- 
zündschnüre zuverlässig anzünden. Sie 
müssen ausreichend lagerbeständig sein. 

91- Anzündlichter, die bei Sprengarbeiten ver- 
wendet werden, müssen ein rotes Warnlicht 
haben; auch die Wamflamme muß Anzünd- 
schnüre zuverlässig anzünden. 

92- Die gesamte Brennzeit von Anzündlichtern 
muß zwischen 54 s und 66 s liegen, die des 
roten Warnlichtes zwischen 8 s und 12 s. 
Nach Lagerung darf sich die Brennzeit nicht 
wesentlich verändern. 

2. Sonstige explosionsgefährliche Stoffe 
nach § 1 Abs. 3 Nr. 1 und 2 des Gesetzes 

93- Mischungen müssen homogen sein. Flüs- 
sige Bestandteile dürfen nur verwendet 
werden, wenn sie den Festkörper gleich- 
mäßig benetzen. 

94 - Die Stoffe müssen thermisch stabil sein. Dies 
gilt als nachgewiesen, wenn bei einer sie- 
bentägigen Lagerung bei 50 °C unter Wär- 
mestau, dessen Grad der Beanspruchung des 
Stoffes beim Umgang und bei der Beförde- 
rung entspricht, in der gelagerten Probe 
keine Erwärmung um mehr als 6 °C über die 
Lagertemperatur hinaus eintritt. Werden die 
Stoffe beim Umgang oder bei der Beförde- 
rung höheren Temperaturen ausgesetzt oder 
dauert die Temperatureinwirkung länger als 
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sieben Tage an, so sind die Prüfungsbedin- 
gungen bezüghch der Lagertemperatur oder 
-dauer entsprechend zu wählen. 

95- Erfüllt der Stoff die Anforderungen nach 
Absatz 94 nicht, so muß beim Umgang und 
bei der Beförderung eine Temperatur einge- 
halten werden, bei der die thermische Stabi- 
lität des Stoffes mit Sicherheit gewährleistet 
ist. 

3. Sprengzubehör 

3.1 Zündleitungen 

96- Bei Zündleitungen dürfen Hin- und Rücklei- 
timgen nicht in einer gemeinsamen Umhül- 
limg liegen. Eine Verbindung der Isolation 
zweier Leiter durch einen Steg gilt nicht als 
gemeinsame Umhüllung (Stegzündleitung). 

Die Zündleitungen sind als Einfachleitun- 
gen, als verseilte Leitungen oder als Steg- 
zündleitimgen zulässig. 

97- Der Leiter selbst muß mehrdrähtig sein. 

Kein Draht darf einen kleineren Durchmes- 
ser als 0,3 mm oder einen größeren als 
1,0 mm haben. 

98- Die Zerreißkraft jedes Leiters muß minde- 
stens 200 N betragen. 

99- Die Zündleitungen müssen eine ausreichen- 
de Biegsamkeit und Biegefestigkeit haben. 

100- Der elektrische Widerstand einer Einfach- 
zündleitung und eines jeden Leiters einer 
verseilten Zündleitung sowie einer Steg- 
zündleitung darf für 100 m Länge höchstens 
5 Ohm betragen. 

101- Stahlleiter müssen einen leitenden Überzug 
haben, der den Stahl vor dem Rosten schützt 
und eine gut leitende Verbindung mit den 
anzuschheßenden Teilen gewährleistet. 

102- Zündleitungen müssen isohert sein. Die Iso- 
lienmg muß bei bestimmungsgemäßer Ver- 
wendxmg mechanisch fest, thermisch be- 
ständig imd elektrisch durchschlagsicher 
sein. Die Isoherung von Zündleitungen mit 
erhöhter mechanischer Festigkeit und er- 
höhter elektrischer Durchschlagfestigkeit 
muß auch gegen darüber hinausgehende 
Anforderungen beständig sein. 

3.2 Verlängerungsdrähte 

103- Bei Verlängenmgsdrähten aus Stahl muß 
der Drahtdurchmesser mindestens 0,6 mm, 
bei Verlängerungsdrähten aus Kupfer min- 
destens 0,5 mm betragen. Verlängerungs- 
drähte aus Stahl müssen einen leitenden 
Überzug haben, der den Stahl vor dem 
Rosten schützt und eine gut leitende Verbin- 
dung mit den anzuschheßenden Teilen ge- 
währleistet. Die Verlängerungsdrähte müs- 
sen auf ihrer ganzen Länge isohert sein. Die 
Isoherung muß bei bestimmungsgemäßer 
Verwendung mechanisch fest, thermisch 
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beständig und elektrisch durchschlagsicher 
sein. Für Verlängerungsdrähte, deren Isohe- 
rung bei der Verwendung besonderen Be- 
anspruchungen ausgesetzt ist, werden die- 
sen Beanspruchungen entsprechende An- 
forderungen an die mechanische Festigkeit 
der Isoherung gestellt. 

3.3 Isoherhülsen 

104- Isoherhülsen müssen mindestens 7 cm lang 
sein. Sie müssen bei bestimmungsgemäßer 
Verwendimg mechanisch fest, thermisch 
beständig und elektrisch durchschlagsicher 
sein. 

3.4 Zündmaschinen 

3.4.1 Mechanische Beschaffenheit 

105- Die Zündmaschinen müssen zuverlässig 
arbeiten. 

106- Die Zündmaschinen müssen ein widerstands- 
fähiges, geschlossenes Gehäuse haben. 

107- Alle Teile der Zündmaschinen müssen so 
angebracht und befestigt sein, daß ein 
selbsttätiges Lockern ausgeschlossen ist. 
Als Schutz gegen das selbsttätige Lockern 
von Zündmaschinenteilen sind insbeson- 
dere Federringe oder gleichwertige Siche- 
rungselemente anzusehen. 

108- Die Bauart der Zündmaschinen muß ein un- 
befugtes Betätigen erschweren. 

3.4.2 Elektrische Beschaffenheit 

109- Zündmaschinen müssen kräftige Anschluß- 
klemmen mit unverlierbaren Muttem ha- 
ben. Die Anschlußklemmen dürfen keinen 
hohlen Querschnitt haben und müssen aus 
Messing mit einer Zugfestigkeit von minde- 
stens 400 N/mm^ bestehen. Der Durchmes- 
ser der Halteschraube muß mindestens 
4 mm und der der Anschlußschraube minde- 
stens 6 mm betragen. Sie müssen gegen zu- 
fällige Berührung unter Spannung stehen- 
der Teile gesichert sein. 

110- Zwischen den Anschlußklemmen muß ein 
Steg aus Isoherstoff angebracht sein, der die 
Klemmfläche um mindestens 8 mm über- 
ragt. 

111- Das Gehäuse der Zündmaschine und die 
zum mechanischen Aufbau dienenden Me- 
tallteile dürfen zur Stromleitung nicht be- 
nutzt werden. Blanke elektrische Leitungen 
müssen durch besondere Isohermittel ge- 
schützt sein. Die Anschlußklemmen und alle 
zur Stromleitung dienenden Teile müssen 
gegenüber dem Gehäuse eine Durchschlag- 
festigkeit von der doppelten Betriebsspit- 
zenspannung, mindestens jedoch 1000 V 
Wechselspannung haben. 
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112“ Der Werkstoff von Isoherstoffteilen muß den 
anerkannten Regeln der Sicherheitstechnik 
entsprechen. 

113- Kondensatorzündmaschinen müssen so ge- 
baut sein, daß nach ihrer Betätigung keine 
gefährhchen Restladungen auf der Konden- 
satorbatterie verbleiben. 

1 14 - Verriegelungsvorrichtungen von Zündma- 
schinen, die im Falle einer nicht ausreichen- 
den Betätigung die Abgabe eines zu schwa- 
chen Zündstroms verhindern sollen, dürfen 
erst dann den Zündstrom freigeben, wenn die 
vorgeschriebene elektrische Leistung abge- 
geben werden kann. Federzugmaschinen 
müssen eine Vorrichtung haben, die verhin- 
dert, daß bei nicht voll aufgezogener Feder 
ein Zündstrom abgegeben werden kann. 

115“ Kondensatorzündmaschinen müssen eine 
Vorrichtung haben, die verhindert, daß bei 
nicht auf die Sollspannxmg aufgeladenem 
Kondensator ein Zündstrom abgegeben 
werden kann. Sofern eine solche Vorrich- 
tung nur mit einem unverhältnismäßig gro- 
ßen Aufwand anzubringen ist, kann statt 
dessen in die Zündmaschine eine Anzeige- 
vorrichtung für die Kondensatorspannung 
eingebaut sein. 

3.4.3 Leistungsfähigkeit 

3.4.3. 1 Allgemeines 

116“ Zündmaschinen für Reihenschaltung müs- 
sen für Zünderzahlen von 10, 20, 30, 50, 80, 
100, 160, 200, 300 oder 400 Zündern, Zünd- 
maschinen für Parallelschaltung für Zünder- 
zahlen von 50, 80 oder 100 Zündern bei be- 
grenztem Widerstand des an die Zündma- 
schine anzuschheßenden Zündkreises be- 
stimmtsein. 

3, 4. 3. 2 Zündmaschinen für Brückenzünder A 

117- Zündmaschinen für Reihenschaltung von 
Brückenzündem A müssen beim Höchst- 
widerstand und bei einem äußeren Wider- 
stand von 15 Ohm Ströme hefern, die fol- 
genden Anforderungen genügen; 

1. Der elektrische Strom muß spätestens 
nach 1 ms die Stärke 1 A erreicht haben. 
Der Stromimpuls vom Beginn bis zu dem 
Zeitpimkt, in dem die Stromstärke zum 
ersten Male wieder auf 1 A absinkt, muß 
nündestens 4 mWs/Ohm betragen. 

2. Bei Zündmaschinen nüt Trommelanker 
muß in dem Zeitraum, in dem die Abgabe 
dieses Stromimpulses erfolgt, die mittlere 
Stromstärke mindestens 1,15 A betragen; 
die unteren Stromspitzen dürfen in dieser 
Zeit 0,8 A nicht unterschreiten. 
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114- Verriegelimgsvorrichtungen von Zündma- 
schinen, die im Falle einer lücht ausreichenden 
Betätigung die Abgabe eines zu schwachen 
Zündstroms verhindern sollen, dürfen erst 
dann den Zündstrom freigeben, wenn die vor- 
geschriebene elektrische Leistung abgegeben 
werden kann. Federzugzündmaschinen müs- 
sen eine Vorrichtung haben, die verhindert, 
daß bei nicht voll aufgezogener Feder ein 
Zündstrom abgegeben werden kann. 


3. Die Höchstwiderstände betragen bei 
Zündmaschinen für: 
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30 Zünder 160 Ohm 
50 Zünder 260 Ohm 
80 Zünder 410 Ohm 
1 00 Zünder 510 Ohm 
1 60 Zünder 810 Ohm 
200 Zünder 1 010 Ohm 
300 Zünder 1510 Ohm 
400 Zünder 2010 Ohm 

118- Zündmaschinen für Parallelschaltung von 
Brückenzündem A müssen folgenden An- 
forderungen genügen: Bei einer der Zün- 
derzahl entsprechenden Anzahl von Zünd- 
stromverzweigungen von je 4,5 Ohm und 
bei Vorschaltung eines elektrischen Wider- 
standes von 1 Ohm sowie bei dem höchstzu- 
lässigen Widerstand des Zündkreises, für 
den die Zündmaschine bestimmt ist, muß 
der Stromimpuls in allen Zweigen bei einer 
Gesamtzeit von höchstens 10 ms mehr als 
4 mWs/Ohm betragen. 

3. 4. 3. 3 Zündmaschinen für Brückenzünder U 

119- Zündmaschinen für Reihenschaltung von 
Brückenzündem U müssen beim Höchstwi- 
derstand und bei einem äußeren Wider- 
stand von 15 Ohm Ströme hefem, die fol- 
genden Anf ordenmgen genügen: 

1. Der elektrische Strom muß spätestens 
nach 1 ms die Stärke 2 A erreicht haben. 

Der Stromimpuls vom Beginn bis zu dem 
Zeitpunkt, in dem die Stromstärke zum 
ersten Male wieder auf 1,6 A (bei Kon- 
densatorzündmaschinen auf 1,5 A) abge- 
sunken ist, muß mindestens 20 mWs/ 

Ohm (bei Kondensatorzündmaschinen 
18 mWs/Ohm) betragen. 

2. Bei Zündmaschinen mit Trommelanker 
muß in dem Zeitraum, in dem die Abgabe 
dieses Stromimpulses erfolgt, die mittlere 
Stromstärke mindestens 2,5 A betragen; 
die unteren Stromspitzen dürfen in dieser 
Zeit nicht 1,5 A unterschreiten. 

3. Die Höchstwiderstände betragen bei 
Zündmaschinen für: 

1 0 Zünder 55 Ohm 
20 Zünder 90 Ohm 
30 Zünder 125 Ohm 
50 Zünder 195 Ohm 
80 Zünder 300 Ohm 
1 00 Zünder 370 Ohm 
160 Zünder 580 Ohm 
200 Zünder 720 Ohm 
300 Zünder 1 070 Ohm 
400 Zünder 1 420 Ohm 
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120- Zündmaschinen für Parallelschaltung von 
Brückenzündem U müssen folgenden An- 
forderungen genügen: Bei einer der Zün- 
derzahl entsprechenden Anzahl von Zünd- 
stromverzweigungen von je 3,5 Ohm und 
bei Vorschaltung eines Widerstandes von 
1 Ohm sowie bei dem höchstzxilässigen Wi- 
derstand des Zündkreises, für den die Zünd- 
maschine bestimmt ist, muß der Stronüm- 
puls in allen Zweigen bei einer Gesamtzeit 
von höchstens 10 ms mehr als 20 mWs/Ohm 
(bei Kondensatorzündmaschinen 18 mWs/ 

Ohm) betragen. 

3. 4. 3. 4 Zündmaschinen für Brückenzünder HU 

121- Zündmaschinen für Reihenschaltung von 
Brückenzündem HU müssen beim Höchst- 
widerstand und bei einem äußeren Wider- 
stand von 5 Ohm Ströme hefem, die folgen- 
den Anfordemngen genügen: 

1. Der elektrische Strom muß spätestens 
nach 1 ms die Stärke von mindestens 30 A 
erreicht haben. 

2. Der Stromimpuls vom Beginn bis zu dem 
Zeitpunkt, in dem die Stromstärke zum 
ersten Male wieder auf 15 A abgesunken 
ist, muß mindestens 3300 mWs/Ohm be- 
tragen. 

3. Die Höchstwiderstände betragen bei 
Zündmaschinen für: 

20 Zünder 15 Ohm 
80 Zünder 50 Ohm 
160 Zünder 100 Ohm 

3.4.4 Sonstige Anfordemngen an schlagwetter- 
sichere Zündmaschinen 

122- Hinsichtiich des Schlagwetterschutzes müs- 
sen die Zündmaschinen den anerkannten 
Regeln der Sicherheitstechnik entsprechen. 

Hiervon ist die Anbringung der Anschluß- 
klemmen ausgenommen. Ebenso gelten 
nicht die in diesen Regeln gestellten beson- 
deren Anforderungen an Isoherstoffe sowie 
an Kriechstrecken, Luftstrecken und Abstän- 
de bei der Schutzart „ erhöhte Sicherheit " . 

123- Die Zündstromdauer darf nicht mehr als 
4 ms betragen. Nach der Abgabe eines 
Zündimpulses muß ein unbeabsichtigtes 
Wiederaufladen des Kondensators und die 
Abgabe eines zweiten Zündimpulses un- 
möghch sein. Bei Zündmaschinen für Zün- 
derzahlen bis zu 50 Zündern darf die Spit- 
zenspannung nicht mehr als 1200 V, bei 
Zündmaschinen für Zünderzahlen von 
80 Zündern und darüber nicht mehr als 
1500 V betragen. 

3.5 Zündgeräte für elektronische Zünder 

3.5.1 Mechanische Beschaffenheit 

124- Die elektronischen Zündgeräte müssen zu- 
verlässig arbeiten. 
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125- Die elektronischen Zündgeräte müssen ein 
widerstandsfähiges, geschlossenes Gehäuse 
haben. 

126- Alle Teile der elektronischen Zündgeräte 
müssen so angebracht und befestigt sein, 
daß ein selbsttätiges Lockern ausgeschlos- 
sen ist. Als Schutz gegen das selbsttätige 
Lockern von Zündgeräteteilen sind ins- 
besondere Federringe oder gleichwertige 
Sicherungselemente anzusehen. 

127- Die Bauart der elektronischen Zündgeräte 
muß ein unbefugtes Betätigen erschweren. 

3,5.2 Elektrische Beschaffenheit 

128- Die elektronischen Zündgeräte müssen An- 
schlußklemmen mit unverherbarer Ver- 
schraubung haben. Sie müssen gegen zufäl- 
hge Berührung imter Spannung stehender 
Teile gesichert sein. 

129- Zwischen den Anschlußklemmen muß bei 
Spannungen von über 50 V ein Steg aus Iso- 
herstoff angebracht sein, der die Klemm- 
fläche um mindestens 8 mm überragt. 

130- Das Gehäuse von elektronischen Zünd- 
geräten und die zum mechanischen Auf- 
bau dienenden Metallteile dürfen zur 
Stromleitung nicht benutzt werden. Blanke 
elektrische Leitungen müssen durch be- 
sondere Isohermittel geschützt sein. Die 
Anschlußklemmen und alle zur Stromlei- 
tung dienenden Teile müssen gegenüber 
dem Gehäuse eine Durchschlagfestigkeit 
von der doppelten Betriebs spitzenspan- 
nung haben. 

131- Der Werkstoff von Isoherstoffen muß den 
anerkannten Regeln der Sicherheitstechnik 
entsprechen. 

132- Verriegelungsvorrichtungen von elektroni- 
schen Zündgeräten müssen verhindern, daß 
im Falle einer zu geringen Batteriekapazität 
eine Zündung von elektronischen Zündern 
ausgelöst wird. Ein Unterschreiten der zu- 
lässigen Versorgungsspannung muß ange- 
zeigt werden. 

133- Durch einen Prüfzyklus müssen Betriebs - 
fehler erkannt und angezeigt werden. Im 
Fehlerfall muß die Auslösung der Spren- 
gung gesperrt sein. 

3.5.3 Leistungsfähigkeit 
3.5.3, 1 Allgemeines 

134- Zündgeräte für elektronische Zünder müs- 
sen für eine Maximalzahl Zünder, maxima- 
len Leitungswiderstand, begrenzte Lei- 
tungskapazität und Bandbreite bestimmt 
sein. 
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3 . 5 . 3 . 2 Sonstige Anforderungen an schlagwetter- 
sichere Zündgeräte für elektronische 
Zünder 

135- Hinsichtlich des Schlagwetterschutzes müs- 
sen die Zündgeräte den anerkannten Re- 
geln der Sicherheitstechnik entsprechen. Es 
gelten nicht die in diesen Regeln gestellten 
besonderen Anforderungen an Isoherstoffe 
sowie an Kriechstrecken, Luftstrecken und 
Abstände bei der Schutzart „erhöhte Sicher- 
heit". 

136- Zum Zeitpunkt der ersten Zündung darf die 
Spannung im Zündkreis maximal 5 V betra- 
gen. 

3.6 Zündmaschinenprüfgeräte 

137- Zündmaschinenprüfgeräte müssen einen 
inneren Widerstand haben, der der Lei- 
stungsfähigkeit der Zündmaschinentypen, 
für deren Nachprüfung sie bestimmt sind, 
angepaßt ist. 

138- Die Zündmaschinenprüfgeräte müssen bei 
ordnungsgemäßer Betätigung der Zündma- 
schinen ein Nachlassen der Leistungsfähig- 
keit deutlich anzeigen. 

139- Für das Gehäuse eines Zündmaschinen- 
prüfgerätes gilt Absatz 111 entsprechend. 

140- Für schlagwettergesicherte Zündmaschi- 
nenprüfgeräte gilt Absatz 122 entspre- 
chend. 

3.7 Prüfgeräte für Zündgeräte 
für elektronische Zünder 

141- Die Prüfgeräte müssen neben der Aus- 
gangssignalprüfung eine elektrische Last 
darsteUen, die der Leistungsfähigkeit der 
Zündgerätetypen, für deren Nachprüfung 
sie bestimmt sind, angepaßt ist. 

142- Die Prüfgeräte müssen bei ordnungsgemä- 
ßer Betätigung der Zündgeräte ein Nachlas- 
sen der Leistungsfähigkeit deutlich anzei- 
gen. 

143- Für das Gehäuse eines Prüfgerätes güt 
Absatz 111 entsprechend. 

144- Für schlagwettergesicherte Prüfgeräte für 
elektronische Zündgeräte gilt Absatz 122 
entsprechend. 

3.8 Zündkreisprüfer 

3.8.1 Allgemeine Anforderungen 

145- Die Stromquelle darf Unbefugten nicht zu- 
gänghch sein. 

146- Die Spannung der Stromquelle darf nicht 
mehr als 5 V betragen. 

147- Die Meßstromstärke darf nicht mehr als 
25 mA betragen. 

148- Metallische Gehäuseteile dürfen nicht zur 
Stromleitung benutzt werden. 
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149- Zündkreisprüfer müssen durch eingebaute 
Schutzwiderstände so gesichert sein, daß 
auch dann, wenn einer der Pole der Strom- 
quelle unmittelbare Verbindung mit Gehäu- 
seteüen oder der zugehörigen Anschluß- 
klemme erhalten sollte, die Stärke des abge- 
gebenen elektrischen Stromes 50 mA nicht 
überschreiten kann. 

150- Die Bauteile müssen so beschaffen und alle 
Leitungen so verlegt sein, daß eine Über- 
brückung und damit eine Ausschaltung der 
Schutzwiderstände ausgeschlossen ist. 

151- Die elektrische Durchschlagfestigkeit der 
Isolierung zwischen den stromleitenden 
Teilen und blanken metaUischen Gehäuse- 
teilen muß 500 V Wechselspannung betra- 
gen. 

3.8.2 Besondere Anforderungen an Ohmmeter 

152- Die Meßgenauigkeit muß bei senkrech- 
ter und waagerechter Gebrauchslage min- 
destens ±1,5 % der Skalenlänge betragen. 

153- Das Meßwerk muß eine Nullpunktreguüe- 
rung haben. 

154- Abweichungen bis zu 10% der mittleren 
Spannung der Stromquelle dürfen die Meß- 
genauigkeit nicht beeinflussen. 

3.9 Prüfgeräte für elektronische Zündkreise 

3.9.1 Allgemeine Anforderungen 

155- Die Stromquelle darf Unbefugten nicht zu- 
gänghchsein. 

156- Der Effektivwert der Meßspannung darf 
nicht mehr als 5 V betragen. 

157- Der Effektivwert der Meßstromstärke darf 
nicht mehr als 25 mA betragen. 

158- MetaUische Gehäuseteile dürfen nicht zur 
Stromleitung benutzt werden. 

159- Prüfgeräte für elektronische Zündkreise 
müssen so aufgebaut sein, daß im Fehlerfall 
die abgegebene Stromstärke 50 mA nicht 
überschreiten kann. 

160- Die Bauteile müssen so beschaffen und alle 
Leitungen so verlegt sein, daß eine Über- 
brückung und damit eine Ausschaltung der 
Schutzmaßnahmen ausgeschlossen ist. 

161- Die elektrische Durchschlagfestigkeit der 
Isoherung zwischen den stromleitenden 
Teilen und blanken metallischen Gehäu- 
seteilen muß 500 V Wechselspannung be- 
tragen. 

3.9.2 Besondere Anforderungen 
an Zeigerinstrumente 

162- Die Meßgenauigkeit muß bei senkrechter 
und waagerechter Gebrauchslage minde- 
stens ±1,5 % der Skalenlänge betragen. 
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163- Das Meßwerk muß eine NuUpunktregulie- 
rung haben. 

164- Abweichungen bis zu 10% der mittleren 
Spannung der Stromquelle dürfen die Meß- 
genauigkeit nicht beeinflussen. 

165- Ein Unterschreiten der zulässigen Versor- 
gungsspannung muß angezeigt werden. 

3.10 Ladegeräte 

166- Ladegeräte müssen so beschaffen sein, daß 
gefährliche elektrostatische Aufladungen 
nicht entstehen können. 

Antriebe müssen so angeordnet oder gesi- 
chert sein, daß gefährliche Wechselwirkun- 
gen zwischen diesen und dem Gestein- 
sprengstoff ausgeschlossen sind. 

167- Teile von Ladegeräten, die mit Sprengstof- 
fen in Berührung kommen, müssen mit die- 
sen chemisch verträglich, gegen Flammen- 
wirkung in erforderlichem Maße wider- 
standsfähig und so beschaffen sein, daß sie 
ordnungsgemäß gereinigt werden können. 

168- Bei Teilen zum Fördern des Sprengstoffes 
müssen die unmittelbar ein wirkenden Kräf- 
te durch Zwangsbegrenzung der Antriebs- 
kräfte oder durch andere gleichwertige 
Maßnahmen so niedrig gehalten werden, 
daß keine gefährlichen mechanischen oder 
thermischen Beanspruchungen der geför- 
derten Stoffe auf treten können. 

169- Die Beschaffenheit der Teüe zum Laden des 
Sprengstoffes, insbesondere die Formge- 
bung des Vorratsbehälters, muß eine sichere 
Zufuhr und eine einwandfreie Förderung in 
den Laderaum gewährleisten. 

170- Elektrische Anlagen für den Ladeteil müs- 
sen in der Schutzart IP 54 nach VDE 0470 
Ausgabe November 1992 (EN 60529) aus- 
geführt sein. Stromstärke und Spannungen 
elektrischer Fembedienungseinrichtungen 
müssen dem Abschnitt 3.8, Absatz 145 bis 
146 und 148 entsprechen; die Regelstrom- 
stärke darf nicht mehr als 100 mA betra- 
gen. 

3.11 Mischladegeräte 

171- Für Mischladegeräte gelten die unter 
Abschnitt 3.10 für Ladegeräte auf geführ- 
ten Anforderungen der Absätze 166, 169 
und 170 mit der Maßgabe, daß sich die 
Anforderungen auch auf den Mischteil be- 
ziehen. 

172- Die Konstruktion von Mischladegeräten 
muß gewährleisten, daß sich keine An- 
sammlungen von Stäuben büden, die 
zu Bränden oder Explosionen führen kön- 
nen. 

173- Durch die Form der Behälter oder andere 
Maßnahmen muß eine sichere Zufuhr der 
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Ausgangsprodukte gewährleistet sein. Ein- 
richtungen zum Fördern und Zuteilen der 
Ausgangsstoffe (Dosiereinrichtungen) so- 
wie die Einrichtungen zum Mischen müssen 
so beschaffen sein, daß der Sprengstoff ent- 
sprechend dem zugelassenen Muster her- 
gestellt werden kann. 

174- Teile von Mischladegeräten, die mit Aus- 
gangsprodukten oder Sprengstoffen in Be- 
rührung kommen, müssen mit diesen che- 
misch verträglich, gegen Flammeneinwir- 
kung in erforderlichem Maße wider- 
standsfähig und so beschaffen sein, daß 
sie ordnungsgemäß gereinigt werden kön- 
nen. 

175- Bei Teilen zum Fördern und Zuteüen gefähr- 
licher Ausgangsprodukte sowie zum Mi- 
schen und Fördern des Sprengstoffes müs- 
sen die unmittelbar einwirkenden Kräfte 
durch Zwangsbegrenzung der Antriebs- 
kräfte oder durch andere gleichwertige 
Maßnahmen so niedrig gehalten werden, 
daß keine gefährlichen mechanischen oder 
thermischen Beanspruchungen der geför- 
derten Stoffe auf treten können. 

176- Teile zum Mischen und Laden müssen zum 
Fahrzeugantrieb so angeordnet oder gesi- 
chert sein, daß gefährliche Wechselwirkun- 
gen mit dem Sprengstoff ausgeschlossen 
sind; elektrische Anlagen des Fahrzeuges 
im Bereich der Misch- und Ladeeinrichtun- 
gen müssen besonders geschützt sein. 

177- Die Mischladegeräte müssen nüt Zählwer- 
ken versehen sein, die die zugeteilten Men- 
gen der wesenüichen Ausgangsstoffe anzei- 
gen. Die Zählwerke müssen gegen den Ein- 
griff Unbefugter gesichert werden können. " 

50. Nach Anlage 1 wird folgende Anlage la einge- 50. unverändert 

fügt: 

„Anlage la 

Anforderungen an die Zusammensetzung 

und Beschaffenheit von Explosivstoffen nach 

§ 6a Abs. 1 

I. Für alle Explosivstoffe gelten die nachfolgend 
aufgeführten allgemeinen Anforderungen: 

1. Jeder Explosivstoff muß so beschaffen sein, 
h^rgestellt und geliefert werden, daß unter 
normalen und vorhersehbaren Bedingungen, 
insbesondere bezüglich der Vorschriften für 
die Betriebssicherheit und des Stands der 
Technik, einschließlich des Zeitraums bis zu 
seiner Verwendung das Risiko für das Leben 
und die Gesundheit von Personen, die Unver- 
sehrtheit von Sachgütern und die Umwelt so 
klein wie möglich ist. 

2. Jeder Explosivstoff muß die Leistungsfähigkeit 
erreichen, die vom Hersteller angegeben wird, 
um das höchstmögliche Maß an Sicherheit und 
Zuverlässigkeit zu gewährleisten. 
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3 . Jeder Explosivstoff muß so beschaffen sein und 
hergestellt werden, daß er bei Einsatz geeigne- 
ter technischer Verfahren möghchst umwelt- 
verträgÜch entsorgt werden kann. 

11. Für alle Explosivstoffe gelten weiterhin die 
nachfolgend aufgeführten besonderen Anfor- 
derungen: 

1 . Die nachstehenden Informationen und Eigen- 
schaften müssen - falls relevant - mindestens 
berücksichtigt werden. Jeder Explosivstoff 
muß unter reahstischen Bedingungen getestet 
werden. Kann dies nicht in einem Laborato- 
rium erfolgen, sind die Tests unter tatsäch- 
hchen Verwendungsbedingungen durchzu- 
führen: 

a) Aufbau und die charakteristischen Eigen- 
schaften, einschließhch der chemischen Zu- 
sammensetzung, der Homogenität sowie 
gegebenenfalls der Abmessungen und der 
Korngrößenverteilung; 

b) physikalische und chemische Stabüität des 
Explosivstoffes bei sämthchen Umweltbe- 
dingungen, denen der Explosivstoff ausge- 
setzt sein kann; 

c) Empfindlichkeit gegenüber Schlag und Rei- 
bung; 

d) Verträghchkeit aller Bestandteüe im Hin- 
bhck auf ihre chemische und physikahsche 
Stabüität; 

e) chemische Reinheit der Explosivstoffe; 

f) Wasserbeständigkeit, wenn die Explosiv- 
stoffe dazu bestimmt sind, in feuchter oder 
nasser Umgebung verwendet zu werden, 
und wenn die Betriebssicherheit des Explo- 
sivstoffs durch Wasser beeinträchtigt wer- 
den kann; 

g) Widerstandsfähigkeit gegenüber niedrigen 
und hohen Temperaturen, sofern eine 
Aufbewahrung oder ein Einsatz bei sol- 
chen Temperaturen vorgesehen ist und 
die Betriebssicherheit oder Funktions- 
fähigkeit durch das Abkühlen oder das 
Erhitzen eines Bestandteüs oder des ge- 
samten Explosivstoffs beeinträchtigt wer- 
den kann; 

h) Eignung des Explosivstoffs für eine Verwen- 
dung in Gefahrenbereichen (beispielsweise 
schlagwetterführende Bergwerke, heiße 
Massen usw.), soweit die Explosivstoffe zum 
Einsatz unter solchen Bedingungen vorge- 
sehen sind; 

i) Sicherheit gegen unzeitige oder unbeab- 
sichtigte Zündung oder Anzündung; 

j) richtiges Laden und einwandfreies Funktio- 
nieren der Explosivstoffe bei bestimmungs- 
gemäßer Verwendung; 
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k) geeignete Anleitungen und - soweit 
notwendig - Kennzeichnungen in bezug auf 
sicheren Umgang und sichere Lagerung, 
Verwendung und Beseitigung in der oder 
den Amtssprachen des Empfängerstaats; 

l) Widerstandsfähigkeit bezüglich nachtei- 
liger Veränderungen an Explosivstoffen, 
Umhüllungen oder sonstigen Bestandtei- 
len bei Lagerung bis zum spätesten vom Her- 
steller angegebenen Verwendungsdatum; 

m) Angabe aller Geräte und allen Zubehörs, 
die für eine zuverlässige und sichere Funk- 
tion der Explosivstoffe notwendig sind. 

2. Über die Anforderungen der Nummer 1 hinaus 

müssen die verschiedenen Explosivstoffgrup- 
pen die folgenden Anforderungen erfüllen: 

A. Sprengstoffe 

a) Sprengstoffe müssen durch die vorgesehene 
Art der Zündung sicher und zuverlässig 
zündbar sein und sich vollständig umsetzen 
oder deflagrieren. Besonders bei Schwarz- 
pulver wird die Leistung nach dem Defla- 
grationsverhalten ermittelt. 

b) Patronierte Sprengstoffe müssen die Deto- 
nation sicher und zuverlässig durch die La- 
desäule übertragen. 

c) Die entstehenden Sprengschwaden von 
Sprengstoffen, die für eine Verwendung un- 
ter Tage bestimmt sind, dürfen Kohlenmon- 
oxid, nitrose Gase, andere Gase oder Dämp- 
fe oder schwebfähige feste Rückstände nur 
in einer Menge enthalten, die imter den üb- 
hchen Betriebsbedingungen keine Gesund- 
heitsschäden verursachen, 

B. Sprengschnüre, Anzündschnüre und 
andere Zündschnüre 

a) Die Umhüllung von Sprengschnüren, An- 
zündschnüren und anderen Zündschnüren 
muß eine ausreichende mechanische Fe- 
stigkeit besitzen und den umschlossenen 
Explosivstoff bei normaler mechanischer 
Beanspruchung ausreichend schützen. 

b) Die Parameter für die Brennzeiten von An- 
zündschnüren müssen angegeben und zu- 
verlässig erreicht werden. 

c) Die Sprengschnüre müssen zuverlässig 
zündbar sowie ausreichend zündfähig sein 
und den Anforderungen auch nach Lage- 
rung unter besonderen Klimabedingungen 
genügen. 

C. Zünder, Sprengkapseln und 
Sprengverzögerer 

a) Zünder, Sprengkapseln und Sprengverzö- 
gerer müssen zuverlässig die Detonation 
von Sprengstoffen einleiten, die zur Ver- 
wendung mit ihnen vorgesehen sind, und 
dies unter allen vorhersehbaren Verwen- 
dungsbedingungen. 
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b) Sprengverzögerer müssen zuverlässig 
zündbar sein. 

c) Das Zündvermögen darf durch Feuchtigkeit 
nicht beeinträchtigt werden. 

d) Die Verzögerungszeiten von Zeitzündern 
müssen so gleichmäßig sein, daß die Wahr- 
scheinlichkeit von Überschneidungen der 
Verzögerungszeiten benachbarter Zeitstu- 
fen unbedeutend ist. 

e) Die elektrischen Kenndaten von elektri- 
schen Zündern müssen auf der Verpackung 
angegeben werden (z.B. Nichtansprech- 
stromstärke, Widerstand usw.). 

f) Die Zünderdrähte von elektrischen Zündern 
müssen eine ausreichende Isolierung und 
mechanische Festigkeit besitzen, auch be- 
züglich ihrer Befestigung am Zünder. 

D. Treibladungspulver und 
Raketenfesttreibstoffe 

a) Diese Stoffe dürfen bei der vorgesehenen 
Verwendung nicht detonieren. 

b) Stoffe dieser Art (z.B. auf der Basis von Ni- 
trocellulose) müssen erforderlichenfalls ge- 
gen Selbstzersetzung stabilisiert sein. 

c) Raketenfesttreibstoffe dürfen in gepreßter 
oder gegossener Form keine unbeabsichtig- 
ten Risse oder Gasblasen enthalten, die ihr 
Funktionieren gefährlich beeinträchtigen 
könnten. 

III. Die Anforderungen nach den Nummern I und 

II gelten für Sprengkapseln, elektrische Zün- 
der und Anzündschnüre nur bei Vorliegen fol- 
gender Voraussetzungen als erfüllt: 

1. Sprengkapseln 

a) Der Außendurchmesser von Sprengkapseln 
muß zwischen 6,8 mm und 6,9 mm liegen, 

b) Vor der Ladung muß ein mindestens 15 mm 
langer Leerraum in der Sprengkapsel vor- 
handen sein. 

2. Elektrische Zünder 

a) Allgemeines 

Bei Zünderdrähten aus Stahl muß der Durch- 
messer mindestens 0,6 mm, bei Zünderdräh- 
ten aus Kupfer mindestens 0,5 mm betragen. 

b) Brückenzünder A 

aa) Der elektrische Gesamtwiderstand ei- 
nes Zünders mit einer Zünderdraht- 
länge bis zu 3,5 m darf nicht mehr als 
4,5 Ohm betragen. 

bb) Die Brückenwiderstände müssen zwi- 
schen 0,8 Ohm und 2,0 Ohm liegen. Sie 
müssen innerhalb dieses Bereiches in 
Widerstandsgruppen mit einer Toleranz 
von 0,25 Ohm geordnet sein. 
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cc) Der zur Zündung erforderUche Zündim- 
puls muß zwischen 0,8 mWs/Ohm und 

3.0 mWs/Ohm liegen. 

dd) Die Zünder müssen durch einen Gleich- 
strom der Stärke 0,6 A innerhalb von 
10 ms ausgelöst werden. 

ee) Die Zünder dürfen durch einen Gleich- 
strom der Stärke 0,18 A innerhalb von 
5 min nicht ausgelöst werden. 

ff) Fünf Zünder der gleichen Ausführung 
müssen sich, hintereinandergeschaltet 
mit einem Gleichstrom der Stärke 0,8 A 
versagerfrei zusammen zünden lassen. 

c) Brückenzünder U 

aa) Der elektrische Gesamtwiderstand ei- 
nes Zünders mit einer Zünderdraht- 
länge bis zu 3,5 m darf lücht mehr als 
3,5 Ohm betragen. 

bb) Die Brückenwiderstände müssen zwi- 
schen 0,4 Ohm und 0,8 Ohm liegen. 

cc) Der zur Zündung erforderUche Zündim- 
puls muß zwischen 8,0 mWs/Ohm und 

16.0 mWs/Ohm hegen. 

dd) Die Zünder müssen durch einen Gleich- 
strom der Stärke 1,3 A innerhalb von 
10 ms ausgelöst werden. 

ee) Die Zünder dürfen durch einen Gleich- 
strom der Stärke 0,45 A innerhalb von 
5 min nicht ausgelöst werden. 

ff) Fünf Zünder der gleichen Ausführung 
müssen sich, hintereinandergeschaltet 
mit einem Gleichstrom der Stärke 1,5 A 
versagerfrei zusammen zünden lassen. 

gg) Die Zünder dürfen unter Zugrundele- 
gung einer Zünderdrahtlänge von 3,5 m 
und einer elektrischen Kapazität von 

2 000 pF durch elektrostatische Span- 
nungen von 10 kV über die Glühbrücke 
nicht ausgelöst werden. Bei Zündern 
mit Zünderdrähten aus Kupfer ermäßigt 
sich dieser Wert auf 7 kV. Darüber hin- 
aus müssen die Zünder gegen Auslö- 
sung durch Überschläge im Innern der 
Hülse gesichert sein. 

d) Brückenzünder HU 

aa) Die Zünder dürfen bei einer Energiezufuhr 
bis zu 600 mWs nicht ausgelöst werden. 

bb) Der zur Zündung erforderliche Zündim- 
puls muß zwischen 1 100 mWs/Ohm und 
2500 mWs/Ohm liegen. 

cc) Die Zünder dürfen durch einen Gleich- 
strom der Stärke 4,0 A innerhalb von 
5 min nicht ausgelöst werden. 

dd) Fünf Zünder der gleichen Ausführung 
müssen sich, hintereinandergeschaltet, 
mit einem Zündimpuls von weniger als 

3 000 mWs/Ohm versagerfrei zusammen 
zünden lassen. 
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ee) Die Zünder dürfen unter Zugrundele- 
gung einer elektrischen Kapazität von 
2 500 pF durch elektrostatische Span- 
nungen von 30 kV über die Glühbrücke 
nicht ausgelöst werden. Darüber hinaus 
müssen die Zünder gegen Auslösung 
durch Überschläge im Inneren der 
Hülse gesichert sein. 

3. Anzündschnüre 

a) Anzündschnüre dürfen beim Abbrennen 
nicht seitlich aussprühen und außen nicht 
zum Glühen kommen, 

b) Die im angelieferten Zustand, nach 14tägi- 
ger und nach vierwöchiger Trockenlage- 
rung bei Raumtemperatur ermittelte durch- 
schnittliche Brennzeit darf nicht weniger als 
115 s und nicht mehr als 125 s für 1 m betra- 
gen. Die Brennzeit der einzelnen Anzünd- 
schnurstücke darf von der durchs chnitt- 
hchen Brennzeit um nicht mehr als ±10 s für 
1 m abweichen, 

c) Die Brennzeit darf durch Feuchtigkeit und 
Wärme um nicht mehr als ±10 s von der 
durchschnittiichen Brennzeit nach Ab- 
schnitt 3 b abweichen. Weiße Anzünd- 
schnüre brauchen nicht feuchtlagerbestän- 
dig zu sein, 

d) Die Brennzeit von blanken und geschützten 
wasserdichten Anzündschnüren darf nach 
einer Lagerung von 24 Stunden unter Was- 
ser beim Abbrennen unter Wasser um nicht 
mehr als ±10 s von der durchschnittlichen 
Brennzeit nach Abschnitt 3 b ab weichen. " 

51. Die Anlagen 2 und 3 werden wie folgt neu ge- 51. unverändert 

(mit Ausnahme Anlage 3 Nr. 37, 45, 89, 90) 

„Anlage 2 

Zeichen für explosionsgefährliche Stoffe und 

Sprengzubehör nach § 8 

Stoff oder Gegenstand Zeichen 

I. Sprengstoffe 

Gesteinsprengstoffe 

Schwarzpiüver zum Sprengen und 
schwarzpulverähnliche Sprengstoffe P 


Sprengstoffe mit Sprengölzusatz 


Hochprozentige gelatinöse 


Sprengstoffe 

GNN 

Gelatinöse Sprengstoffe 

GN 

Halbgelatinöse Sprengstoffe 

HN 

Pulverförmige Sprengstoffe 

PN 

Druckfeste Sprengstoffe 

GND 


Sprengstoffe ohne Sprengölzusatz 
Sprengstoffe mit Explosivst offzus atz 
Pulverförmige Sprengstoffe PA 
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Pulverförmige Sprengstoffe, 


wasserfest 

PAW 

Sprengschlämme 

SAE 

Emulsionssprengstoffe 

EME 

Sprengstoffe ohne Explosivstoffzusatz 

Pulverförmige Sprengstoffe 

PAC 

Sprengschlämme 

SA 

Emulsionssprengstoffe 

EM 

Chloratsprengstoffe 

PCI 

Wettersprengstoffe der 

Klasse I 

WI 

Klasse II 

WII 

Klasse III 

Will 

Plastiksprengstoffe 

EP 

Einheithche Sprengstoffe 
und deren Mischungen 

Sekundärsprengstoffe 

und deren Mischungen 

SE 

Primärsprengstoffe (phlegmatisiert) 

PE 

Sprengstoffe für sonstige Zwecke 

Auslösevorrichtungen 

SZA 

Fallote 

SZF 

Hohlladungen und Perforatoren 

SZH 

Sprengladungen 

SZL 

Sprengniete 

SZN 

Verstärkungsladungen 

szv 

Zerstörladungen 

szz 

IL Sprengschnüre, Anzündschnüre, 
Shock-tubes (Zündschläuche) 

Sprengschnüre 

SS 

Wettersprengschnüre der 

Klasse I 

WSSI 

Klasse II 

WSS II 

Klasse III 

WSSIII 

Schneidschnüre 

ssc 

Anzündschnüre (ohne Detonator) 

zz 

Shock-tubes 

(Zündschläuche, ohne Detonator) 

ST 

Zünd- und Anzündschnüre 

für sonstige Zwecke 

AS 

III. Zündmittel 

Sprengkapseln 

SK 


Sprengkapseln mit mechanischer 
Auslösung SKM 
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Sprengkapseln verbunden 
mit Anzündschnur 

ZZZ 

Sprengkapseln verbunden mit 
Shock-tubes (Zündschläuche) 

ZNE 

Sprengverzögerer 

SV 

Verzögerer und Verbindungs elemente 
für Shock-tubes (Zündschläuche) 

STV 

Elektrische 

Brückenzünder A U 

HU 

nichtschlag- 

wettersichere 

Momentzünder ZEMA ZEMU 

ZEMHU 

schlag- 

wettersichere 

Momentzünder ZEMSA ZEMSU ZEMSHU 

nichtschlag- 

wettersichere 

Zeitzünder ZEVA ZEVU 

ZEVHU 

schlag- 

wettersichere 

Zeitzünder ZEVSA ZEVSU 

ZEVSHU 

Elektronische Zünder 

ZEIG 

Sonstige Zünder 

AZ 

IV Treibmittel 


Treibladungspulver 


Treibladungspulver auf Basis 
Nitrocellulose 

TN 

Treibladungspulver auf Basis 
Nitrocellulose/Schwarzpulver 

TNS 

Nitraminpulver 

TNB 

Schwarzpulver 

TS 

Schwarzpulverähnliche Pulver 

TSA 

Andere Treibladungspulver 

TA 

Treibladungspulvervorprodukte 


Pulverrohmasse 

TPR 

Pulvervorkonzentrat 

TPK 

Raketenfesttreibstoffe 

R 

Raketenmotore 

RG 

Treibkartuschen 

TK 

V Sprengzubehör 


Zündleitungen 


Einfachleitungen 

ZLE 

Verseilte Leitungen 

ZLV 

Stegleitungen 

ZLG 

Verlängerungsdrähte 

ZV 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


78 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode Drucksache 1 3/1 0065 

Entwurf 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Isolierhülsen 

ZI 

Zündmaschinen 

ZM 

Zündgeräte für elektronische Zünder 

ZMIC 

Zündmaschinenprüfgeräte 

ZP 

Prüfgeräte für Zündgeräte für 
elektronische Zünder 

ZPIC 

Zündkreisprüfer 

ZK 

Prüfgeräte für elektronische 
Zündkreise 

ZKIC 

Andere Zündeinrichtungen 

ZE 

Ladegeräte 

L 

Mischladegeräte 

ML 

VI. Pyrotechnische Sätze, Gegenstände 
und Anzündmittel 

Pyrotechnische Sätze 

Pyrotechnische Gegenstände der 

PS 

Klasse I 

PI 

Klasse II 

PII 

Klasse III 

PIII 

Klasse Ti 

PTi 

Klasse Tz 

PTz 

Anzündmittel 


Anzündschnüre für pyrotechnische 
Zwecke 

ZZP 

Stoppinen 

ZZS 

Anzündhtzen 

ZA 

Anzündüchter 

ZZL 

Mechanische Anzünder 

ZZA 

Elektrische Brückenanzünder 

ZZE 

Elektrische Anzünder für 
Schwarzpulver zum Sprengen und 
schwarzpulverähnhche Sprengstoffe 

ZZB 

VII. Explosionsgefährhche Stoffe für technische, 
wissenschaftüche, analytische, medizinische 
und pharmazeutische Zwecke sowie Stoffe, 
die als Hilfsmittel bei der Herstellung chemi- 
scher Erzeugnisse verwendet werden 

Explosionsgefährhche Stoffe 


für technische Zwecke 

EST 

für wissenschaftüche, analytische, 
medizinische und pharmazeutische 
Zwecke 

ESW 

die als Hilfsstoffe bei der 

HersteUung von chemischen 
Erzeugnissen verwendet werden 

H 
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Anlage 3 

Kennzeichnung und Verpackung von explosions- 
gefährlichen Stoffen und Sprengzubehör nach 
§ 14 Abs. 1 

Im Sinne dieser Anlage sind die kleinsten Ur- 
sprungsverpackungen des Herstellers diejenigen 
Verpackungseinheiten, aus denen heraus keine 
weiteren kleineren Einheiten oder Einzelgegen- 
stände mehr vertrieben werden dürfen. 

1 . Sprengstoffe 

1.1 Gesteinsprengstoffe außer Schwarzpulver 
zum Sprengen und schwarzpulverähnliche 
Sprengstoffe 

1 - Gesteinsprengstoffe müssen in Paketen ver- 
packt sein; dies gilt nicht, wenn die Masse 
der einzelnen Patrone mindestens 500 g be- 
trägt oder die paketlose Verpackung nach 
den Vorschriften über die Beförderung ge- 
fährlicher Güter zugelassen ist. Patronen mit 
einer Masse von weniger als 500 g können 
auch in wasserdichten, durchsichtigen Kunst- 
stoffschläuchen verpackt und zu Paketein- 
heiten gebündelt sein. 

2- Undurchsichtige Umhüllungen der Patronen 
und Pakete müssen rot sein; durchsichtige 
Umhüllungen müssen rote Farbe erkermen 
lassen oder einen mindestens 5 cm breiten ro- 
ten Ring tragen. Bei undurchsichtiger starrer 
UmhüUimg von Patronen genügt zur Kerm- 
zeichnung ein mindestens 5 cm breiter roter 
Ring. 

3 - Kisten, Kartons imd andere Behälter, in de- 
nen Gesteinsprengstoffe versandt werden, 
müssen folgende Angaben tragen oder er- 
kennen lassen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1, 
2, 4 a und 4 b, 

2. die Jahres- und Monatszahl der Herstel- 
lung, 

3. die laufende Nummer der Kiste, des Kar- 
tons oder eines anderen Behälters im Her- 
stellungsjahr, 

4 . die Masse des Sprengstoff Inhalts . 

4- Pakete und Patronen müssen folgende Anga- 
ben tragen oder erkermen lassen: 

1. Die Kermzeichnimg nach § 14 Abs. 1 Nr. 1, 
2, 4 a bis 5, 

2. die Jahreszahl der Herstellimg, 

3. die Nummer der Kiste oder des Kartons 
nach Absatz 3 Nr. 3. 

Pakete einer Sprengstoffkiste oder eines Kar- 
tons sind zusätzlich mit einer fortlaufenden 
Nummer und mit der Zahl der in dem Paket 
enthaltenen Patronen zu kennzeichnen. Pa- 
tronen sind zusätzlich mit der Nummer des 
Paketes zu kennzeichnen. Soweit sich die 
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Kennzeichnung mit dem Identifikationszei- 
chen und dem Gefahrensymbol mit der Ge- 
fahrenbezeichnung (§ 14 Abs. 1 Nr. 5) auf den 
Patronen nicht anbringen läßt, genügt die 
Kennzeichnung auf den Paketen. 

5- Werden Patronen in wasserdichten, durch- 
sichtigen Kunststoffs chläuchen verpackt und 
zu Paketeinheiten gebündelt, so genügt die 
Kennzeichnung der Paketeinheiten in der 
Kiste oder in dem Karton mit einer durchlau- 
fenden Nummer. 

6- Für die in den Absätzen 3 und 4 vorgeschrie- 
bene Kennzeichnung sind bei Patronen und 
Paketen schwarze, bei den Kisten, Kartons 
und anderen Behältern rote oder schwarze 
Schriftzeichen und Zahlen zu verwenden. 

7- Die Absätze 1 bis 6 sind nicht anzuwenden 
auf Gesteinsprengstoffe, die erst an der Ver- 
wendungsstelle her gestellt und dort unver- 
züghch zum Sprengen verwendet werden. 

1.2 Schwarzpulver zum Sprengen und schwarz- 
pulverähnliche Sprengstoffe 

8- Sprengstoffe dieses Abschnitts müssen in Pa- 
keten verpackt sein; dies güt nicht, wenn die 
Masse der einzelnen Patrone mindestens 
500 g beträgt oder die paketlose Verpackung 
nach den Vorschriften über die Beförderung 
gefährlicher Güter zugelassen ist. Patronen 
mit einer Masse von weniger als 500 g kön- 
nen auch in wasserdichten, durchsichtigen 
Kunststoffschläuchen verpackt und zu Paket- 
einheiten gebündelt sein. 

9- Undurchsichtige Umhüllungen der Patronen 
und Pakete von Sprengstoffen dieses Ab- 
schnitts müssen braun sein. Die Kisten, Kar- 
tons und Behälter sowie Umhüllungen müs- 
sen folgende Angaben tragen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1, 

2, 4 a und 4 b, 

2. die Jahres- und Monatszahl der Herstel- 
lung, 

3. die laufende Nummer der Kiste, des Kar- 
tons oder eines anderen Behälters im Her- 
stellungsjahr, 

4. die Masse des Sprengstoffinhalts. 

10- Pakete und Patronen müssen folgende Anga- 
ben tragen oder erkennen lassen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1, 

2, 4 a bis 5, 

2. die Jahreszahl der Herstellung, 

3. die Nummer der Kiste oder des Kartons 
nach Absatz 9 Nr. 3. 

Absatz 4 letzter Satz güt entsprechend. 

Werden Patronen mit einer Masse von minde- 
stens 500 g in Paketen verpackt und einzeln 
nach Nr. 1 bis 3 gekennzeichnet, so kann die 
Kennzeichnung der Pakete entfallen. 
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11- Für die in den Absätzen 9 und 10 vorgeschrie- 
bene Kennzeichnung sind bei Patronen und 
Paketen schwarze, bei den Kisten, Kartons 
und anderen Behältern rote oder schwarze 
Schriftzeichen und Zahlen zu verwenden. 

12- Die Absätze 8 bis 11 sind nicht anzuwenden 
auf Sprengstoffe dieses Abschnitts, die zum 
Schnüren und zum Kessel- oder Lassenspren- 
gen in loser Form überlassen werden. 

1.3 Wettersprengstoffe 

13- Wettersprengstoffe der Klasse 1 müssen in Pa- 
keten verpackt sein. 

14- Wettersprengstoffe der Klassen 11 und 111 müs- 
sen in wasserdichten, durchsichtigen Kunst- 
stoffschläuchen verpackt und zu Paketein- 
heiten gebündelt sein. Diese Verpackung ist 
auch für Wettersprengstoffe der Klasse 1 zu- 
lässig. 

15- Die Umhüllungen der Patronen und Pakete 
von Wettersprengstoffen müssen folgende 
Farben haben oder erkennen lassen: 

1. Der Klasse 1: gelblich -weiß, 

2. der Klasse 11: gelbhch-weiß mit 2 cm brei- 

ten grünen Querstreifen, 

3. der Klasse III: grün. 

16- Für die Kennzeichnung der Kisten, Kartons, 
Paketeinheiten und Patronen, in denen Wet- 
tersprengstoffe versandt werden, gelten die 
Absätze 3 bis 5 entsprechend. Anstelle der 
Monatszahl ist die Jahreswochenzahl an- 
zugeben. 

17- Für die in Absatz 16 vorgeschriebene Kenn- 
zeichnung sind schwarze Schriftzeichen und 
Zahlen zu verwenden. 

1.4 Plastiksprengstoffe, Einheitliche Sprengstoffe 
und deren Mischungen und Sprengstoffe für 
sonstige Zwecke 

18- Sprengstoffe dieses Abschnitts müssen hand- 
habungssicher verpackt sein. Dies güt als er- 
füllt, wenn die Verpackung den Vorschriften 
über die Beförderung gefährlicher Güter ent- 
spricht. 

19- Kisten, Kartons und andere Behälter, in de- 
nen Sprengstoffe dieses Abschnitts versandt 
werden, müssen folgende Angaben tragen 
oder erkennen lassen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1, 
2, 4 a und 4 b, 

2. die Jahres- und Monatszahl der Herstel- 
lung, 

3. die laufende Nummer der Kiste, des Kar- 
tons oder eines anderen Behälters im Her- 
steUungsjahr, 

4. die Masse des Sprengstoffinhalts oder die 
Anzahl der Gegenstände. 
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20- Innenverpackungen, in denen Sprengstoffe 
dieses Abschnitts verpackt werden, müssen 
folgende Angaben tragen oder erkennen las- 
sen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1, 
2, 4 a bis 5, 

2. die Jahreszahl der Herstellung, 

3. die Nummer der Kiste oder des Kartons 
nach Absatz 19 Nr. 3. 

21 - Für die in den Absätzen 19 und 20 vorge- 
schriebene Kennzeichnung gilt Absatz 17. 

22- Undurchsichtige Umhüllungen von Plastik- 
sprengstoffen, Sprengladungen, Verstär- 
kungsladungen und Zerstörladungen müs- 
sen rot sein; durchsichtige Umhüllungen 
müssen rote Farbe erkennen lassen oder ei- 
nen mindestens 5 cm breiten roten Ring tra- 
gen. Bei undurchsichtiger starrer Umhüllung 
genügt zur Kennzeichnung ein mindestens 
5 cm breiter roter Ring. 

2. Sprengschnüre, Anzündschnüre, Shock-tu- 
bes (Zündschläuche) 

2 . 1 Sprengschnüre und Wettersprengschnüre 

23- Kisten, Kartons und andere Behälter, in de- 
nen Sprengschnüre versandt werden, müs- 
sen folgende Angaben tragen oder erkennen 
lassen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1, 
2, 4 a und 4 b, 

2. die Jahres- und Monatszahl der Herstel- 
lung, 

3. die laufende Nummer der Kiste, des Kar- 
tons oder eines anderen Behälters im Her- 
stellungsjahr, 

4 . die Länge der Sprengschnur, 

5. die Durchschnittsmasse Sprengstoff je 
Meter Sprengschnur. 

24 - Jede Sprengschnur muß mindestens einen 
Kennfaden bestimmter Farbe haben, der die 
Herstellungsstätte kennzeichnet. Die äußere 
Umhüllung von Wettersprengschnüren muß 
weiß sein; andere Sprengschnüre dürfen 
nicht weiß sein. 

25- Sprengschnüre müssen auf Rollen gewickelt 
und dürfen nicht länger als 500 m sein. Jede 
Rolle muß folgende Angaben tragen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1, 
2, 4 a bis 5, 

2. die Länge der Sprengschnur, 

3. die Jahres- und Monatszahl der Herstel- 
lung, 

4. die Nummer der Kiste, des Kartons oder 
eines anderen Behälters nach Absatz 23 
Nr. 3, 
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5, die Durchschnittsmasse Sprengstoff je 
Meter Sprengschnur. 

Die Rollen einer Kiste, eines Kartons oder 
eines anderen Behälters sind zusätzlich mit 
einer fortlaufenden Niunmer zu kennzeich- 
nen. 

2.2 Anzündschnüre 

26- Jede Anzündschnur muß mindestens einen 
Kennfaden bestimmter Farbe haben, der die 
Herstellungsstätte kennzeichnet. 

27 - Kisten, Kartons und andere Behälter, in de- 
nen Anzündschnüre versandt werden, müs- 
sen folgende Angaben tragen oder erkennen 
lassen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1, 
2, 4 a und 4 b, 

2. die Anzahl der Anzündschnurringe oder 
-rollen und die Länge der Anzündschnur 
je Ring oder Rolle oder die Gesamtlänge 
der Anzündschnur, 

3. die Jahres- und Monatszahl der Herstel- 
lung. 

28- Soweit in den Kisten, Kartons und anderen 
Behältern nach Absatz 27 Innenverpackun- 
gen als kleinste Ursprungsverpackungen des 
Herstellers enthalten sind, müssen diese fol- 
gende Angaben tragen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1, 
2,4 a bis 5, 

2. die Angaben nach Absatz 27 Nr, 2 und 3. 

Sind in den Außenverpackungen Anzünd- 
schnurringe oder -rollen ohne Innenverpak- 
kung enthalten, so muß jeder Ring oder jede 
Rolle mit einem Zettel versehen sein, der die 
Angaben der Nummern 1 und 2 trägt. Dies 
gilt nicht, wenn die Außenverpackung die 
kleinste Ursprimgsverpackung des Herstel- 
lers ist. 

2.3 Schneidschnüre, Shock-tubes (Zündschläu- 
che ohne Detonator), Zünd- und Anzünd- 
schnüre für sonstige Zwecke 

29- Kisten, Kartons und andere Behälter, in de- 
nen Schnüre dieses Abschnitts versandt wer- 
den, müssen folgende Angaben tragen oder 
erkennen lassen: 

1. Die Kennzeichnimg nach § 14 Abs. 1 Nr. 1, 

2, 4 a und 4 b, 

2. die Jahres- und Monatszahl der Herstel- 
lung, 

3. die laufende Nununer der Kiste, des Kar- 
tons oder eines anderen Behälters im Her- 
stellungsjahr, 

4. die Gesamtlänge der Schnur. 
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30- Die einzelnen Schnürenden oder -stücke 
müssen folgende Angaben tragen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1, 

2, 4 a und 4 b, 

2. die Jahres- und Monatszahl der Herstel- 
lung, 

3. die Nummer der Kiste, des Kartons oder ei- 
nes anderen Behälters nach Absatz 29 
Nr. 3. 

31- Soweit sich die Kennzeichnung auf einzelnen 
Enden oder Stücken nicht anbringen läßt, ge- 
nügt die Anbringung auf der kleinsten Ver- 
packungseinheit . 

3. Zündnüttel 

3.1 Sprengkapseln und Sprengkapseln 
nüt mechanischer Auslösung 

32- Kisten, Kartons und andere Behälter, in de- 
nen Sprengkapseln dieses Abschnitts ver- 
sandt werden, müssen folgende Angaben tra- 
gen oder erkennen lassen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1, 

2, 4 a und 4 b, 

2. die Jahreszahl der Herstellung, 

3. die laufende Nummer der Kiste, des Kar- 
tons oder eines anderen Behälters im Her- 
steUungsjahr, 

4 . die Anzahl der Sprengkapseln. 

33- In den Flachboden der Sprengkapseln muß 
ein Zeichen eingeprägt sein, das die Herstel- 
lungsstätte kennzeichnet. 

34- Sprengkapseln müssen in Schachteln mit 
höchstens 100 Stück verpackt sein. Die 
Schachteln müssen folgende Angaben tragen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1, 

2, 4 a bis 5, 

2. die Anzahl der Sprengkapseln, 

3 . die Jahreszahl der Herstellung, 

4. die Nummer der Kiste, des Kartons oder 
eines anderen Behälters nach Absatz 32 
Nr. 3. 

Die Schachteln einer Kiste, eines Kartons 
oder eines anderen Behälters sind zusätzlich 
mit einer fortlaufenden Nummer zu kenn- 
zeichnen. Ferner muß in jeder Schachtel ein 
Zettel enthalten sein, der den Tag der Her- 
stellung angeben muß. 

3.2 Sprengkapseln verbunden 

mit Anzündschnur und Sprengkapseln 
verbunden mit Shock-tubes 
(Zündschläuchen) 

35- Kisten, Kartons und andere Behälter, in 
denen Sprengkapseln dieses Abschnitts ver- 
sandt werden, müssen folgende Angaben tra- 
gen oder erkennen lassen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1, 

2, 4aund4b, 


85 



Drucksache 13/10065 


Deutscher Bundestag- 13. Wahlperiode 


Entwurf 

2. die Jahreszahl der Herstellung, 

3. die laufende Nummer der Kiste, des 
Kartons oder eines anderen Behälters im 
Hers tellungsj ahr, 

4. die Anzahl der Gegenstände dieses Ab- 
schnitts. 

36- In den Flachboden der Sprengkapseln muß 
ein Zeichen eingeprägt sein, das die Her- 
stellungsstätte kennzeichnet. 

37 - Die Gegenstände dieses Abschnitts müssen 
in Schachteln oder Beuteln verpackt sein. 
Diese müssen folgende Angaben tragen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1, 
2, 4 a bis 5, 

2. die Anzahl der Gegenstände dieses Ab- 
schnitts, 

3. die Jahreszahl der Herstellung, 

4. die Nummer der Kiste, des Kartons oder ei- 
nes anderen Behälters nach Absatz 35 
Nr. 3, 

5. die Länge der Anzündschnur oder des 
Zündschlauches, 

6. für Zeitzünder ohne separaten Verzögerer: 
das Verzögerungsintervall und die Zeit- 
stufennummer; 

für Zeitzünder mit separatem Verzögerer: 
die Verzögerungszeiten. Die Schachteln 
oder Beutel einer Kiste, eines Kartons oder 
eines anderen Behälters sind zusätzhch 
mit einer fortlaufenden Nummer zu kenn- 
zeichnen. 

38- Die Kennzeichnung nach Absatz 37 Nr. 5 und 
6 muß auch auf Kennzeichnungsfähnchen, 
die an den Anzündschnüren oder Zünd- 
schläuchen zu befestigen sind, angegeben 
sein. 

3.3 Sprengverzögerer und Verzögerer und Ver- 
bindungselemente für Shock-tubes (Zünd- 
schläuche) 

39- Kisten, Kartons und andere Behälter, in 
denen Gegenstände dieses Abschnitts ver- 
sandt werden, müssen folgende Angaben tra- 
gen oder erkennen lassen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1, 
2, 4 a und 4 b, 

2. die Jahreszahl der Herstellung, 

3. die laufende Nummer der Kiste, des Kar- 
tons oder eines anderen Behälters im Her- 
stellungsjahr, 

4. die Anzahl der Gegenstände. 

40- In die Hülsen der Gegenstände dieses Ab- 
schnitts muß ein Zeichen eingeprägt sein, das 
die Her stellungs Stätte kennzeichnet, 

4 1 - Sprengverzögerer müssen in Schachteln zu 
höchstens 100 Stück, Verzögerer und Ver- 
bindungselemente müssen in Schachteln 
oder Beuteln verpackt sein. 
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6. für Zeitzünder ohne separaten Verzögerer: 
das Verzögerungsintervall und die Zeit- 
stufennummer; für Zeitzünder mit separa- 
tem Verzögerer: die Verzögerungszeiten, 

Die Schachteln oder Beutel einer Kiste, eines 
Kartons oder eines anderen Behälters sind zu- 
sätzlich mit einer fortlaufenden Nummer zu 
kennzeichnen. 


86 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/10065 


Entwurf 

42- Die Schachteln oder Beutel müssen folgende 
Angaben tragen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1, 
2, 4 a bis 5, 

2. die Anzahl der Gegenstände dieses Ab- 
schnitts, 

3. die mittlere Verzögerungszeit in Milli- 
sekunden, 

4 . die Jahreszahl der Herstellung, 

5. bei Verzögerern und Verbindungsele- 
menten für Shock-tubes (Zündschläuche): 
die Länge des Zündschlauches. 

43- Die Kennzeichnung nach Absatz 42 Nr. 3 und 
5 muß auch auf Kennzeichnungsfähnchen, 
die an den Zündschläuchen der Verzögerer 
und Verbindungselementen für Shock-tubes 
zu befestigen sind, angegeben sein. 

3.4 Elektrische Brückenzünder 

44- Kisten, Kartons und andere Behälter, in 
denen elektrische Zünder versandt werden, 
müssen folgende Angaben tragen oder er- 
kennen lassen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1, 
2, 4 a und 4 b, 

2. die Jahres- und Monatszahl der Her- 
stellung, 

3. die laufende Nummer der Kiste, des Kar- 
tons oder eines anderen Behälters im Her- 
stellungsjahr, 

4 . die Anzahl der elektrischen Zünder. 

45- Elektrische Zünder müssen in Paketen zu 
höchstens 100 Stück verpackt sein. Jedes 
Paket muß mit einem Zettel versehen sein, 
der bei 

- Brückenzündem A gelbe Farbe mit dem 
Buchstaben „A", 

- Brückenzündem U gelbe Farbe mit dem 
Buchstaben „U", 

- Brückenzündem HU blaue Farbe hat und 
folgende Angaben tragen muß: 

1. Die Anzahl der Zünder, 

2. die Zünderdrahtlänge und das Material, 

3. die Jahres- und Monatszahl der Her- 
stellung, 

4. die Nummer der Kiste, des Kartons oder 
eines anderen Behälters nach Absatz 44 
Nr. 3, 

5. die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1, 
2, 4 a bis 5, 

6. bei Brückenzündern A und U den Brük- 
ken- und Gesamtwiderstand, bei Brücken- 
zündem HU den Gesamtwiderstand, 

7. bei Zeitzündern das Verzögemngsinter- 
vall und die Anzahl der Zeitstufen, 
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- Brückenzündem HU blaue Farbe 
hat und folgende Angaben tragen muß: 


87 



Drucksache 13/10065 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Entwurf 

8. „schlagwettersicher"' oder „nicht schlag- 
wettersicher“. 

Die Pakete einer Kiste, eines Kartons oder 
eines anderen Behälters sind zusätzlich mit 
einer fortlaufenden Nummer zu kennzeich- 
nen. 

46- In den Flachboden der Zünderhülsen von 
Zündern muß ein Zeichen, das die Herstel- 
lungsstätte kennzeichnet, in den Flachboden 
von Zeitzündern auch die Zeitstufennummer 
eingeprägt sein. Schlagwettersichere Zünder 
müssen Hülsen aus Kupfer oder Messing 
haben, die keine Färbung enthalten. Die Hül- 
sen nicht schlagwettersicherer Zünder müs- 
sen sich in Material oder Farbe deutlich von 
metallisch blankem Kupfer oder Messing un- 
terscheiden. 

47- Die Isoherung der beiden Zünderdrähte von 
Brückenzündern A und Brückenzündern U 
muß wie folgt gefärbt sein: 

1 . Bei Momentzündern gelb-weiß, 

2. bei Kurzzeitzündern (Verzögerungsinter- 
vall weniger als 100 Millisekunden) gelb- 
grün, 

3. bei Langzeitzündem (Verzögerungsinter- 
vall von 100 und mehr Millisekunden) 
gelb-rot. 

48- Die Isolierung der beiden Zünderdrähte von 
Brückenzündern HU muß wie folgt gefärbt 
sein: 

1 . Bei Momentzündern blau-weiß, 

2. bei Kurzzeitzündem blau-grün, 

3. bei Langzeitzündern blau-rot. 

49- Bei Zeitzündern müssen die Zeitstufen- 
nummem und das Verzögerungsintervall auf 
Kennzeichnungsfähnchen angegeben sein. 

3.5 Elektronische Zünder 

50- Kisten, Kartons und andere Behälter, in 
denen elektronische Zünder versandt wer- 
den, müssen folgende Angaben tragen oder 
erkennen lassen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1, 
2,4 a und 4 b, 

2. die Jahres- und Monatszahl der Her- 
stellung, 

3. die laufende Nummer der Kiste, des 
Kartons oder eines anderen Behälters im 
Herstellungsjahr, 

4 . die Anzahl der elektronischen Zünder. 

51- Elektronische Zünder müssen in Paketen zu 
höchstens 100 Stück verpackt sein. Jedes 
Paket muß mit einem Zettel versehen sein, 
der weiße Farbe mit dem Buchstaben „E“ hat 
und folgende Angaben tragen muß: 

1. Die Anzahl der Zünder, 

2. die Zünderdrahtlänge und das Material, 
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3. die Jahres- und Monatszahl der Her- 
stellung, 

4. die Nummer der Kiste, des Kartons oder 
eines anderen Behälters nach Absatz 50 
Nr. 3, 

5. die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1, 

2,4 a bis 5, 

6. „schlagwettersicher" oder „nicht schlag- 
wettersicher". 

Die Pakete einer Kiste, eines Kartons oder 
eines anderen Behälters sind zusätzhch mit 
einer fortlaufenden Nummer zu kennzeich- 
nen. 

52- In den Flachboden der Zünderhülsen von 
elektronischen Zündern muß ein Zeichen, 
das die Herstellungs Stätte kennzeichnet, und 
der Buchstabe „E" eingeprägt sein. Schlag- 
wettersichere Zünder müssen Hülsen aus 
Kupfer oder Messing haben, die keine Fär- 
bung enthalten. Die Hülsen nicht schlag- 
wettersicherer Zünder müssen sich in Mate- 
rial oder Farbe deutlich von metallisch blan- 
kem Kupfer oder Messing unterscheiden. 

53- Die Isoherung der beiden Zünderdrähte von 
elektronischen Zündern muß grün-weiß ge- 
färbt sein. 

54 - Bei elektronischen Zündern müssen der 
Buchstabe „E" und die Erkennungsnummer 
des Zünders auf Kennzeichnungsfähnchen 
angegeben sein. 

3.6 Sonstige Zünder 

55 - Kisten, Kartons und andere Behälter, in 
denen Zünder dieses Abschnitts versandt 
werden, müssen folgende Angaben tragen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1, 

2, 4 a bis 4 b, 

2. die Jahreszahl der Herstellung, 

3. die laufende Nummer der Kiste, des 
Kartons oder eines anderen Behälters im 
Herstellungs j ahr, 

4. die Anzahl der Zünder. 

56- Die einzelnen Zünder dieses Abschnitts 
müssen folgende Angaben tragen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1, 

2,4 a bis 5, 

2. die Jahreszahl der Herstellung, 

3. die Nummer der Kiste, des Kartons oder 
eines anderen Behälters nach Absatz 55 
Nr. 3. 

57 - Soweit sich die Kennzeichnung auf einzelnen 
Zündern nicht anbringen läßt, genügt die An- 
bringung auf der kleinsten Ursprungsverpak- 
kung des Herstellers. 


89 



Drucksache 13/10065 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Entwurf 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


4. Treibmittel 

58- Kisten, Kartons und andere Behälter, in 
denen Treibmittel versandt werden, müssen 
folgende Angaben tragen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1, 
2, 4 a und 4 b, 

2. die Jahres- und Monatszahl der Her- 
stellung, 

3. die laufende Nummer der Kiste, des 
Kartons oder eines anderen Behälters im 
Herstellungsjahr, 

4. die Anzahl der Gegenstände oder die 
Masse des Stoffes. 

59- Soweit in den Kisten, Kartons und anderen 
Behältern nach Absatz 58 Innenverpackun- 
gen als kleinste Ursprungsverpackungen des 
Herstellers enthalten sind, müssen diese fol- 
gende Angaben tragen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1, 
2, 4 a bis 5, 

2. die Jahres- und Monatszahl der Her- 
stellung, 

3. die Nummer der Kiste, des Kartons oder 
eines anderen Behälters nach Absatz 58 
Nr. 3, 

4. die Anzahl der Gegenstände oder die 
Masse des Stoffes. 

60- Treibkartuschen müssen in Beuteln, Behäl- 
tern, Einwicklem oder Hülsen verpackt sein. 
Die Verpackungen müssen die Angaben des 
Absatzes 59 tragen. 

5. Sprengzubehör 

5.1 Zündleitungen 

61- Die Isolierung von Zündleitungen, deren 
elektrischer Widerstand je 100 m Länge eines 
Leiters nicht mehr als 2 Ohm beträgt, muß 
gelb gefärbt sein. Bei einem Widerstand von 
mehr als 2 Ohm muß sie rot gefärbt sein. 

62- RoUen, auf denen Zündleitungen auf gespult 
werden, müssen mit einem Zettel versehen 
sein, der folgende Angaben tragen muß: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4, 

2. die Länge der Zündleitung und den Werk- 
stoff des Leiters, 

3. den elektrischen Widerstand für 100 m 
einfacher Leitungslänge. 

5.2 Verlängerungsdrähte 

63- Die Isolierung von Verlängerungsdrähten aus 
Stahl muß grau, die Isolierung von Verlänge- 
rungsdrähten aus Kupfer grün gefärbt sein. 
Die Isolierung von Verlängerungsdrähten aus 
Stahl, die ausschließlich im Salzbergbau ver- 
wendet werden, dürfen abweichend von 
Satz 1 blau sein. Die Isolierung von verseü- 
ten Verlängerungsdrähten für elektronische 
Zünder muß blau-gelb sein. 
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64 - Rollen, auf denen Verlängerungsdrähte auf- 
gespult werden, müssen mit einem Zettel ver- 
sehen sein, der folgende Angaben tragen 
muß: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4, 

2. die Länge des Verlängerungsdrahtes und 
den Werkstoff des Leiters, 

3. den elektrischen Widerstand für 100 m 
einfacher Drahtlänge. 

5.3 Isoherhülsen 

65“ Packungen mit Isoherhülsen müssen mit 
einem Zettel versehen sein, der folgende 
Angaben tragen muß: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4, 

2. die Anzahl der Isoherhülsen. 

5.4 Zündmaschinen 

66- Zündmaschinen müssen folgende Angaben 
tragen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 2 
bis 4, 

2. die Typenbezeichnung, 

3. die Zünderart, bei Zündmaschinen für 
mehrere Zünderarten die Zünderarten, für 
die sie zur Verwendung anderen über- 
lassen werden, die Schaltweise und die 
zulässige Anzahl der Zünder, 

4. den elektrischen Höchstwiderstand, bei 
Zündmaschinen für mehrere Zünderarten 
die elektrischen Höchstwiderstände für 
die Zünderarten, für die sie zur Verwen- 
dung anderen überlassen werden, 

5. die Fabriknummer, 

6. die Jahreszahl der HersteUung, 

7. bei schlagwettergesicherten Zündmaschi- 
nen: (D, 

8. bei Zündmaschinen mit einer Verrie- 
gelungsvorrichtung, mit Ausnahme von 
Zündmaschinen mit Anzeigevorrichtung 
für die Kondensatorspannung, den Buch- 
staben „Z" vor der Fabriknummer. 

5.5 Steuer- und Zündgeräte 
für elektronische Zünder 

67 - Steuer- und Zündgeräte für elektronische 
Zünder müssen folgende Angaben tragen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 2 
bis 4, 

2. die Typenbezeichnung, 

3. die Zünder art, für die sie zur Verwendung 
anderen überlassen werden, die Schalt- 
weise und die zulässige Anzahl der Zün- 
der, 


91 



Drucksache 13/10065 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Entwurf Beschlüsse des 4. Ausschusses 

4. den Leitungshöchstwiderstand für eine 
bestiirunte Anzahl Zünder, für die sie zur 
Verwendung anderen überlassen werden, 

5. die Fabriknummer, 

6. die Jahreszahl der Herstellung, 

7. bei schlagwettergesicherten Zündmaschi- 
nen: ®, 

8. bei Zündmaschinen mit einer Verrie- 
gelungsvorrichtung, nüt Ausnahme von 
Zündmaschinen mit Anzeigevorrichtung 
für die Kondensatorspannung, einen 
Kennbuchstaben vor der Fabriknummer: 

- „X" für elektrische Verriegelung, 

-„Y" für elektronische Verriegelung (z.B. 

Pincode, Chipcard), 

- „ Z“ für mechanische Verriegelung. 

5.6 Zündmaschinenprüfgeräte 

68- Zündmaschinenprüfgeräte müssen folgende 
Angaben tragen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 2 
bis 4, 

2. die Typenbezeichnung, 

3. die Bezeichnung der Zündmaschinen ty- 
pen, zu deren Nachprüfung das Gerät be- 
stimmt ist, 

4. die Fabriknummer, 

5. die Jahreszahl der Herstellung, 

6. bei schlagwettergesicherten Zündmaschi- 
nenprüfgeräten: ®. 

5.7 Prüfgeräte für Steuer- und Zündgeräte 
für elektronische Zünder 

69- Die Prüfgeräte dieses Abschnitts müssen fol- 
gende Angaben tragen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 2 
bis 4, 

2. die Typenbezeichnung, 

3. die Bezeichnung der Zündmaschinenty- 
pen, zu deren Nachprüfung das Gerät be- 
stimmt ist, 

4. die Fabriknummer, 

5 . die J ahreszahl der Herstellung, 

6. bei schlagwettergesicherten Zündmaschi- 
nenprüfgeräten: ®. 

5.8 Zündkreis prüf er 

70- Zündkreis prüf er müssen folgende Angaben 
tragen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 2 
bis 4, 

2. die Typenbezeichnung, 

3 . den elektrischen Widerstandsbereich, 
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4. die Fabriknummer, 

5 . die J ahreszahl der Herstellung . 

5.9 Prüfgeräte für elektronische Zündkreise 

71- Die Prüfgeräte dieses Abschnitts müssen fol- 
gende Angaben tragen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 2 
bis 4, 

2. die Typenbezeichnung, 

3. den elektrischen Widerstandsbereich oder 
die maximale Anzahl der Zünder, 

4. die Fabriknummer, 

5. die Jahreszahl der Herstellung. 

5.10 Andere Zündeinrichtungen 

72- Andere Zündeinrichtungen müssen folgende 
Angaben tragen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 2 
bis 4, 

2. die Typenbezeichnung, 

3. die Fabriknummer, 

4 . die Jahreszahl der Herstellung, 

5. die in der Zulassung festgelegte zusätz- 
hche Kennzeichnung. 

5.11 Lade- und Mischladegeräte 

73- Lade- und Mischladegeräte müssen folgende 
Angaben tragen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 2 
bis 4, 

2. die Typenbezeichnung, 

3. die Fabriknummer. 

6. Pyrotechnische Sätze, 

Gegenstände und Anzündmittel 

6.1 Pyrotechnische Sätze 

74- Kisten, Kartons und andere Behälter, in de- 
nen pyrotechnische Sätze versandt werden, 
müssen folgende Angaben tragen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4, 

2. die Jahres- und Monatszahl der Her- 
stellung, 

3. die laufende Nummer der Kiste, des 
Kartons oder eines anderen Behälters im 
Hers tellungsj ahr, 

4. die Masse des Stoffes. 

75- Soweit in den Kisten, Kartons und anderen 
Behältern nach Absatz 74 Innenverpackun- 
gen als kleinste Ursprungsverpackungen des 
Herstellers enthalten sind, müssen diese die 
Angaben nach Absatz 74 Nr. 1 bis 4 sowie die 
Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 5 tragen. 
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6.2 Pyrotechnische Gegenstände 

76- Pyrotechnische Gegenstände sowie ihre Ver- 
packung müssen folgende Angaben tragen: 

Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4, bei pyrotechnischen Gegenständen der 
Klasse IV die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3. Anstelle des Namens oder der Fir- 
ma des Herstellers oder Einführers nach § 14 
Abs. 1 Nr. 2 kann dessen Warenzeichen und 
anstelle der Herstellungsstätte nach § 14 
Abs. 1 Nr. 3 ein Kennzeichen für die Herstel- 
lungsstätte auf den pyrotechnischen Gegen- 
ständen angebracht sein; auf der kleinsten 
Ursprungsverpackung des Herstellers ist au- 
ßerdem das Bruttogewicht dieser Verpak- 
kungseinheit anzubringen. Dies gilt nicht für 
Knallbonbons und Knallerbsen. 

77 - Gegenstände der Klassen IV und T und deren 
Verpackung mit Ausnahme der Knallkorken 
müssen außer den Angaben nach Absatz 76 
mit der Jahreszahl der Herstellung gekenn- 
zeichnet werden. 

78- Soweit sich die Kennzeichnung auf einzelnen 
Gegenständen nicht anbringen läßt, genügt 
die Anbringung auf der kleinsten Ursprungs- 
verpackung des Herstellers. Enthält diese 
verschiedene pyrotechnische Gegenstände, 
so muß erkennbar sein, welche Kennzeich- 
nung für welchen Gegenstand güt. 

79- Die Kennzeichnung der kleinsten Ursprungs- 
verpackung des Herstellers kann entfallen, 
wenn das Verpackungsmaterial den Gegen- 
stand ein- oder mehrseitig durchsichtig um- 
schheßt und die Kennzeichnung auf dem Ge- 
genstand deutiich erkennbar ist. 

80- Außer der Kennzeichnung nach den Absät- 
zen 76 bis 79 sind folgende Hinweise anzu- 
bringen: bei pyrotechnischen Gegenständen 

der Klasse II: „Abgabe an Personen unter 
1 8 Jahren verboten " , 

der Klasse III: „Abgabe nur gegen Vorlage 
einer behördhchen Erlaubnis 
zur Verwendung von Gegen- 
ständen der Klasse III " , * 

der Klasse rV: „Abgabe nur gegen Vorlage 
einer behördhchen Erlaubnis 
zur Verwendung von Gegen- 
ständen der Klasse FV" . 

81- Für die Verpackung von Knallkorken gelten 
folgende besondere Bestimmungen: 

1. Die einzelne Verpackungsschachtel darf 
höchstens 50 Knallkorken enthalten; diese 
müssen auf den Schachtelboden geklebt 
sein, 

2. Die Verpackungsschachteln müssen aus 
zäher, widerstandsfähiger Pappe her ge- 
steht sein. Das Unterteil der Schachtel 
muß so hoch sein, daß sein oberer Rand 
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5 mm über der Oberfläche der eingekleb- 
ten Knallkorken hegt, und so bemessen 
sein, daß die Knallkorken sich nirgends 
zwängen. Der Deckel der Schachtel muß 
dicht schheßen und mindestens 15 mm 
über den oberen Rand des Unterteüs grei- 
fen. 

3. Der Raum zwischen und über den Knall- 
korken muß bis zum Schachtelrand mit 
Holzmehl ausgefüllt sein, das keine Be- 
standteüe enthalten darf, durch die das 
Deckblättchen verletzt werden kann. Das 
Holzmehl muß mit einem weichen Stoff 
abgedeckt sein. 

4. Der Deckel und das Unterteil der gefüllten 
Schachtel müssen durch einen Klebstrei- 
fen fest miteinander verbunden sein. 

Fertige Schachteln müssen beim Versand zu 
Paketen vereinigt sein. Ein Paket darf nicht 
mehr als 10 Schachteln enthalten. Die Pakete 
müssen in Holzkisten oder in anderen für die 
Beförderung zugelassenen Ver sandbehält em 
derart verpackt sein, daß sie gegen Verschie- 
ben gesichert sind. 

6.3 Anzündschnüre für pyrotechnische Zwecke 

82“ Kisten, Kartons und andere Behälter, in 
denen Anzündschnüre für pyrotechnische 
Zwecke versandt werden, müssen folgende 
Angaben tragen oder erkennen lassen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4, 

2. die Anzahl der Anzündschnurringe und 
die Länge eines Ringes oder die Gesamt- 
länge der Anzündschnur und die Länge 
eines Abschnitts, 

3. die Jahres- und Monatszahl der Herstel- 
lung. 

83- Soweit in den Kisten, Kartons und anderen 
Behältern nach Absatz 82 Innenverpackun- 
gen als kleinste Ursprungsverpackungen des 
Herstellers enthalten sind, müssen diese fol- 
gende Angaben tragen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4 und 5, 

2. die Angaben nach Absatz 82 Nr. 2 und 3. 

6.4 Stoppinen 

84 - Für die Kennzeichnung und Verpackung von 
Stoppinen gelten die Absätze 82 und 83 ent- 
sprechend mit der Maßgabe, daß anstelle der 
Angabe nach Absatz 82 Nr. 2 die Anzahl der 
Stoppinen anzugeben ist. 

6.5 Anzündlitzen 

85 -Jede Anzündlitze muß mindestens einen 
Kennfaden bestimmter Farbe haben, der die 
Herstellungsstätte kennzeichnet. 
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86- Anzündlitzen müssen in Ringe gewickelt, 
einzeln in Schachteln verpackt und zu Pake- 
ten vereinigt sein. 

87 - Für die Kennzeichnung der Außen- und In- 
nenverpackung gelten die Absätze 82 und 83 
entsprechend. Die Kennzeichnung muß au- 


ßerdem die Brennzeit in Sekunden je Meter 
Anzündlitze angeben. 

6.6 Elektrische Brückenanzünder und mechani- 
sche Anzünder 

88- Kisten, Kartons imd andere Behälter, in de- 
nen elektrische Brückenanzünder und me- 
chanische Anzünder versandt werden, müs- 
sen folgende Angaben tragen oder erkennen 
lassen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4, 

2. die Jahres- und Monatszahl der Herstel- 
lung, 

3. die Anzahl der Anzünder. 

89- Elektrische Brückenanzünder müssen in Pa- 
keten zu höchstens 100 Stück verpackt sein. 
Jedes Paket muß mit einem Zettel versehen 
sein, der bei Brückenanzündern A gelbe 
Farbe mit dem Buchstaben „A" und bei 
Brückenanzündern U gelbe Farbe mit dem 
Buchstaben „U" hat und folgende Angaben 
tragen muß: 

1 . Die Anzahl der Anzünder, 

2. die Zünderdrahtlänge und das Material, 

3. die Jahres- und Monatszahl der Her- 
steDung, 

4. die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4, 

5. bei Brückenanzündem A und U den Brük- 
ken- und Gesamtwiderstand. 

90- Die Isolierung der beiden Zuleitungsdrähte 
von Brückenzündern A und U muß wie folgt 
gefärbt sein: 

1 . Bei Brückenanzündem A: rot-weiß, 

2. bei Brückenanzündern U: gelb-weiß. 

6.7 Anzündlichter 

91 - Kisten, Kartons und andere Behälter, in 
denen Anzündlichter versandt werden, müs- 
sen folgende Angaben tragen oder erkennen 
lassen: 

1. Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4, 

2. die Anzahl der Anzündlichter. 

6.8 Elektrische Anzünder 

für Schwarzpulver zum Sprengen 
und schwarzpulverähnliche Sprengstoffe 


89- Elektrische Brückenanzünder müssen in Pa- 
keten zu höchstens 100 Stück verpackt sein. 
Jedes Paket muß mit einem Zettel versehen 
sein, der bei 

- Brückenanzündern A gelbe Farbe mit dem 
Buchstaben „A" und 

- Brückenanzündern U gelbe Farbe mit dem 
Buchstaben „U" 

hat und folgende Angaben tragen muß: 


90- Die Isoliemng der beiden Zuleitungsdrähte 
von Brückenanzündem A und U muß wie 
folgt gefärbt sein: 
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92- Für die Kennzeichnung und Verpackung der 
Gegenstände dieses Abschnitts gelten die 
Absätze 88, 89 und 90 Nr. 2 entsprechend. 

7. Sonstige explosionsgefährhche Stoffe 
für technische, wissenschaftliche, 
analytische, medizinische und 
pharmazeutische Zwecke sowie Stoffe, 
die als Hilfsmittel bei der Herstellung 
chemischer Erzeugnisse verwendet werden 

93- Kisten, Kartons und andere Behälter, in 
denen sonstige explosionsgefährliche Stoffe 
versandt werden, müssen folgende Angaben 
tragen oder erkennen lassen: 

1 . Stoff gruppe A und Stof f gruppe B : 

1.1 Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4, 

1.2 die Jahres- und Monatszahl der Her- 
stellung, 

1.3 die Masse des Stoffes, 

1.4 die bei der Zulass vmg vorgeschriebenen 
Sicherheitshinweise . 

2. Stoff gruppe C: 

2. 1 Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1 
bis 2, 

2.2 die Jahres- und Monatszahl der Her- 
stellung, 

2.3 die Masse des Stoffes. 

94 - Soweit in den Kisten, Kartons oder anderen 
Behältern nach Absatz 93 mehr als eine In- 
nenverpackung als kleinste Ursprungsver- 
packung des Herstellers enthalten ist, müs- 
sen die Innenverpackungen folgende An- 
gaben tragen: 

1. Stof f gruppe A: 

1.1 Die Kennzeichnung nach § 14 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4 und 5, 

1.2 die Angaben nach Absatz 93 Nr. 1 .2 bis 1 .4 . 

2. Stoff gruppe B: 

Die Angaben nach Absatz 93 Nr. 1. 1 bis 1 .4 . 

3. Stoff gruppe C: 

Die Angaben nach Absatz 93 Nr. 2.1 bis 
2.3." 

52. Nach Anlage 3 wird folgende Anlage 3a ein- 52. unverändert 
gefügt: 

„Anlage 3 a 

Markierung von Explosivstoffen nach § 6a Abs. 2 
1. Die Vorschriften dieser Anlage gelten für 
Sprengstoffe, die 

a) aus einem oder mehreren einheitlichen 
brisanten Sprengstoffen zusammengesetzt 
sind, die in ihrer reinen Form einen Dampf- 
druck von weniger als 0,0001 Pa bei einer 
Temperatur von 25 °C haben, 

b) mit einem Bindemittel gemischt sind und 

c) bei Raiuntemperatur als Mischung ver- 
formbar oder elastisch sind. 
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Einheitliche brisante Sprengstoffe sind insbe- 
sondere, jedoch nicht ausschließlich, Cyclote- 
tramethylente tramin (HMX, Oktogen), Cyclo- 
trimethylentrinitrarnin (RDX, Hexogen) und 
Pentaerythrittetranitrat (PETN). 

2. Die Markierung der Sprengstoffe nach 
Nummer 1 muß durch Beimischung eines der 
in der TabeDe in der Spalte „Markierungs- 
stoff" aufgeführten Markierungsstoffe wäh- 
rend der HersteDung des Sprengstoffs er- 
folgen. Der Markierungsstoff muß homogen 
im fertigen Sprengstoff mindestens in der in 
Spalte „Mindestkonzentration" der TabeDe 
angegebenen Konzentration in diesem ent- 
halten sein. Für die Markierung im Geltungs- 
bereich des Gesetzes hergesteUter Spreng- 
stoffe ist ausschließhch der Stoff DMNB zu- 
gelassen. 


Markierungs Stoff Mindestkonzentration 

Ethylenglykoldinitrat 

(EGDN) 0,2 Gew.- % 

2,3-Dimethyl-2,3-dinitrobutan 

(DMNB) 0,1 Gew. -% 

p-Nitrotoluol (p-MNT) 0,5 Gew. - % 

o-Nitrotoluol (o-MNT) 0,5 Gew. - % 


Jeder Sprengstoff nach Nummer 1, der einen 
der genannten Markierungsstoffe in der er- 
forderhchen Mindestkonzentration oder dar- 
über enthält, wird als markiert im Sinne von 
Nummer 1 bezeichnet. " 

53. Nach Anlage 4 werden folgende Anlagen 5 bis 10 
angefügt: 


„ Anlage 5 

CE-Konformitätskennzeichnung 
nach § 14 Abs. 1 Nr. 4 a 

Die CE-Konformitätskennzeichnung besteht aus 
den Buchstaben „CE " mit folgendem Schriftbild: 



Bei Verkleinerung oder Vergrößerung der Kenn- 
zeichnung müssen die sich aus dem oben abgebil- 
deten Raster ergebenden Proportionen eingehal- 
ten werden. 

Anlage 6 

Verfahren der Einzelprüfung eines Explosivstoffs 
nach § 6a Abs. 1 

1 . Die Einzelprüfung eines als Einzelstück in Ver- 
kehr zu bringenden Explosivstoffs beinhaltet: 
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a) die Prüfung der technischen Unterlagen 
zur Herstellung, Lagerung und Verwen- 
dung des Explosivstoffs, 

b) die Überprüfung der Einhaltung der sich 
aus den techrüschen Unterlagen ergeben- 
den Forderungen für die Herstellung des 
Einzelstücks und 

c) gegebenenfalls die Durchführung von Prü- 
fungen an dem Einzelstück, Bauteilen oder 
Modellen. 

2. Der Hersteller eines als Einzelstück in Verkehr 
zu bnngenden Explosivstoffs beantragt bei 
einer benannten Stelle seiner Wahl nach § 12 c 
Abs. 2 die Einzelprüfung unter Vorlage der 
techrüschen Unterlagen. 

3. Die techrüschen Unterlagen müssen die Zu- 
sammensetzung und Beschaffenheit, den Auf- 
bau und die Funktionsweise sowie den Ver- 
wendungszweck erkennen lassen. Baupläne, 
Zeichnungen, Berechnungen, Prüfberichte 
usw. sind erforderhchenfalls beizufügen. 

4. Die benannte Stelle prüft die techrüschen Un- 
terlagen auf Vollständigkeit und Plausibilität 
und stellt fest, gegebenenfalls unter Prüfung 
von Bauteilen oder Modellen, ob ein nach den 
techrüschen Unterlagen gefertigter Explosiv- 
stoff die Anforderungen nach Anlage la zu 
dieser Verordnung aller Voraussicht nach er- 
füllen könnte. Sie teilt dem Antragsteller das 
Ergebrüs der Prüfung und erforderlichenfalls 
die bei der Herstellung des Einzelstücks zu be- 
rücksichtigenden Auflagen schriftlich mit. 

5. Der Hersteller fertigt das Einzelstück nach den 
techrüschen Unterlagen und nach Maßgabe 
der zu berücksichtigenden Auflagen der be- 
nannten Stelle. Er bringt an dem Einzelstück 
das CE-Zeichen an, stellt eine Konformitäts- 
erklärung aus und stellt das Einzelstück der 
benannten Stelle vor. 

6. Die benannte Stelle vergewissert sich, daß bei 
der Fertigung des Einzelstücks die techrü- 
schen Unterlagen und die zu berücksichtigen- 
den Auflagen sachgerecht und vollständig ein- 
gehalten wurden. Sie bringt ihr Zeichen auf 
dem Einzelstück an und stellt eine Konformi- 
tätsbescheiiügung aus. 

Anlage 7 

Verfahren der EG -Baumusterprüfung 

nach § 12 a Abs. 1 

1. Diese Anlage beschreibt das EG-Baumuster- 
prüfverfahren, bei dem eine benannte Stelle 
prüft imd bestätigt, daß ein für die betref- 
fende Produktion repräsentatives Muster eines 
Explosivstoffs den Anforderungen nach An- 
lage 1 a zu dieser Verordnung entspricht. 

2. Der im Geltungsbereich des Gesetzes ge- 
stellte Antrag auf Erteüung einer EG-Bau- 
musterprüfbescheirügung ist vom Hersteller 
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oder seinem in der Europäischen Union an- 
sässigen Bevollmächtigten bei der Bundes- 
anstalt einzureichen. Der Antrag muß folgen- 
des enthalten: 

a) Name und Anschrift des Herstellers und, 
wenn der Antrag vom Bevollmächtigten 
eingereicht wird, auch dessen Namen und 
Anschrift, 

b) eine schriftliche Erklärung, daß der- 
selbe Antrag bei keiner anderen benannten 
Stelle eingereicht worden ist, 

c) die technischen Unterlagen nach Num- 
mer 3. 

Der Antragsteller stellt der Bundesanstalt ein 
für die betreffende Produktion repräsentatives 
Muster (EG-Baumuster) zur Verfügung. Die 
Bundesanstalt kann weitere Muster verlangen, 
wenn sie diese für die Durchführung der Prü- 
fung oder als Rückstellmuster benötigt. 

3. Die technischen Unterlagen müssen eine Be- 
wertung der Übereinstimmung des EG-Bau- 
musters mit den Anforderungen der Anlage 1 a 
dieser Verordnung ermöghchen. 

Die Unterlagen haben insbesondere zu enthal- 
ten: 

a) Angaben über die Zusammensetzung und 
Beschaffenheit der Stoffe, 

b) Angaben über den Aufbau und die Funk- 
tionsweise der Gegenstände, einschheßMch 
von Zeichnungen und Stücklisten, 

c) Angaben über charakteristische Eigen- 
schaften der Stoffe und Gegenstände (z.B. 

Dichte, Detonationsgeschwindigkeit, Lei- 
stungsfähigkeit, elektrische Kenndaten 
usw.), 

d) Angaben über den vorgesehenen Verwen- 
dungsbereich und die Verwendungsart ein- 
schheßhch der Verwendungsbedingungen, 

e) Angaben über die Geräte und das Zubehör 
für die zuverlässige und sichere Funktion, 

f) Angaben über die erwartete Lebensdauer, 
die vorgesehenen Lagerbedingungen und 
die vorgeschlagene Vemichtungsart. 

4. Die Bundesanstalt prüft den Antrag nach 
Nummer 2 und die eingereichten Unterlagen 
nach Nummer 3 auf Plausibüität und Vollstän- 
digkeit; sie kann zusätzhche Angaben und Un- 
terlagen anfordem. 

4.1 Sie führt die entsprechenden Untersuchungen 
und erforderhchen Prüfungen an dem einge- 
reichten EG-Baumuster durch oder läßt sie 
durchführen, um festzustellen, ob das EG-Bau- 
muster die Anforderungen nach Anlage 1 a zu 
dieser Verordnung erfüllt. 

4.2 Werden bei der Prüfung des EG -Baumusters 
harmonisierte Normen angewendet und erfüllt 
das EG-Baumuster die Anforderungen der har- 
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monisierten Nonnen, so gelten die Anforde- 
rungen der Anlage la zu dieser Verordnung 
für das EG-Baumuster als erfüllt. Werden bei 
der Prüfung des EG -Baumusters den harmoni- 
sierten Normen gleichwertige Prüfverfahren 
angewendet, so entscheidet die Bundesanstalt, 
ob auf Grund der erhaltenen Prüfergebnisse 
die Anforderungen der Anlage la zu dieser 
Verordnung für das EG-Baumuster erfüllt sind 
und begründet ihre Entscheidung. 

5. Entspricht das EG-Baumuster den Anforde- 
rungen der Anlage 1 a zu dieser Verordnung, 
erteilt die Bundesanstalt dem Antragsteller die 
EG-Baumusterprüfbescheinigung. Die Be- 
scheinigung hat die folgenden Angaben zu 
enthalten: 

a) Name und Anschrift der Bundesanstalt, 

b) Name und Anschrift des Herstellers und ge- 
gebenenfalls seines in der Europäischen 
Union ansässigen Bevollmächtigten, 

c) Bezeichnung des Stoffes oder Gegenstan- 
des, 

d) Bestätigung der Konformität des geprüften 
EG -Baumusters mit den Anforderungen des 
Anhangs I der Richtiiiüe 93/15/EWG, 

e) Festlegung etwaiger Befristung, inhaltiicher 
Beschränkungen oder Bedingungen für die 
Gültigkeit der Bescheinigung. 

Die für die Identifikation des geprüften EG- 
Baumusters erforderhchen Angaben sowie die 
Ergebnisse der Prüfungen werden der Be- 
scheinigung als Anlagen beigefügt. Die Be- 
scheinigung ist mit einer Rechtsmittelbe- 
lehrung zu versehen. 

6. Beabsichtigt der Hersteller die Änderung 
eines Explosivstoffs, für den die Bundesanstalt 
bereits eine EG-Baumusterprüfbescheinigung 
erteilt hat, so unterrichtet der Hersteller oder 
sein in der Europäischen Union ansässiger Be- 
vollmächtigter hierüber die Bundesanstalt. 
Diese prüft, ob die Änderung des Explosiv- 
stoffs dessen Übereinstimmung mit den An- 
forderungen der Anlage 1 a zu dieser Verord- 
nung beeinflussen könnte. In diesem Falle 
prüft die Bundesanstalt ein Muster des ge- 
änderten Explosivstoffs entsprechend den 
Nummern 4.1 und 4.2. Erfüllt das Muster des 
geänderten Explosivstoffs die Anforderungen 
der Anlage la zu dieser Verordnung, so er- 
teilt die Bundesanstalt eine Ergänzung zur 
ursprünghchen EG -Baumus terprüfbescheini- 
gung. 

Anlage 8 

Qualitätssicherungsverfahren nach § 12 b Abs. 1 

Bei den Quahtätssicherungsverfahren werden 
vier alternativ anzuwendende Verfahren unter- 
schieden, die im folgenden als Module bezeichnet 
werden. 
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1. Modul C 

(Konformität mit dem EG -Baumuster) 

1.1 Dieses Modul beschreibt die Variante des 
Quahtätssicherungs Verfahrens, bei dem der 
Hersteller oder sein in der Europäischen 
Union ansässiger Bevollmächtigter sicher- 
stellt und erklärt, daß die dem EG-Baumuster 
nachgefertigten Explosivstoffe dem in der 
EG-Baumusterprüfbescheinigung beschrie- 
benen EG-Baumuster entsprechen und die 
Anforderungen des Anhangs I der Richtlinie 
93/ 15/EWG erfüllen. Der Hersteller bringt an 
jedem Explosivstoff das CE-Zeichen an und 
stellt eine Konformitätserklärung aus. 

1.2 Der Hersteller trifft alle erforderhchen Maß- 
nahmen, damit der Herstellungsprozeß die 
Übereinstimmung der nachgefertigten Explo- 
sivstoffe mit dem in der EG-Baumusterprüf- 
bescheinigung beschriebenen EG-Baumuster 
gewährleistet und die nachgefertigten Explo- 
sivstoffe den Anforderungen der Anlage la 
zu dieser Verordnung genügen. 

1.3 Eine für die Durchführung des Moduls C be- 
nannte Stelle, die der Hersteller auswählt, 
führt in willkürhchen Abständen stichproben- 
artige Prüfungen der nachgefertigten Explo- 
sivstoffe durch oder läßt diese durchführen. 
Für die Prüfungen gelten die Bestimmungen 
der Nummern 4. 1 und 4.2 der Anlage 7 zu die- 
ser Verordnung entsprechend. Stellt die be- 
nannte Stelle nach Satz 1 fest, daß die nach- 
gefertigten Explosivstoffe nicht den in 
Nummer 1.1 genannten Anforderungen ge- 
nügen, informiert sie die benannte Stelle, die 
die EG-Baumusterprüfbescheinigung erteilt 
hat, und die für den Hersteller zuständige 
Überwachungsbehörde. 

2. Modul D 

(Quahtätssicherung Produktion) 

2.1 Dieses Modul beschreibt die Variante des 
Quahtätssicherungs Verfahrens, bei dem der 
Hersteller, der ein zugelassenes Quahtäts- 
sicherungssystem für die Herstellung von Ex- 
plosivstoffen unterhält, sichersteUt und er- 
klärt, daß die dem EG-Baumuster nachgefer- 
tigten Explosivstoffe dem in der EG-Baumu- 
sterprüfbescheinigung beschriebenen EG- 
Baumuster entsprechen und die Anfordenm- 
gen des Anhangs I der Richthnie 93/15/EWG 
erfüUen. Der HersteUer bringt an jedem Ex- 
plosivstoff das CE-Zeichen an und stellt eine 
Konformitätserklärung aus. Dem CE-Zeichen 
wird das Zeichen der benannten Stelle, die 
für die Überwachung des Quahtätssiche- 
rungssystems zuständig ist, hinzugefügt. 

2.2 Das in Nummer 2.1 Satz 1 genannte Qua- 
htätssicherungssystem gilt als zugelassen, 
wenn das vom Hersteller der Explosivstoffe 
angewendete System von einer für die Durch- 
führung des Moduls D benannten Stelle sei- 
ner Wahl unter Anwendung der Norm DIN/ 
EN/ISO 9002 (Ausgabe: August 1994) oder 
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nach gleichwertigen Verfahren bewertet wor- 
den ist. Die benannte Stelle teilt dem Herstel- 
ler die Entscheidung über die Bewertung 
schriftlich mit. 

2.3 Der Hersteller verpflichtet sich, die aus dem 
zugelassenen Qualitätssicherungssystem re- 
sultierenden Verpflichtungen zu erfüllen und 
das System stets funktionsfähig zu halten. Die 
Einhaltung der Verpflichtung durch den Her- 
steller wird durch die benannte Stelle in Form 
regelmäßiger Nachprüfungen überwacht. 
Über die Nachprüfungen werden von der be- 
nannten Stelle schriftiiche Berichte gefertigt. 

3. Modul E 

(Quahtätssicherung Produkt) 

3.1 Dieses Modul beschreibt die Variante des 
Quahtätssicherungs Verfahrens, bei dem der 
Hersteller, der ein zugelassenes Quahtätssi- 
cherungssystem für die Prüfung und Endab- 
nahme der dem EG-Baiunuster nachgefertig- 
ten Explosivstoffe unterhält, sicherstellt und 
erklärt, daß die nachgefertigten Explosiv- 
stoffe dem in der EG-Baumusterprüfbe- 
scheinigung beschriebenen EG-Baumuster 
entsprechen und die Anforderungen des 
Anhangs I der Richtiinie 93/15/EWG erfüllen. 
Der Hersteller bringt an jedem Explosivstoff 
das CE-Zeichen an und stellt eine Konfor- 
mitätserklärung aus. Dem CE-Zeichen wird 
das Zeichen der benannten Stelle, die für 
die Überwachung des Quahtätssicherungs - 
Systems zuständig ist, hinzugefügt. 

3.2 Die Nummern 2.2 und 2.3 gelten entspre- 
chend mit der Maßgabe, daß die Norm DIN/ 
EN/ISO 9003 (Ausgabe: August 1994) An- 
wendung findet. 

4. Modul F 

(Prüfung bei Produkten) 

4.1 Dieses Modul beschreibt die Variante des 
Quahtätssicherungsverfahrens, bei dem der 
Hersteller oder sein in der Europäischen Uni- 
on ansässiger Bevollmächtigter gewährleistet 
und erklärt, daß der dem EG-Baumuster 
nachgefertigte Explosivstoff von einer für 
die Durchführung des Moduls F benannten 
Stelle seiner Wahl geprüft wurde und der Ex- 
plosivstoff dem in der E G -Baumus terprüfbe- 
scheinigung beschriebenen EG-Baumuster 
entspricht und die Anforderungen des 
Anhangs I der Richtliiüe 93/15/EWG erfüllt. 

4.2 Der Hersteller trifft alle erforderhchen Maß- 
nahmen, damit der Herstellungsprozeß die 
Übereinstimmung der nachgefertigten Explo- 
sivstoffe mit dem in der EG-Baumusterprüf- 
bescheinigung beschriebenen EG-Baumuster 
gewährleistet und die nachgefertigten Explo- 
sivstoffe den Anforderungen der Anlage la 
zu dieser Verordnung genügen. Er bringt an 
jedem Explosivstoff das CE-Zeichen an und 
stellt eine Konformitätserklärung aus. 
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4.3 Die benannte SteUe nach Nummer 4.1 prüft an 
für die laufende Produktion repräsentativen 
Proben des Explosivstoffs, ob diese dem in der 
EG-Baumusterprüfbescheinigung beschriebe- 
nen EG-Baumuster entsprechen und die An- 
forderungen der Anlage 1 a zu dieser Verord- 
nung erfüllen. Für die Prüfungen gelten die 
Bestimmungen der Nummern 4.1 und 4.2 der 
Anlage 7 zu dieser Verordnung. Die benannte 
Stelle bringt auf jedem Explosivstoff ihr Zei- 
chen an oder läßt dieses anbringen und stellt 
eine Konformitätsbescheinigung über die vor- 
genommenen Prüfungen aus. 

Anlage 9 

Anforderungen an die benannten Stellen 
nach § 12 a Abs. 4 und § 12 c Abs. 2 

1 . Unabhängigkeit der benannten Stelle oder des 
Prüflaboratoriums imd ihres mit der Leitung 
imd Durchführung der Fachaufgaben beauf- 
tragten Personals von den Personen, die an der 
Planung, der Herstellung oder dem Vertrieb 
der Explosivstoffe beteiligt sind oder die in an- 
derer Weise von den Ergebnissen der Prüfun- 
gen und Bescheinigungen abhängig sind, 

2. Verfügbarkeit der für eine angemessene unab- 
hängige Erfüllung der Fachaufgaben erforder- 
hchen Organisationsstruktur, des Personals so- 
wie der notwendigen Mittel und Ausrüstungen 
bei der benannten Stelle oder dem Prüflabora- 
torium, 

3. Vorhegen einer ausreichenden technischen 
Kompetenz, beruflichen Integrität und Erfah- 
rung sowie der fachhchen Unabhängigkeit des 
mit den Aufgaben betrauten Personals der be- 
nannten Stelle und des Prüflaboratoriums, 

4. das Bestehen einer nach Art und Höhe ausrei- 
chenden Haftpflichtversicherung bei nicht- 
staathchen benannten Stellen und Prüflabo- 
ratorien, 

5. Wahrung der im Zusammenhang mit der 
Tätigkeit der benannten Stelle oder des Prüf- 
laboratoriums bekanntgewordenen Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisse vor unbefugter 
Offenbarung, 

6. Einhaltung der für die Durchfühnmg der Prü- 
fungen oder der für die Erteilung von Beschei- 
nigungen festgelegten Verfahren. 

Anlage 10 

Erforderhche Angaben im Antrag 
auf Genehmigung des Verbringens 
von Explosivstoffen nach § 25 a Abs. 2 
und Angaben in der Genehmigung 
nach § 25 a Abs. 4 

1. Angaben im Antrag auf Genehmigung des 
Verbringens von Explosivstoffen: 
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Entwurf Beschlüsse des 4. Ausschusses 

1 . 1 Name und Anschrift des Antragstellers; Name 
und Telefonnummer des Ansprechpartners 
beim Antragsteller. 

1.2 Name, Anschrift, Telefon- und Telefaxnum- 
mer der am Verbringungsvorgang beteiligten 
Unternehmen oder Einzelpersonen (Absen- 
der, Beförderer, Empfänger) . 

1.3 Name, Anschrift, Telefon- und Telefaxnum- 
mer der zuständigen Behörden nach § 36 des 
Gesetzes für die Erteilung der Erlaubnis nach 
§ 7 oder § 27 des Gesetzes oder des Befähi- 
gungsscheins nach § 20 des Gesetzes für die 
im Geltungsbereich des Gesetzes ansässigen, 
am Verbringungsvorgang beteiligten Unter- 
nehmen und Einzelpersonen. 

1.4 Bezeichnung, Zusammensetzung und Kurz- 
charakterisierung des zu verbringenden Ex- 
plosivstoffs, dessen Hersteller, die Herstel- 
lungsstätte und die UN-Nununer. 

1.5 Die Masse (Netto-Explosivstoffmasse und 
Bruttomasse) oder die Stückzahl der zu ver- 
bringenden Explosivstoffe. 

1.6 Transportart (Straße, Eisenbahn, Binnen- 
schiff, Seeschiff, Luftfahrzeug), Transport- 
weg, vorgesehener Abfahrts- und Ankunfts- 
termin sowie erforderlichenfalls vorgese- 
hene Grenzübertrittsstellen zwischen den 
Mitgüedstaaten der Europäischen Union. 

2. Angaben in der Genehmigung des Verbrin- 
gens von Explosivstoffen: 

2.1 Ausstellende Behörde und Nummer des Ge- 
nehmigungsb esc heids . 

2.2 Name und Anschrift des Antragstellers (Emp- 
fänger). 

2.3 Name und Anschrift der am Verbringungsvor- 
gang beteiligten Unternehmen oder Einzel- 
personen, soweit sie im Geltungsbereich des 
Gesetzes ansässig sind. 

2.4 Bezeichnung und Kurzcharakterisierung des 
zu verbringenden Explosivstoffs, dessen Her- 
steller, die Herstellungsstätte und die UN- 
Nummer. 

2.5 Die Masse (Netto-Explosivstoffmasse und 
Bruttomasse) oder Stückzahl der zu verbrin- 
genden Explosivstoffe. 

2.6 Transportart (Straße, Eisenbahn, Binnen- 
schiff, Seeschiff, Luftfahrzeug), Transport- 
weg, vorgesehener Abfahrts- und Ankunfts- 
termin sowie erforderlichenfalls vorgesehene 
Grenzübertrittsstellen zwischen den Mit- 
ghedstaaten der Europäischen Union. 

2.7 Nebenbestimmungen gemäß § 25 a Abs. 4 für 
die Verbringung der Explosivstoffe. " 
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Entwurf Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Artikel 3 

Änderung der Zweiten Verordnung 
zum Sprengstoffgesetz 

§ 4 der Zweiten Verordnung zum Sprengstoffgesetz 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Septem- 
ber 1989 (BGBl. I S. 1620) wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 4 werden die Worte „Bundesinstitut für 
chemisch- technische Untersuchungen beim Bun- 
desamt für Wehrtechnik und Beschaffung (Bun- 
desinstitut) " durch die Worte „ Wehrwissens chaftii- 
che Institut für Werk-, Explosiv- und Betriebsstoffe 
(WehrwissenschafÜiches Institut) " ersetzt. 

2. In Absatz 5 wird das Wort „Bundesinstitut" durch 
die Worte „Wehrwissenschafthche Institut" ersetzt. 

Artikel 4 

Aufhebung der Fünften Verordnung 
zum Sprengstoffgesetz 

Die Fünfte Verordnung zum Sprengstoffgesetz 
vom 31. Oktober 1984 (BGBl. I S. 1323) wird aufge- 
hoben. 

Artikel 5 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Die auf Artikel 2 und 3 beruhenden Teile der dort 
geänderten Rechtsverordnungen können auf Grund 
der jeweils einschlägigen Ermächtigung durch 
Rechtsverordnung geändert werden. 

Artikel 6 

Neubekanntmachung 

Das Bundesministerium des Innern wird ermäch- 
tigt, das Sprengstoffgesetz und die durch dieses Ge- 
setz geänderte Erste Verordnung zum Sprengstoff- 
gesetz in der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an 
geltenden Fassung neu bekanntzumachen. 

Artikel 7 Artikel 7 

Inkrafttreten unverändert 

Dieses Gesetz tritt am ... [einsetzen: Datum des 
ersten Tages des dritten auf die Verkündung folgen- 
den Monats] in Kraft. 


Artikel 6 

unverändert 


Artikel 5 

unverändert 


Artikel 4 

unverändert 


Artikel 3 

unverändert 
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Bericht der Abgeordneten Wolfgang Bosbach, Günter Graf (Friesoythe), 
Manfred Such, Dr. Max Stadler und Ulla Jelpke 


I. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung, Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Sprengstoffgeset- 
zes und anderer Vorschriften (SprengÄndG 1997) auf 
Drucksache 13/8935 wurde in der 210. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 11. Dezember 1997 dem 
Innenausschuß federführend sowie dem Ausschuß 
für Wirtschaft zur Mitberatung überwiesen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat in seiner Sitzung am 
11. Februar 1998 mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU und RD.R, bei Stimmenthaltung der 
Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Gruppe der PDS empfohlen, den Ge- 
setzentwurf der Bundesregierung auf Drucksache 
13/8935 in der Fassung der Ausschuß-Drucksache 
636/13 des Ausschusses für Wirtschaft anzunehmen. 

Der Innenausschuß hat in seiner 77. Sitzung am 
11. Februar 1998 den Gesetzentwurf der Bundes- 
regierung auf Drucksache 13/8935 abschließend 
beraten und in der aus der Beschlußempfehlung 
ersichtlichen Fassung mit der Mehrheit der Stimmen 
der Koahtionsfraktionen gegen die Stimmen der 
Fraktion der SPD, bei Enthaltung der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Gruppe der 
PDS zur Annahme empfohlen. 


II. 

Bei den Beratungen des Gesetzentwurfs lag dem 
Innenausschuß das Schreiben des Staatssekretärs 
im Bundesministerium des Innern, Dr. Kurt Scheiter, 
vom 16. Januar 1998 als Ausschußdrucksache 13/183 
vor, die mit der Ausschußdrucksache 636/13 des Aus- 
schusses für Wirtschaft identisch ist. Des weiteren 
lag ein Schreiben des Bundesministeriums des In- 
nern vom 28. Januar 1998 vor, dem eine Formuhe- 
rungshilfe für Änderungsanträge beigefügt war. Das 
Bundesministerium des Innern machte in den ab- 
schließenden Beratungen des Innenausschusses am 
11. Februar 1998 geltend, daß trotz intensiver Vorab- 
stimmung mit den Bundesressorts, den Ländern und 
den Verbänden bei der Beratung des Gesetzentwurfs 
in den Ausschüssen des Bundesrates, insbesondere 
im Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung, neben 
den Anträgen, die Gegenstand der Beschlußfassung 
waren, weitere Anträge von einzelnen Ländern zu 
Protokoll gegeben worden seien. Diese Anträge 
seien - soweit sachdienhch - aus fachlicher Sicht 
noch im lfd. Gesetzgebungsverfahren zu berücksich- 
tigen. Auch vom Bundesministerium der Justiz sei 
bei den Bußgeldvorschriften noch Änderungsbedarf 
geltend gemacht worden. Schließlich hätten sich 
nach Einleitung des Gesetzgebungsverfahrens noch 
Betroffene (Verband der Pyrotechnischen Industrie 
und Deutscher Aeroclub) geäußert, deren Petiten be- 


rücksichtigt werden sollten. Das Bunde sministerium 
des Innern sprach sich dafür aus, den Änderungs- 
begehren im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu 
entsprechen. Hierzu übersandte es eine Formulie- 
rungshilfe für einen Änderungsantrag, den sich die 
Fraktionen der CDU/CSU und FD.P in den Beratun- 
gen am 11. Februar 1998 zu eigen machten. 

Die Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie die Gruppe der PDS sprachen sich gegen den 
Gesetzentwurf aus, da er nach ihrer Auffassung zu 
einer nicht vertretbaren Regelungsdichte in den ent- 
sprechenden, auch wirtschafthchen Bereichen führe. 

Die mehrheitiich gefaßten Beschlüsse des Innenaus- 
schusses begründen sich im wesenthchen wie folgt: 


Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 1 Abs. 4 Nr. 4 SprengG) 

Mit der Reduzierung der Streitkräfte ist auch die 
Aussonderung von nicht mehr benötigten spreng- 
kräftigen Kriegswaffen (z.B. Minen, Zünder) verbun- 
den. Das Kriegswaffenkontrollgesetz enthält keine 
Bestimmungen über die mit der Aussonderung ver- 
bundenen Tätigkeiten wie Vernichtung oder Wieder- 
verwertung. Die Eigenschaft Kriegswaffe verlieren 
diese Gegenstände jedoch erst im Laufe der Delabo- 
rierung, und erst dann wird die Anwendung Spreng- 
stoff rechthcher Vorschriften möglich. Der Ände- 
rungsvorschlag stellt daher die Aufbewahrung im 
Rahmen der Delaborierung ausgesonderter spreng- 
kräftiger Kriegswaffen auf eine sichere rechthche 
Grundlage. 


Zu Artikel 1 Nr. 6 (Überschrift des § 5 a SprengG) 

Wie bereits im Text der Vorschrift und in § 41 Abs. 1 
Nr. 3d ist der Begriff „Verwendungshinweise" durch 
„Verwendungsbestimmungen" zu ersetzen. 


Zu Artikel 1 Nr. 8 (Überschrift des Abschnitts II 
SprengG) 

Im § 15 dieses Abschnitts werden auch Regelungen 
zur Durchfuhr getroffen. Diese wird nicht durch die 
Begriffe „Umgang" und „Verkehr" miterfaßt. 


Zu Artikel 1 Nr. 10a (§ 9 Abs. 1 Satz 2 SprengG) 

Zwar bedeutet die Neuregelung eine Verschärfung 
gegenüber den bisherigen gesetzhchen Bestimmun- 
gen, jedoch ist diese wegen der besonderen Gefah- 
ren der Kampfmittel geboten. 
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Zu Artikel 1 Nr. 18 (§ 19 Abs. 1 Nr. 3 SprengG) 

Die Änderung stellt sicher, daß nicht nur Personen 
mit einer bestimmten Funktionsbezeichnung, son- 
dern alle Personen mit einer bestimmten technischen 
Ausbildung und Befähigung von der Vorschrift erfaßt 
werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 28 Satz 1 SprengG) 

In der Aufzählung der anwendbaren Vorschriften 
wurde der § 15 Abs. 1, 3 und 6 ergänzt, da sich die 
dortigen Regelungen auch auf den Umgang und Ver- 
kehr im nichtgewerblichen Bereich beziehen und 
§ 15 dem Abschnitt II (gewerbhcher Bereich) zuge- 
ordnet ist. 

Zu Artikel 1 Nr. 32 (§ 32 Abs. 5 Satz 1 SprengG) 

Die Änderung dient der Klarstellung des Gemeinten. 

Zu Artikel 1 Nr. 38 (§ 40 Abs. 2 SprengG) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aus der Än- 
derung des § 15 Abs. 1 Satz 1 SprengG (Artikel 1 
Nr. 16 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa) und des § 22 
Abs. 1 Satz 2 (Artikel 1 Nr. 20 Buchstabe a). 

Zu Artikel 1 Nr. 39 (§ 41 SprengG) 

- Die Änderung des § 41 Abs. 1 Nr. 1 SprengG dient 
der redaktionellen Anpassung der Bußgeldvor- 
schrift an den im Nebenstrafrecht üblichen 
Sprachgebrauch. 

- In § 41 Abs. 1 Nr. 3 c SprengG kommt eine Buß- 
geldbewehrung der in § 5 a Abs. 1 Satz 5 SprengG 
enthaltenen Kennzeichnungspflicht nicht in Be- 
tracht. Das Kennzeichnen von Explosivstoffen 
stellt eine notwendige Handlung im Vorfeld des 
Inverkehrbringens und Überlassens dar, für die 
ein separater Bewehrungsbedarf nicht vorhanden 
ist. Darüber hinaus kann in der Bußgeldvorschrift 
das Verwenden von Explosivstoffen nicht bewehrt 
werden, da die in Bezug genommene Vorschrift 
des § 5a Abs. 1 Satz 5 SprengG kein Verwen- 
dungsverbot normiert. 

- In § 41 Abs. 1 Nr. 3d erfolgt eine redaktionelle An- 
gleichung. 

- In § 41 Abs. 1 Nr. 5 a SprengG ist die Bußgeldbe- 
wehrung auf § 15 Abs. 6 Satz 1 und 2 SprengG zu 
beschränken, da nur diese Untergliederungen 
die in Bezug genommenen Handlungsgebote und 
-verböte enthalten. Des weiteren sind die Worte 
„auf Verlangen nicht" durch die Worte „nicht oder 
nicht rechtzeitig" zur Anpassimg des § 41 Abs. 1 
Nr. 5 a SprengG an den übhchen nebenstrafrecht- 
lichen Sprachgebrauch zu ersetzen. 

- In § 41 Abs. 1 Nr. 10 und § 41 Abs. 2 SprengG 
erfolgt eine redaktionelle Richtigstellung. 

Zu Artikel 1 Nr. 40 (§ 42 SprengG) 

Bei Ordnungswidrigkeiten nach § 41 Abs. 1 Nr. Ib 
SprengG handelt es sich um weniger bedeutsame 
Verstöße. Dies wird insbesondere dadurch verdeut- 


licht, daß Verstöße gemäß § 41 Abs. 1 Nr. Ib 
SprengG nach § 41 Abs. 2 SprengG lediglich mit 
Geldbuße bis zu 20000 DM geahndet werden kön- 
nen. Eine Strafbewehrung derartiger Zuwiderhand- 
lungen im Rahmen des § 42 SprengG wird daher im 
Hinbhck auf den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
nicht in Betracht kommen können. 

Zu Artikel 1 Nr. 43 (§ 47 SprengG) 

- Mit der Änderung zu Absatz 2 sollen bereits beim 
Verbraucher befindliche pyrotechnische Gegen- 
stände auch nach Änderung der Klassenzuord- 
nung oder Erlöschen der Zulassung noch ver- 
braucht werden dürfen. Die Änderung der Zuord- 
nung ist wegen geänderter Prüfungsbestimmun- 
gen erfolgt. Die Zulassung ist nicht wegen fehlen- 
der Sicherheit entfallen, sondern allein weil der 
Zulassungsinhaber die Umklassifizierung und da- 
mit Weiterverwendungserlaubnis unter anderen 
Bedingungen nicht beantragt hat. Die Übergangs- 
bestimmung trägt den Wünschen der pyrotech- 
nischen Industrie Rechnung. Sie begrenzt die 
Gefahr unbeabsichtigter Rechtsverstöße durch 
Personen, die die Gegenstände vor dem Erlöschen 
der Zulassung berechtigt erworben haben. 

- Die Änderung zu Absatz 4 ist eine Folgeänderung 
zu Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a Doppelbuch- 
stabe aa. 

Zu Artikel 1 Nr. 49 (Anlage III SprengG) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Korrektur. 

Zu Artikel 2 Nr. 4 (§ 3 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 Satz 1 
1. SprengV) 

Bei der Behörde handelt es sich um eine Bundesbe- 
hörde im Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Verteidigung. 

Zu Artikel 2 Nr. 6 (§ 4 Abs. 2 Satz 1 1. SprengV) 

Die Raketenmotore für Modellraketen und die zuge- 
hörenden Anzündmittel sind bisher pyrotechnische 
Gegenstände. Nach EG-Recht sind sie den Explosiv- 
stoffen zuzuordnen. Sicherheitsgründe gebieten es 
nicht, nunmehr die strengen Vorschriften für den 
Umgang mit Explosivstoffen auf Modellraketen mit 
einem Treibsatz bis zu 20 g zu erstrecken. 

Zu Artikel 2 Nr. 7 (§ 5 1. SprengV) 

Die neue Defirütion des Begriffs „Umgang" schließt 
das „Verbringen" ein. Deswegen ist ein Ersetzen des 
alten Begriffs „Befördern" durch das Wort „Verbrin- 
gen" nur dann erforderhch, wenn der Begriff „Um- 
gang" nicht Bestandteil der ursprünghchen Formu- 
lierung ist. 

Zu Artikel 2 Nr. 19 (§ 13 1. SprengV) 

Als Folgeänderung aus § 5a und § 41 Abs. 1 Nr. 3d 
SprengG ist der Begriff „Verwendungshinweise" 
durch „Verwendungsbestimmungen" zu ersetzen. 
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Zu Artikel 2 Nr. 28 (§ 23 1. SprengV) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Ände- 
rung des Artikels 2 Nr. 6 (§ 4). 

Zu Artikel 2 Nr. 37 (§ 35 Abs. 3 a 1. SprengV) 

Die Formulierung „Der Lehrgang" ist nicht eindeu- 
tig. Bereits jetzt gibt es zu der Lehrgangsart nach § 32 
Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe d zwei verschiedene zugelas- 
sene Lehrgänge. 

Zu Artikel 2 Nr. 44 (§ 46 1. SprengV) 

- Die Änderung der Nummer 2 a ist erforderlich, 
weil nur der Äuflage Verwaltungsaktsquahtät zu- 
kommt. Sie ist daher einer Bußgeldbewehrung zu- 
gänglich. 


- Die Anpassung der Nummer 3 ist erforderhch, weil 
das von der Bußgeldvorschrift in Bezug ge- 
nommene Überlassungs verbot in § 14 Abs. 4 a 
1. SprengV nicht enthalten ist. Mangels der im 
Nebenstrafrecht zu fordernden inhaltlichen und 
sprachlichen Deckungsgleichheit kann eine Buß- 
geldbewehrung des § 14 Abs. 4 a 1. SprengV im 
Rahmen des § 46 Nr. 3 1. SprengV daher nicht 
erfolgen. 

Zu Artikel 2 Nr. 49 (Anlage 1 1 . SprengV) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Korrektur. 


Zu Artikel 2 Nr. 51 (Anlage 3 1. SprengV) 

Es handelt sich um redaktionelle Korrekturen. 


Bonn, den 26. Februar 1998 


Wolfgang Bosbach 

Günter Graf (Friesoythe) 

Manfred Such 

Berichterstatter 

Berichterstatter 

Berichterstatter 

Dr. Max Stadler 

Ulla Jelpke 


Berichterstatter 

Berichterstatterin 
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